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Redaktionelle  Vorbemerkung. 

Die  vorliegende  Bearbeitung  der  Bestimmungen  des  Friedensvertrags  über  die 
Versicherungsverträge  von  Professor  Brück  in  Hamburg  stellt  die  sechste  Vor  Ver- 
öffentlichung aus  dem  Kommentar  zum  Friedensvertrage  vor,  der  gegenwärtig  von 
einer  großen  Anzahl   führender  Männer  der  Theorie  und  Praxis  vorbereitet  wird. 

Bereits  als  Vorveröffentlichung  erschienen  sind  eine , .Chronik  der  Friedensverhand- 
lungen nebst  einer  Übersicht  über  die  Diplomatie  des  Weltkrieges"  von  Prof.  Dr. 
Herbert  Kraus  und  Geh.  Exp.  Sekretär  Gustav  Rüdiger,  ,, Rußland  im  Friedens- 
vertrag von  Versailles"  von  Konsul  Dr.  Zitelmann,  ,,das  internationale  Arbeits- 
recht im  Friedensvertrage  von  Versailles"  vom  Wirkl.  Geh.  Legationsrat  Dr.  Paul 
Eckardt  und  Assessor  Ewald  Kuttig  nebst  Anhang,  ,,dic  soziale  Versicherung 
in  den  abgetretenen  Gebieten"  von  Dr.  jur.  d.  phil.  A.  Manes,  Gewerblicher  Rechts- 
schutz (Unlauterer  Wettbewerb)  und  Urheberrecht  im  Friedensvertrage  von  Ver- 
sailles von  Prof.  Dr.  Osterrieth,  „Deutsch-Österreich  im  Friedensvertrag"  von 
Prof.  Dr.  Laun  in  Hamburg.  Weitere  Vorveröffentlichungen  sind  in  Vorbereitung. 
Insbesondere  erscheint  demnächst  ein  Exkurs  über  die  Sehuldfrage  von  Prof. 
Mcndclssohn-Bartholdy,  Graf  Montgelas  und  Prof.  Schücking,  sowie  ein 
Kommentar  der  Völker bundssatzung  von  Prof.  Dr.  Schücking  und  Dr.  Hans 
Wchberg. 

Die  sehr  umfangreiche  Urkundensammhing,  die  sämtliche  bis  zum  Tage  der 
Unterzeichnung  des  Friedensvertrages  gewechselten  Noten  und  von  diesem  Zeitpunkt 
ab  die  wichtigsten  Noten  umfassen  wird,"  die  auf  den  Friedensvertrag  und  seine  Aus- 
führungen Bezug  haben,  ist  nahezu  ausgedruckt.  Dieser  Urkundensammlung,  die  fort- 
gesetzt werden  soll,  wird  auch  ein  Kartenatlas  beigegeben  werden. 

Wie  schon  bei  d«.'n  bisher  erschienen  Vorvcröffentlichungen  bemerkt,  war  für 
die  Herausgabe  dieser  Vorveröffentlichungen  vor  allem  die  Tatsache  entscheidend, 
daß  für  einzelne  Gebiete  des  Friedensvertrages  mit  Rücksicht  auf  die  hinausgezögerte 
Ratifikation,  die  noch  bestehende  Ungeklärlheit  der  Haltung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  die  sich  daraus  ergebenden  zahlreichen  schwebenden  VerhlUtnissc 
die  Kommcnticrung  noch  nicht  abgeschlossen  werden  konnte,  sollte  der  Kommentar 
nicht  .sogleich  veralten  oder  von  vornherein  Unfertiges  bringen.  Hinzu  tritt  vor  allem 
die  neue  Situation,  die  durch  die  Verhandlungen  von  Spaa  eingetreten  ist. 

Bei  anderen  Materien  war  diese  Sachlage  ohne  oder  nur  von  geringer  Bedeutung. 
Insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  im  Ausland  erscheinende  Spezialliteratur  über 
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den  Friedensvertrag  besteht  ein  lebhaftes  Bedürfnis,  Bearbeitungen  wenigstens  der- 
jenigen Teile  des  Friedensvertrages  tunUchst  bald  der  üffenthchkeit  vorzulegen,  die  — 
wie  dies  bezüglich  der  vorliegenden  Materie  der  Fall  ist  —  zur  Kommentierung  bereits 
,,reif"  erscheinen. 

Besonders  hervorgehoben  mag  werden,  daß  die  als  Vorveröffentlichung  erschienenen 
Beiträge  für  die  Vorveröffentlichung  im  Kommentar  selbst  ergänzt  vt^crdcn  sollen,  so 
daß  sie  dort  in  erweitertem  und  der  unterdessen  eingetretenen  Entwicklung  angepaßtem 
Inlialt  erscheinen  werden. 

Berlin,  den  20.  Juni  1920. 

Der  RedaktionsausschuO. 
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Einleitung. 


Der  Friedensvertrag  beschiiftigt  sich  mit  der  Privatversichcriing  unter 
zwei   Gcsichtsp\n\ktcn :  unter  dem  privatrechllichen  und  dem  öffentlichrech tlichen. 

Die  piivatrcchtlichen  Bestimmungen,  welche  insbesondere  die  Frage  lösen, 
wie  die  vor  dem  Kriege  zwischen  Deutschen  und  feindlichen  Versicherungsgesellschaften 
und  mngekelirt  zwischen  deutschen  Versicherungsgesellschaften  und  feindlichen 
Staatsangehörigen  abgeschlossenen  Versicherungsverträge  behandelt  werden  sollen, 
sind  in  Abschnitt  III  der  Anlage  (§§  8 — 24)  hinter  Artikel  303  enthalten.  Sie  erweisen 
sich  als  Ausnahme  von  dem  in  Art.  299a  aufgestellten  Grundsatz. 

Der  li)influO  des  Krieges  auf  die  Versicherimgsverträge  ist  derartig  komph/.iert, 
daß  die  Aufstellung  einer  einlieitlichen,  alle  Versicherungszweige  umfassenden  Formel 
nicht  möglich  war.  Die  verschiedenen  Versicherungszweige  erfp.hren  eine  getrennte 
Behandlung.  Auf  seine  Gestaltung  haben  offensichtlich  England,  daneben  aber  auch 
Frankreich  und  Belgien  maßgebenden  Einfluß  ausgeübt.  So  fehlt  der  Regelung 
gelegentlich  die  einheitliche  Linie.  Die  Bestinummgen  wiederholen  sich,  sind  wider- 
spruchsvoll und  oft  von  orakelhafter  Vieldeutigkeit.  Ihr  Verständnis  wird  erschwert, 
weil  wir  die  Ei"wägungen  nicht  kennen,  aus  denen  sie  entstanden  sind. 

Außer  den  Sondervorschriften  über  Versicherungsverträge  kommen  nament- 
lich Artikel  296  und  297  in  Betracht,  deren  nähere  Erörterung  jedoch  nicht  meine 
Aufgabe  ist.  Nach  Artikel  296  erfolgt  die  Regelung  der  aus  Versicherungsverträgen 
herrührenden  Geldverbindlichkeiten  durch  Vermittclung  der  Prüfungs-  und  Ausgleichs- 
ämtcr  den  Staaten  gegenüber,  die  binnen  Monatsfrist  nach  Hinterlegung  der  Ratifi- 
kation des  Friedensvertrages  Deutschland  eine  entsprechende  Mitteilung  machen 
(Art.  296 e).  Nach  der  Bekanntmachung  des  Reichsministers  für  Wiederaufbau  vom 
30.  April  1920  (RGBl.  S.  761)  sind  Großbritannien,  Frankreich,  Italien,  Belgien, 
Griechenland,  Siam  dem  Ausgleichsverfahren  beigetreten,  während  sich  nanientlich 
Brasilien  (Bek.  vom  20.' Januar  1920;  RGBl.  S.  71),  Japan,  Polen,  Tschecho-Slowakei 
(Bek.  vom  20.  Februar  1920;  RGBl.  S.  252)  für  den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr 
entschieden  haben.  Das  deutsche  Verfahren  ist  in  dem  Reichsausgleichgesetz  vom 
24.  April  1920  (RGBl.  S.  597)  geregelt.  Bereits  das  deutsche  Ausführungsgesetz  zum 
Friedensvertrag  vom  31.  August  1919  (RGBl.  S.  1530)  hat  jeden  unmittelbaren  Verkehr 
der  Beteiligten  in  Ansehung  feindlicher  Forderungen  und  Schulden  verboten  und 
unter  Strafe  gestellt.  Für  die  Bezahlung  und  Gutschrift  der  Schulden  ist  die  sich  aus 
Art.  296d  ergebende  Währung  maßgebend. 
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Bedeutet  die  zwangsweise  Abtretung  des  Auslandsbestandes  der  deutschen 
Lebens-  und  Lebensrück- Versicherungsgesellschaften  (§§  12,  22)  den  Verlust  eii\es  in 
Jahrzehnten  aufgebauten  Geschäftes  von  bedeutendem  Umfange,  so  bewirken  die 
Liquidationen  (Art.  297b)  der  im  Ausland  tätig  gewesenen  Gesellschaften,  daO 
an  Stelle  beträchtlicher  Vermögensmassen  ein  Anspruch  an  die  Deutsche  Regierung 
tritt,  denn  der  Liquidationserlös  wird  auf  die  Wiedergutmachungsschuld  angerechnet 
und  wandelt  sich  in  einen  Entschädigungsanspruch  gegen  Deutschland  um. 

Gemäß  der  in  Art.  2971  übernommenen  Verpflichtung  ist  am  31.  August  1919 
(RGBl.  S.  1527)  das  deutsche  Gesetz  über  Enteignungen  und  Entschädigungen  aus 
Anlaß  des  Friedensvertrages  erlassen  worden,  das  in  §  8  die  Entziehung  oder  Bc- 
cinträchtigimg  von  Gegenständen  (d.  h.  von  Sachen  und  Rechten)  zugimsten  der 
a.  und  a.  Regierungen  oder  einer  von  ihnen  oder  zugimsten  eines  Angehörigen  der 
a.  und  a.  Mächte  nur  gegen  , .angemessene  Entschädigung"  (§  6)  für  zulässig  erklärt. 

Kommt  Deutschland  vorsätzlich  seinen  Verpflichtungen  nicht  nach,  so  können 
die  a.  \md  a.  Mächte  wirtschaftliche  Vergcltungsmaßregcln  ergreifen  (Teil  VIII, 
Anlage  II  §  18),  d.  h.  das  Eigentum  deutscher  VersichenmgsgcscUschaften  im  Auslände 
bleibt  vogclfrci. 

Schließlich  haben  sich  die  a.  und  a.  Mächte  ohne  jede  Einschränkung  die  ,, Meist- 
begünstigung" zusichern  lassen  (Art.  276).  Abgesehen  von  unbedeutenden  Ausnahmen 
sind  alle  Staatsverträge  aufgehoben.  Deutschland  darf  ausländischen  Versicherungs- 
gesellschaften keine  Beschränkungen  auferlegen,  die  auf  sie  nicht  bereits  am  i.  Juli  1914 
anwendbar  waren,  sofern  nicht  die  inländischen  Gesellschaften  dieselbe  Behandlung 
erfahren.  Somit  können  von  unseren  Gesellschaften  im  Auslände  weitergehende 
Lasten,  z.  B.  Kautionsstellungen  für  den  Betrieb  der  Transport-,  See-  und  Rückver- 
sichenmg,  gefordert  werden,  während  die  ausländischen  Gesellschaften  in  Deutschland 
wie  die  inländischen  behandelt  werden  müssen.  Die  Konkurrenzfähigkeit  der  deutschen 
Gesellschaften  ist  stark  erschüttert. 

Die  Ausschließung  der  deutschen  Versicherung  von  großen  und  wichtigen  Teilen 
des  Welthandels  kann  nicht  ohne  Rückschlag  auf  iniscrc  Gesamtentwicklung  bleiben. 
Von  den  vielen  Wirkungen  sei  nur  eine  einzige  hervorgehoben.  Der  Großbetrieb  der 
Versicherung,  namentlich  die  Seeversicherung,  erfordert  überseeische  Agenturen, 
die  vielfach  mit  ausländischen  Kauflcutcn  besetzt  wurden.  Mit  der  Unmöglichkeit 
der  Errichtung  derartiger  Agenturen  entfällt  die  Gelegenheit,  wirtschaftliche  Be- 
ziehungen von  neuem  anzuknüpfen  oder  alte  Beziehungen  wieder  aufzunehmen. 

Der  Todesstoß,  der  dem  Auslandsgeschäft  der  deutschen  Versicherung  versetzt 
ist,  trifft  den  deutschen  Handel.  Versicherung  und  Handel  gehen  Hand  in  Hand. 
Sic  sind  eine  untrennbare  Einheit. 


III.  Versicherungsverträge. 

Vorbemerkungen. 

[örtlicher  Geltungsbereich  der  §§8—24.]  I.  Die  Vorschriften  über  Vci-sichciungs- 
vcrträgc  (5S  8 24)   finden  in  zwei  Gnippon  von  Fällen  keine  Anwendung: 

A,  N:ich  Alt.  2i)<)C  bleiben  sie  außer  Betracht  im  Verhältnis  deutscher  Rcichs- 
an^;ehöiig(r  zu  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Brasilien  und  Japan.  .\uf 
die  .\nfrage  d(  r  Deutschen  Delegation  nach  den  (Iründen,  die  für  diese  imterschicdlichc 
Beh.mdlung  n>ivßj,'ol)cnd  gewesen  sind  (Bemerkungen  der  Deutschen  Delegation  zu  den 
l'riulcnsbcdingungen.  Nachtrag  [Besondere  Rechtsfragen]  zu  Abschnitt  V  Teil  I.  Vgl. 
}')\c  Friedensverhandlungen  in  Versailles.  Auswärtiges  Amt  S.  234)  halwn  die  a.  imd  a. 
Mächte  in  ihrer  Antwortnote  vom  iG.  Juni  iQio  Teil  X  Kapitel  VII  Nr.  i  erwidert, 
..weil  die  Verfassimg  mid  das  Kecht  dieser  Länder  Schwiorigki'iten  in  der  Anwendung 
dieser  Bestimmungen  hinsichtlich  dieser  Staatsangehörigen  hervorriifen"  (Ausgabe  xlcs 
Auswärtigen  Amtes  S.  72).  Die  Beuvteilnng  der  Vcrsicherun!:;svcrträgn  mit  Amerika, 
Brasilien   und    Ja]>an  richtet   sich   ausschlicülich   nach   den   nationalen  Rechten. 

[Amerika.  Verbot  des  Abschlusses  von  Versicherungsverträgen.]  I..1)  Amerika 
hat  d\nch  (iesetz  vom  6.  Oktober  njty  Trading  with  thc  Fnemy  (Public  Nr,  oii  65, 
Congress  HR.  9460)  den  1  landel  mit  dem  l-'eindr'  verboten.  Da  das  Gesetz  keine  rückwirkende 
Kraft  hat.  .so  werden  Versicherungsverträge  zwischen  deutschen  imd  amerikanischen 
Gesellschaften  \md  imigckehrt.  die  vor  seinem  Inkrafttreten  insbesondere  nach  dem 
6.  April  10T7  (Kriegserklänmg  Amcrik.is  an  Deutschland)  in  Deutschland  oder  sonstwo 
abgeschlossrn  worden  sind,  nicht  berührt. 

J'",ino  rrolclnm.ition  vom  14.  Juli  1017  ..prohibiliug  Ivl.irino  and  War  risk  ii\surance 
by  Cerman  eoinp.mie'i"  (Journal  of  Cx^ininerc.e  New  York  15.  Jidi  1917)  untersagt  jeden 
AbsehluO  von  Versiehenmg'^n  oder  UückversicluM-ungen  gegen  See-  und  Kriegsgefalu' 
von  Schiffen  «md  Gütern  bei  deutschen  Gesellschaften  mul  iluen  Nie<lei  Iassun;^en.  Durdi 
l-'ntscheidung  des  Schatzsekretärs  vom  j6.  November  1917  (lluberich  S.  160)  ist  allen 
deutschen  Gesellschaften,  die  sich  mit  See-,  Feuer-  oder  Unfallversicherung  befassen, 
die  Fortsetzimg  ihres  (Jesdiäftsbetriebes  verlx>ten  worden.  Inwieweit  im  übrigen  Nieder- 
lassungen deutscher  Gesellschaften  weitcrarlu'ilen  (birfteu,  hing  von  den  ihnen  e\teilten 
Lizenzen  ab  (B(")hlcr-\Vehbcrg.  Wirtschaftskrieg:  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
S.  403 ff.).  Vom  r.  I'\<bruar  191S  ab  konnten  .\\\o  ausländischen  (lescllschaften  ihre  weitere 
Tätigkeit  nur  mit  ICrlaubnis  des  Schatzsekretärs  fortsetzen  (Böhler-Wehberg  S.  406). 
Das  de\itsche  A\ifsichts;urt  hat  i\cn  seiner  Aufsicht  unterstehenden  Nicderl.i.ssvingen 
amerikanischer  Ge.sellschnften  rechtzeitig  Neijubschlüsso  verboten  (VA.  18,  83). 

[BchnndlunR  der  Vorkriegsvcrtragc.]  !>)  In  die  Vorkriegsver träge  greift  das 
Gesetz  vom  6.  Oktober  1917  insofern  ein.  als  es  den  amerikanischen  V^Msicheruugsgesell- 
Hclmften  die  M(")glichkeit  erc'iffnet,  ihre  vor  dem  Krieg  (d.  h.  vor  Mitternacht  des  0.  April  r9i7) 
mit  einer  deut.schen  Versicherungs-  odir  Rück-Versicherungsgesellschaft  abgeschlossenen 
Vertrüge  \mler  bestimmten  Voraussetzungen  zu  kündigen  (s.  4U  Ab»,  i  nm  ICndc).  Vor- 
.kriegsverträgo  amerikanischer  Bürger   mit  deutschen  Ver.sicherungs-  oder  Rück-Vcrslchc- 

Mruck,   VeriirheniniriivertrHse.  ' 
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ninßSKrsclIscl)ii(trn  bk-ilton  unbciülnl  (s.  ,|a  Abs.  4  niu  ICiulc).  Sic  werden,  insowcil  sie 
S<cv(rsicliniinf[  und  KiicKSf-cfahr  l)clr(ffrn,  für  dio  Dauer  des  KriiRes  H»ispcn<licrt;  eine 
Ansnnlinic  findet  nnr  stalt.  wenn  anderenfalls  die  Vcrsichemnf,'  von  Scliiff  und  I^idmiR 
für  die  bereits  am  14,  Jnli  1917  die  defalir  rii  la\ifcn  be;^f)nncn  lialto,  verhindert  würde 
(l'roklamalion  vom   14.   Juli   1917). 

Abgesehen  hiervon  sintl  Rcselzlichc  Ikslintmunfjcn  über  Vorkric{;.svcrträgc  nament- 
lich von  Deutschen  mit  amerikanischen  Cicscllschaftcn  nicht  getroffen 
worden.  Die  auftauchenden  rraf;cn  müssen  von  der  Rechtsprechung  entschieden 
werden.  Hinsichtlich  von  Secversichei\mgen  ist  die  Ansicht  vertreten,  daß  sie  tlurch 
Kriegsausbruch  ohne  weiteres  n»ifgcl(')st  sind.  (n<")hlcr-VVchberg  S.  .172).  Feueiver- 
siiherungsverlrägc  werden  durch  den  Kriegsboginn  grundsäi/iich  s\isjKndicrt  und 
n»ir  dann  aufgelöst,  wenn  die  versicherte  Saclie  durch  die  Iwwaffnclc  Machl  des 
feindlichen  Staates  /erstört  ist  (lJ<)hlcr-\Vchbcrg,  a.  a.  O.  S.  .J7j).  V\ivv  die  Behand- 
lung von  L<bens-  \md  Leibienlenversichcrungcn,  die  während  des  Krieges  7.iigunst(  n 
von  Feinden  fällig  werden,  sind  I'ebruar  1918  ,, Grundsätze"  vereinbart  worden  (Deutsche 
W'irtschaftszeitiing  1.  8.  18).  Nach  ihnen  müssen  die  amerikanischen  Gesellschaften. 
iKVor  sie  eine  Leistimg  bewirken,  dem  Treuhänder  berichten,  es  sei  denn,  daU  es  sich  um 
Policen  handelt,  die  von  Zweigniederlassungen  im  Feindesland  ausgestellt  oder  dort  zalil- 
bar  sind.  —  Zweifelhaft  ist,  ob  amerikanische  (u'sellschaften,  falls  die  Prämien  infolge 
\'erl)Otsdes  Jliuulelsmit  dem  Feinde  nicht  gezahlt  worden  sind,  zur  Atifliisung  des  Vertrages 
gegebenenfalls  »inter  l'.rstaltung  der  Prämienresetve  befugt  sintl  ('rrotler,  'i'lif  I.nw  of 
contracl  (biring  war  1kl.  I,  S.  2o();  II,  S.  50). 

Insoweit  deutsches  Hecht  in  lietracht  kommt  (z,  D.  ein  .Amerikaner  hat  sich  bei 
der  deutschen  Niederlassung  einer  amerikanischen  Gesellschaft  versichert),  erfahren 
die  Versicherungsverträge  keine  besondere  Beeinflussung  (vgl.  §  13  Bcm.  2);  vor  allem 
ist  nach  deutscher  Auffassung  nicht  die  Rede  davon,  daß  der  Vertrag  durch  Ausbruch 
des  Kriej;;es  als  aufgelöst  oder  in  der  Schwebe  l)efindlich  zu  betrachten  ist.  Auf  Grund 
des  Zahlungsverbotcs  vom  9.  August  1917  (RGBl.  S.  708)  sind  alle  Prämienzahbmgen, 
nicht  bloß  für  die  im  Inlande  abgeschlossenen,  sondern  auch  für  die  auf  den  außerdeutschen 
Bestand  entfallenden  Verträge  an  die  inländischen  Geschäftsstellen  der  amerikanisciien 
GcselUchaftcn  geleistet  worden  (VA  18  Co). 

[Brasilien.]  2.  Brasilien  hat  durch  Art.  9  des  Gesetzes  vom  16.  November  1917  betr. 
Belagenmgszustand  und  Maßnahmen  gegen  Deutsche  (Lei  Nr.  3393.  Documentos  Diplo- 
maticos  1914  — 17  S.  172 ff.)  die  in  Brasilien  arbeitenden  deutschen  Versicherungsgesell- 
schaften ., der  besonderen  Vorschrift  unterworfen,  die  von  der  Regierung  vorgeschrieben  wird 
»md  zwar  derart,  daß  die  Rechte  der  versicherten  Brasilianer  gewahrt  blcilwn".  Aui  Grund 
dieser  Frmächtigung  hat  das  Dekret  vom  19. Dezember  i9i7Nr.  127.55  (Hevisl.ideCommercio 
c  indtistria  Sao  Paiilo  Dcc.  1917)  die  Rückversicherung  bei  Cicsellschaflen  feindlicher 
Nationalität,  auch  wenn  «ie  im  Lande  konzessioniert  sind,  unter  VVahiung  der  Rechte 
AUS  laufenden  Verträgen  verlx)ten.  Von  den  weiteren  in  dem  genannten  Gesetz  Art.  i 
der  Regierung  erteilten  Befugnis,  Verträge  für  ungültig  zu  erklären,  die  ,,als  den  nationalen 
Interessen  entgegenstehend  betrachtet  werden  können"  ist  anscheinend  Vcrsicherungs- 
pcrtcllschaften  gegenüber  kein  Gebrauch  gemacht  worden  (Rcv.  Sept.  1918). 

[Japan.]  3.  Japan  hat  nach  den  bislicr  bekanntgewordenen  Nachrichten  in  die 
vor  dem  Kriege  abgeschlossenen  Versicherungsverträge  seiner  Staatsangehörigen  nicht 
eingegriffen. 

B.  Die  zweite  Gruppe  von  Fällen  betrifft  die  Staatsangcliörigcn  der  Gebiete,  die  aus 
dem  Verbände  Deutschlands  ausscheiden: 

[Belgien,  Tscheche-Slowakei,  Polen,  Dänemark,  Daniig.]  1.  Gemäß  Art.  299^1 
bleiben  unberührt  die  Versicherungsverträge  von  früheren  Reichsangchörigcn,  die  ihren 
Wohnsitz  in   einem  Belgien  (Art.  32—34,  36),  Tscheche. Slowakei  (Art.  84),  Polen 
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(Art.  <jo).  Dänemark  (Art.  112,  Al.s.  1)  /ucrkaniUoii  C.cbiclc  halK-n.  denn  sie  .sind  nuht 
l-cindc  im  Sinne  des  §  i  Anl.  Art.  303.  D.is  (;kMchc  f^'ilt  für  die  im  C.cbictc  der  Freien  Stadt 
Dan/i«  wohnhaften  früheren  KcielisanKchörigcn  (Art.  105). 

[Polen.]  Die  polnische  KcKicnrnj,'  soll  l)orcits  (Uirih  cino  V.  vom  25.  Aiigust  1919 
nicht  bloü  den  NcuabschhiO  von  Versichcvun^svorlrÜKcn  (I.clx-ns-,  Feuer-,  Einbnichdieb- 
slahl.  Unfall-,  HaflpIlicht-.WasserlcitunKssihädcn)  mit  (Irscllsrhaflcn,  die  außerhalb  Polens 
ihien  Sitz  haben,  verboten,  sondern  auch  bestehende  N'evsiclurunRsvcrträgc,  al)f,'esehcn 
von  I.ebrnsver.sicherunKcn.  die  mit  ausländischen  (losellschaflen  auf  längere  Trauer  al). 
erschlossen  sind,  s]ütestens  zw  dem  drei  IMon.ile  nach  Inkrafttreten  des  FriedensverlraKes 
liegenden  ersten  iMlligkeilsta-c  der  Jah'-esi)räniie  auft'.ehoben  haben.  Die  Befugnis  zu 
«li.scm  Vor[;ehen  findet  in  dein  Friedensverliag  keine  Stütze. 

[Elsaß-Lothringen.]  -J.  Für  lUsaU-l.ot bringen  sind  besondere  V'orschriften  in 
Art.  75  gegeben.  Die  französische  Kegierung  hat  in  FlsaU-Lothringen  alle  mit  deutschen 
(Ksellschaflen  abgeseldossenen  Versicherungsverträge,  mit  Ausnahme  der  Lcl)cnsversichc- 
rungen  und  Unfallversicherungen  mit  rrämienrückgcwähr,  spätestens  mit  dem  i.  Juli  IQ19 
zur  AiiflosuM"  gebracht.  Die  von  deulschen  (iesellschallen  nut  IClsaO-Lolringem, 
l'r.in/osen  \\\u\  ai\dercn  glc  ichgestilUeu  Auskindern  eingegangenen  Versicherui\gsverliägo 
nuissen  in  iMnnkwähnmg,  fin"  tlie  ein  holu  r  Umrei:lmimgss,it/,  bestin\mt  ist,  erfüllt 
werden,  so  «lati  auch  die  vorgeschriebene  Uückzahlung  der  infolge  vorzeitiger  Aufhebung 
der  Versichernngsvi'rtrAge  nicht  verdiei\ten  Prämien  zu  einer  empfindlichen  IkMastung 
der  deul^chin  Cesellschaftcn  führt.    Schacfcr  in  Z.  20,  05. 

[Allßomcine  Charakterisierung  der  §§8—24.  Der  Einfluü  Englands.]  II.  1,  Die 
Regelung  der  vor  Ausbruch  des  Krieges  abgeschlossenen  Versicherungsverträge  im  Friedens- 
vertrag ist  stark  beeinfhiDt  durch  das  englische  Kriegsrecht,  das  mehr  oder  minder  als 
\'orbiId  für  die  übrigen  Kriegsrechte  gedient  hat. 

[Suspension  der  Verträge.]  a)  Nach  ejiglischer  Auflassung  werden  vor  dem  Kriege 
abgeschlossene  Versicherungsverträge  durch  den  Krieg  nicht  aufgelöst,  sondern  nur  sus- 
iiendiert  (Trottcr,  «1.  a.  O,  Bd.  2,  S.  50).  DemgemäD  ordnet  der  Friedensvertrag  an, 
daü  Feuer-,  die  ihr  gleichgestellten  Versicherungen  (§§<;.  10)  mid  Lebens-Versichcrungen 
({j  II)  durch  das  s]iätere  , .Feindwerden"  unberührt  bleiben.  Auch  nach  dem  franz«")sischca 
Dekret  vom  27.  Sejilember  iQi-l  (Dalloz,  Uiuerrc  I,  S.  K).«))  tritt  grundsätzlich  bloß  tlio 
SusjMnsion  dt  r  Versicherungsverträge  während  des  Krieges  ein,  aber  später  hat  das  Gc- 
hel/.  vom  21 .  Jan\iar  1918  (Journal  officiel  vom  23.  Januar  191H)  die M()glichkeit eröffnet,  ihro 
Auflös\ing  im  nationalen  Interesse  herbeizulühreii  (Wahl,  Lc  droit  civil  et  conmiercial 
de  kl  guerre  1kl.  2,  S.  18),  nach  dem  Belgien  durch  (Jesctz  vom  10,  Dezember  njiö 
(Moniteur  ]klgc  vom  10. — 12. Dezember  ifjiO)  und  Italien  durch  Art.  5  der  Verordnung 
vom  8.  April  iyi6  denselben  Weg  beschritten  hatten. 

[Ausnahmen.]  b)  Der  Grundsatz  von  der  Aufrech lerhaltung  der  Versicherungs- 
verträge   erleidet    Ausnaluncn: 

[Seeversicherung.]  a)  Fr  gilt  nach  englisch-fr.mzösisohem  Hecht  nicht  für  die 
Seeversicherung  (('ami>bell,  The  law  of  war  and  eontract  S.  «jj),  weil  sich  der  Ersatz, 
eines  feindlichen  Schiffes  mit  Hcn  Zwecken  des  SecduMiterechtes  nicht  verträgt.  Auch 
der  Friedensvertrag  erklärt  See-  \ni(l  Seerück-Veisicherungen  mit  den\  Augenblick  des 
..Fcindwcrdens"  als  aufgelöst  (§§  16  Abs.  i.  l.Halbsalz;  2oAb;i.  i,  1.  llalbs.).  AlK>r  dio 
Figentümlichkcitcn  der  Secversicher\mpen  erfordern,  daß  Vertrüge  aufrechterhalten 
bleilx'n,  wenn  die  (lefahr  vor  dem  ..Feindwerden"  bereits  zu  laufen  begonnen  hatto 
(§  16  Abs.   1.  2.  Ilalbs.),   anderenfalls  könnten  Risiken  ungedeckt  bleiben. 

[Vcrsicherungsfall  während  des  Krieges.]  (i)  Nach  englischem  Recht  sind  Vor- 
Hithcrungsvcrträgc  nichtig,  wenn  der  Versicherungsfall  während  des  Krieges  eintritt,  und 
zwar  soll  es  keinen  Unterschied  machen,  ob  es  sich  um  eine  Lebens-,  Feuer-,  Scc-Vcr- 


Blclicnmi:,'  liandcll,  und  ob  «Icr  VersicliomiiRsfall  iiifolf,'p  eines  mit  (hüii  Kiicf,'c  xn'i.iinmon- 
Ii.'iiiKciulcn  Jlrcif^nisscs  eintritt  (SclnisLcr-WcliberR,  England  S.  38).  l).\ß  in  dieser 
stnnRen  Auffiissiinf,'  ein  Wandel  wahrend  des  Krieges  eiiiRelreten  war.  lieLl  unter  anderem 
das  (;(set/  «1er  Siiilufriknni.sclicn  Union  über  den  J fandel  mit  dem  Feinde  vom  19.  Jnni 
1916  8.  10  (Nachr.  für  Ifandel,  Industrie  nnd  Landwirtschaft  1916,  i.  Nov.  lieilaRe) 
cr'<enncn,  das  bereits  Lel)cnsversichcnmf;sverträRc  mit  dem  Feinfle  nicht  für  nichtig 
erklärte.  Dape^jen  ist  in  Frankreich  nach  wie  vor  die  Frafjc  bcstiillcn  pcblicl)en;  die 
praktische  IlandhabnnK  ist  nicht  iK-kannt  K<'^v«^^drn.  Auch  der  FriedonsvertraR  be- 
schränkt die  Ausnahme  auf  den  ein/icen  Fall  für  Schäden  durch  Krießshandbmf^'cii 
des  Ileimatslaates  des  Versicherers  ii\  der  See-  und  der  See-Rü<:kvcrsicherunK  (§§  17. 
24).  Indem  für  sie  eine  rechtsverbindliche  Haftnnf,'  ab^'elehnt  wird,  wird  einer  Ansicht 
nllgfnieinc  AnerkenniiUR  verschafft,  die  ein  berühmtes  cnRlisches  Präjn<li/.  in  Sachen 
Fnrtado  v.  HoRcrs  (Hühlcr-VVchberp,  Amerika  S.  472)  ausgesprochen  hatte.  In  allen 
übrigen  VcrsicherunRszweigen  sind  nicht  bloß  während,  sondern  auch  infolge  «Ks  Kri(|;i-s 
eingetretene  VersicherunRsfällc  zu  enlschädiRcn,  was  insbesondere  für  die  Ix:l)ensvcrsichc- 
rnng  wichtig  ist.  Die  Suspension  der  Verträge  kommt  abgesehen  von  der  Ausnalwue  für  die 
See-  und  See-Rückversichcrnr.R  klar  zum  Ausdruck.  Die  während  des  Krieges  eingetretenen 
Versicherungsfälle  sind  liicrnach  nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages  abzurechnen 
(§§  9  Abs.  2,   19;   11  Abs.  2,  16  Abs.  3;  20  Abs,  3). 

[Der  Grundsatz  der  restitutio  in  integrum.]  2.  Sind  Vorkrirgsvtrsicherungs- 
vcrträge  während  des  Krieges  aufgel«')st  worden  tiilweder  auf  C.rund  einer  alJur  niriuon 
Ermächtigung,  wie  sie  das  französisch-belgisch-italienischc  Recht  kennt,  oder  weil  der 
Versicherungsnehmer  auf  Grund  des  nationalen  Rechtes  von  den)  Vertrage  mit  einer 
ausländischen  (feindlichen)  Versicherungsgesellschaft  aus  Anlaß  des  Zahlung.svcrl)olcs 
zurückgetreten  ist  oder  gekündigt, hat,  so  werden  die  aufgelösten  Versicherungsverträge 
von  dem  l'-ricdcnsvertrag  nicht  wiederhergestellt,  sondern  die  infolgedessen  neu  abge- 
Rchlossenen  Verträge  bleiben  aiifrecht  erhalten.  Die  restit>itio  in  integrum  ist  ab- 
gelehnt.  Diese  Aiiffassung  tritt  l)ei  der  See-  und  See-Rückversicherung  zutage  (§§  18,  2.\) 
und  spricht  sich  auch  in  der  Anerkennung  der  Ilaftungs-  und  Überfülirnngsverträgc  im 
Bereich  der  Feuer-  imd  der  ihr  gleichgestellten  Versicherungszweige  (§§  10,  19)  aus. 
Eine  Wiederherstellung  des  Schuldverhältnisses  gegen  den  Willen  der  Vertragsparteien 
ist  \-)ci  der  Berücksichtigung  der  durch  die  lange  Dauer  des  Krieges  geschaffenen  Unüber- 
Richllichkeil  abzulehnen,  zumal  wenn  das  Sichcrungsbedürfnis  nuf  andere  Weise  gedeckt 
worden  ist. 

[Der  Grundsalz  der  Gegenseitigkeit.]  3.  Die  Vorschriften  über  die  Versidierungs- 
vcrträgo  gelten  gnmdsätzlich  gegenseitig. 

Eine  übera\is  wichtige  Ausnahme  enthält  §  12  für  die  Lebens-  und  §  22  für  die  Lebens- 
Rückversichenmg :  jede  a.  oder  a.  Macht  bekommt  einseitig  dasl<echt,  die  zwischen  ihren 
Staatsangehörigen  und  einer  dcutHchcn  Vcrsicherunpsgcsellbchaft  laufenden  Lebensver- 
Richcrungsverträge,  und  die  zwischen  deutschen  Rückversicherungsgesellschaftcn  mul 
Lcl)ensversichcrungsunternehmimgen  der  ft.  oder  a.  Mächte  laufenden  Verträge  aufzu- 
lösen. Aiich  in  der  See-  imd  Scc-Rückvcrsicherung  wird  der  Kriegshandlung  der  Macht, 
der  der  Versicherer  oder  Rückversicherer  angehört,  nur  gleichgestellt  die  Kriegshandlung 
einer  a.  oder  a.  Macht,  nicht  auch  eine  Kricpshandlung  einer  mit  Deutschen  verbündet 
gewesenen  Macht  (§§  17,  24). 

[Die  Aufrechtcrhaltung  der  nationalen  Rechte.]  4.  Im  allgemeinen  greift  der 
Friedensvertrag  nicht  in  die  nationalen  Versichcrungsvertragsgeaetzo  ein.  Er  hält  sie 
In  vollem  Umfange  aufrecht.  ' 

Nur  in  der  Lebensversicherung  wird  grundsätzlich  abgestellt  auf  das  Gesetz 
des  Ortes  der  Zweigstelle,  die  den  Vertrag  abgeschlossen  hat  (§  13,  8.  1).  Damit  wird 
jeder  Unterschied  beseitigt,  den  das  nationale  Recht    in  der  Ausgestaltung  der  Rechte 
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der  Parteien  ijii  Hinblick  auf  ihre  Sta;ilsivnKchöriKla-it  vorgciioiniiien  hat.  Allerdings 
Rcht  das  nationale  Recht  hinsichtlich  gewisser  Ixistungon  des  Versicherers  stets  vor  (§  13, 
S.  z).  Auch  §  14  ändert  das  jiationale  Hecht,  indem  er  dem  Versicherer  das  Recht  zur 
Kündigung  wegen  wührend  des  Krieges  unlerbliehener  Prämienzahlung  nimmt. 

Oberster  C.runds.itz  des  iMiedensverlraKcs  bl(  ibt.  daO  der  Versicherer  niemals  mehr 
zu  leisten  hat.  als  er  nach  seinem  Vertrage  leisten  miUUe,  wenn  nicht  der  Krieg  die  Rechts- 
l)eziehmigen  zwischen  <len  P.irteien  gestört  hätte.  In  erheblichem  Maße  wird  dem  Um- 
siandc  Rcclinung  gelragen.  daU  der  Krieg  insbesondere  lUn  Versiclurungsneluner  an  der 
lülidlung  seiner  vertraglichen  Veri)nichtungen  gehindert  haben  kann.  Zu  iluir  X.uh- 
hobnig  wird  eine  Nachfrist  gesetzt  (§§  9  M^^-  *-  "'■•  ''  ^^^'■'-  '»)•  ^^^'  Versicherer  bk-ibt 
zu  der  Leistung  verpflichtet,  die  ihm  vertragsgemäO  obliegt.  ICr  erfährt  keine  Bereicherung 
dadurch,  daO  der  Kii(-g  ihn  gehindert  hat,  seine  Leistungen  zu  bewirken  (§§  0  Abs.  2,  iq: 
ri  Abs.  2  u.  1.  16  Abs.  3,  20  Abs.  i  u.  3).  Im  Bereich  der  See- und  Sec-Rückvcrsichci  ung 
wird  er  von  der  Haftung' für  Kriegsschäden  befreit,  selbst  wenn  er  sie  vcrtragsgemäl.»  zu 
tragen  hätte  (§§  17,  2.|).  In  dem  ganz  besonders  gelagerten  Falle  des  §  20  Abs.  2  bleibt 
der  Rückvcrsichcrungsvcrtrag  noch  eine  gewisse  Zeit  lang  in  Kraft. 

[Friede  von  St.  Gcrmain.]  III.DerFiiedc  von  Sl.  (;crnjain  (Art. 255  Anlage  §§8—23) 
stimmt  nbgcsehiu  von  d<n  nicht  aufgenommenen  §§  12  \ind  22  S.  2  mit  dem  deutschen 
Friedensvertrag  ül)crein. 

in.  CoiUrats  crtassuianccs.  III.  Contracts  of  Insurance. 

§  8.  8. 

Los    contrats    d'assurancrs    roncliis  Contracts  of  insiirancc  cntcrcd  iiUo 

ciUrc  unc  pcrsonnc  et  unc  autrc  dcvciuic  by  any  person  with  anothor  person  vvho 

par  la  siiitc  cnnomic  scront  ri'gles  con-  stibseqtunlly  bccanic  an  enoiny  will  bo 

fornuMnciit  nux  urliclcs  suivanls.  doult  with  in  accüfdancc  with  thc  (olio- 

winj;  parngraphs. 


III.  Vcrsichcrungsvcrlrügc. 

§  «. 
VcrsichiMuncsverlillf^o  /wisclirn  Pt-rsonen,    dir    spllUr    Feiiult!    gcwoidon    siitd, 
worden  in  Ck müßhcil  der  folgenden  l'aia|,'iaplu'n  gcre/<el(. 

[Die  nach  dem  Feindwerden  abgeschlossenen  Versicherungsverträge.]  1.  Oor 
Fiiedensvertr.ig  befaOt  sich  bloß  mit  den  \'ert ragen,  die  vor  dem  l'^eindwerdeu  der  Par- 
teien abgeschlossen  worden  sind.  Das  Schicksal  der  nach  die  sein  Zeitpunkt  abgeschlossenen 
Verträge  richtet  sich  auch  zukünftighin  nach  den»  nationalen  Recht. 

[Deutsches  Recht.]  a)  Deutschland  hat  von  einer  formellen  Untersagung  des 
Geschäftsbetriebs  der  in  Deutschland  tätigen  Versicherungsunternchmungcn  mit  Sitz 
im  feindlichen  A\islnnd  —  gestützt  auf  §  »ji  Abs.  2  oder  auf  §  67  in  Verbindung  n\it  §  «ji 
Abs.  I  VAG.  —  abgesehen.  Es  hat  genügt,  daß  die  auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom 
i(.  September  iqt.i  betr.  die  Überwachung  autiländischer  Unternehnumgen  (RCiUl.  8.397) 
eingesetzten  Aufsichtsiier.sonen  jeden  neuen  Geschäftsabschluß  untersagt  luiben.  Obcr- 
dicH  hat  das  AufsichlsanU  allen  von  ihm  beaufsichligtei\  ausl.indischen  (feindlichen)  Sach- 
titul  LcbensvcrsichenrngsgcHcUschartcn  den  NeuabschluU  sofort  nach  Kriegsausbruch  ver- 
löten.    VA.  15  78,  83. 

Auch  für  die  Seeversicherung  ist  keine  zwingende  Rechtsvorschrift  erlassen  worden. 
Man  hat  sich  mit  der  Aufstellung  von  Grundsätzen  begnügt,  zu  deren  Innehaltung  sich  die 


dct.tschcn  Gcscllschaflcn  förmlicli  vcrpfliclitct  lial>cn.  Der  wcscntlicljc  Inhalt  der  Vor- 
pfhchtung  (Dritter  Nachtrag  zn  der  Denkschrift  über  wirtschafthchc  Maßnahmen  aus 
Anlaß  des  Ktiepes;  Rcichstags-Drucksachc  Nr.  26.   S.  29)  geht  dahin: 

1.  Keine  Versicherung  oder  Rückvcrsiclicrung  zu  gewähren  auf  Schiffskörper  und 
andere  Riiederenntcressen  unter  feindlicher  Flagge  gegen  Kriegs-  oder  sonstige  Gefahr 
und  zwar  auch  n.cht  in  Erfüllung  laufender  Verträge,  es  sei  denn,  daß  es  sich  Ixri  Zeitver- 
Sicherungen  oder  anderen  als  Reedereiverträgen  nur  um  sonstige  Gefahren  handelt;  alx-r 
auch  \  crs.cherungen  letzterer  Art  sollen  chen.öglidist  durch  Kündigung  abgestoßen  werden. 

2.  Keine  Versicherung  oder  Rückversicherung  zu   ülx-rnclimen  gegen   Kriegs-  oder 
sonstige  Gefahr  auf  absohite  oder  relative  Konterbande,  die  nach  dorn  feindlichen  Ausland 
bestimmt  ist,  oder  —  im  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Feindesland  —  auf  WariMi 
die  unter  ein  deutsches  Ausfuhrverbot  fallen; 

3.  Keine  Versicherung  oder  Rückversicherung  gegen  Kricgsgcfalir  abzusclilicßon 
auf  Waren,  an  denen  feindliches  Eigentum  oder  Versichcrungsintcressc  besteht,  wenn  sie 
auf  Schiffen  feindlicher  Flagge  Ijcfördert  werden; 

4.  Etwa  aus  laufenden  Verträgen  entspringende  Verpflichtungen  zur  Ül)crnnhmc 
hiernach  unzulässiger  Warcnrisikcn  durch  baldmüglichstc  Kündigung  aufzuheben,  soweit 
SIC  nicht  vorher  gütlich  beseitigt  werden  können.  Der  Begriff  der  Konterbande  richtet 
sich  hierbei  nach  den  deutschen  Vorschriften,  auch  soll  bei  der  relativen  nicht  unterschieden 
werden,  ob  die  Waren  für  die  feindliche  Streitmacht  oder  Verwaltungsstellen  des  feindlichen 
Staates  oder  nur  nach  dem  feindlichen  I^indc  bestimmt  sind. 

Durch  diese  Verpflichtung  werden  vor  allem  die  Zahhmgsverbote  nicht  berührt. 

[Englisches  Recht.]  b)  England  hat  durch  die  zweite  Proklamation  über  den  Handel 
mit  dem  Feinde  vom  9.  September  1914  und  die  diese  Proklamation  abändernde  Pro- 
klamation  vom  8.  Oktober  1914  Abschnitt  5.  Unterabschnitt  6  in  weitestem  Umfange 
den  Abschluß  jedes  neuen  Versicherungsvertrages  einschließlich  der  Rückversicherung 
mit  einem  Feinde  oder  zu  seinen  Gunsten,  die  Übernahme  eines  Risikos,  die  Inkraftsetzung 
einer  Versicherung,  die  sich  aus  einer  Police  oder  einem  Versicherungsverträge  (mit  Ein- 
schluß der  Rückversicherung)  ergibt,  die  vor  Kriegsausbruch  mit  einem  Feinde  oder  zu 
seinem  Gunsten  abgeschlossen  sind,  verboten.  Nach  der  Proklamation  vom  8.  Oktober 
1914  (Abschnitt  5)  sind  alle  Versicherungs-  oder  Rück- Versicherungsverträge,  die  von 
oder  mit  Zweigniederlassungen  feindlicher  Gcsellscliaftcn  abgeschlossen  werden,  nichtig, 
wobei  es  keinen  Unterschied  macht,  ob  sich  die  Zweigniederlassung  auf  britischem,  ver- 
bündetem oder  neutralem  Gebiete  befindet.  Mangels  rückwirkender  Kraft  tritt  die  Nichtig- 
keit bloß  für  nach  dem  8.  Oktober  1914  abgeschlossenen  Versicherungsverträge  ein.  Zu- 
lässig blieb  der  Abschluß  von  Lebens-  und  Unfall- Versicherungen  (nicht  See-  und  Feuer- 
versicherungen) mit  den  auf  der  Schwarzen  Liste  stehenden  Personen.  (Board  of  Trade 
Journal  25.  5.  16  u.  24.  1.  18.) 

[Französisches  Recht.]  c)  Frankreich.  Nachdem  Dekret  vom  27.  Septeml)cr  1014 
über  das  Verbot  der  Handelsbeziehungen  zu  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  (Dalloz, 
Gucrrc  I,  165)  sind  die  während  des  Krieges  ,.auf  französischem  Gebiet  oder  auf  dem 
Gebiet  eines  französischen  Protektorats  von  irgend  jemand  oder  irgendwo  von  Franzo.sen 
oder  französischen  Schutzgenossen  mit  Angehörigen  des  deutschen  Reichs  oder  dort 
sich  aufhaltenden  Pcr.soncn"  nbgcschlo.sscncn  Vcrsichcrungsvcrtrügo  cinscliließlich  der 
Kückvcrsicherungen  nichtig  (Art.  2).  Von  dem  Ab.schlußvcrbot  wurden  durcli  Dekret 
vom  29.  September  1914  Art.  2  (Dalloz,  I,  179)  die  in  Frankreich  oder  Algier  abgc- 
schlosscnen  oder  erfüllten  Versicherungsverträge  mit  den  Zweigniederlassungen  deutscher 
Gesellschaften  insofern  ausgenommen,  als  es  sieb  um  den  Einschluß  der  Kriegsgefahr  für 
nicht  feindliche  Versicherte  handelte.  Den  französischen  Gesellschaften  wurde  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  15.  Februar  1917  (Dalloz,  XVI  283)  die  Versicherung  und  Rückver- 
Sicherung  mit  allen  feindlichen  und  anderen  auf  eine  Schwarze  Liste  (Curth-Wchborg, 
Frankreich  S.  179 f.)  gesetzten  Gcs-sllschaftcn  verboten. 


[Italienisches  Recht.]  d)  Italien  hat  dunli  Dekret  vom  14.  April  1918  (Gazctta 
ufficialc  1918,  S.  1338)  mit  Wirkung  vom  15.  Juni  1918  alle  mit  feindlichen  Gesellschaften 
abgeschlossenen  Rückversicherungsvertr.lge  für  ungültig  erklärt,  und  den  Abschluß  neuer 
Verträge  verlx)tcn  vorbehaltlich  der  vor  dem  11.  Juni  1918  mit  diesen  Gesellschaften 
eingegangenen  Verpflichtungen  in  bczup  auf  Lcl>cns-  und  See- Versicherungen,  die  bis  zum 
Erlöschen  der  deutschen  Kisiken  in  Kraft  bleiV»cn. 

[Amerikanisches,  Brasilianisches  Recht.]  c)  Ober  das  Recht  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  Brasilien  vgl.  vor   §  8  Vorbcm.   1. 

[Der  Abschluß  des  Vertrages.]  2.  Die  RegelunR  des  rricdeusvcrtragcs  ist  abgcstcUt 
auf  den  Abschluß  des  Vertrages  (,.les  contrats  d'assur.mccs  conclus" ;  ..contracts  of 
insurancc  cntcred"). 

Der  Zeitpunkt  des  Vertragsabschlusses  bestimmt  sich  nach  dem  in  Betracht  kommen- 
den Versicherungsrecht.  Nach  deutschem  Versichcrungsvertragsrecht  bedarf  es  nicht 
der  .schriftlichen  Vollziehung  des  Vertra-es.  Die  Ausstellung  einer  Police  ist  in  allen  Ver- 
sichcrungszweigen  keine  Verlragsvoraussetzung,  sondern  eine  sich  aus  dem  Vertrage  er- 
gebende Verpflichtung  (VVG.  §  3;  HGB.  §  78.J).  Ein  Versicherungsvertrag  ist  zustande 
gekommen,  wenn  eine  vollstänrlige  Einigung  der  Parteien  über  den  Vcrtragsinhalt  hcrbci- 

gcfiilut   ist. 

Nach  ctifiliscliem  Rcclit  ist  zur  vollen  Wirksamkeit  des  Vertrages  die  Ausstellung 
einer  Polizc  und  ihre  Verstempelung  (Stamp  Act  1891  s.  92 — 100)  erforderlich.  Die  vor 
Beschaffung  (\cr  verstcmpelten  Police  ausgefertigten  ,,initiallcd  slips"  ersetzen  zwai  nicht 
die  Police,  sondern  haben  nur  bestimmte  Ecweisfunktioncn  (Marine  Insurance  Act  s.  89), 
sind  aber  stets  im  Handelsverkehr  als  Verbrief ungon  bindender  Vertragsverpflichtungen 
angesehen  worden,  vorausgesetzt,  daß  sie  baldmöglichst  durch  ordnung.sgemäO  ausgetertigtc 
mid  gestempelte  Policen  ersetzt  werden.  Es  genügt  somit,  daß  die  Ausstellung  des  ,,slip" 
vor  dem  Eeindwerdcn  liegt. 

[Der  Begriff  des  Feindwerdens.]  3.  Der  Abschluß  des  Versicherungsvertrages 
muß  vor  dem  Zeitpunkt  liegen,  in  dem  die  Parteien  Feind  im  Sinne  des  §  i  geworden  sind. 
Welcher  Zeitpunkt  hiernach  maßgebend  ist,  muß  den  Ausführungen  zu  §  1  der  Anlage 
überlassen  werden.      Vgl.  Berliner  in  Z  20  105. 

[Abschluß  durch  Agenturen.]  4.  Die  Auslegung  des  Begriffs  ,, Feind"  in  den  Kriegs- 
gc^ctzgebungen  ist  von  Bedeutung  für  die  Entsclieidung  der  Frage,  wie  die  von  den  Zweig- 
niederlassungen ausländischer  (feindlicher)  Versicherungsunternchmungcn  abgeschlos;?enen 
Wrlrägc  zu  beurteilen  sind,  ob  ein  Versicherungsvertrag,  den  die  Agentur  einer  feindlichen 
Gesellschaft  abschließt,  als  Abschluß  ,, unter  Feinden"  zu  gelten  hat.  Nach  deutscher 
Auffa-ssung  sind  derartige  Verträge,  wenn  sie  von  der  deutschen  .\gentur  einer  ausländischen 
Gesellschaft  abgeschlo.ssen  worden  sind,  nach  deutscliem  Recht  zu  l)eurteilen  (V;\  15,  77). 
Sie  bleiben  auch  dann  in  Kraft,  wenn  sie  abf^esi. blossen  sind,  nachdem  tler  Verj.icherungs- 
nehnier  und  die  Versicherungsgesellschaft  Feind  geworden  sind.  Allerdings  kann  die  Er- 
füllung derartiger  Verträge  in  Deutschland  nur  erzwungen  werden,  sofern  am  Sitze  der 
Niederlassung  genügende  Mittel  vorhanden  sind,  die  dem  Zugriff  deutscher  Behörden  zur 
Verfügung  stehen.  Ist  der  Abschluß  imter  Umgehung  der  deutschen  Niederlassung  im 
Ausland  oder  im  Wege  des  Briefwechsels  erfc-lgl.  .so  finilel  auslundischcs,  nicht  deutsches 
Redit  Anwendung. 

[Der  Beginn  der  Gefahr.]  5.  Der  Abschluß  des  Vertrages  ist  nicht  gleichbedeutend 
mit  dem  Beginn  der  Gefahr.  Daß  auch  der  Beginn  der  Gefahr  vor  dem  ., Feind  werden" 
liegen  muß,  ist  für  die  Aufrcchterhaltung  des  Vertrages  nur  bei  der  Seeversicherung  (§  16 
Abs.  1  a.  E.)  imd  für  die  Leistungspflicht  des  Versicherers  in  der  See-  und  Lclx:nsrück- 
Versicherung  (§  20  Abs.  1  a.  E.)  crfortlerlich.  Im  übrigen  kann  die  lnkraft.sctz\ing  des 
Vertrages  auch  nach  dem  ,, Feindwerden"  eingetreten  sein,  ohne  daß  hierdurch  die  Gültigkeit 
des  Vertrages  berührt  wird. 
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Feuerversicherung. 

Vorbemerkungen. 

[Begriff  der  Feuerversicherung.]  1.  Unter  Fcucrvcibichcrung  im  Sinuc  der 
,  9  und  lo  2o  und  21  ist  die  VorsichcrunK  des  Interesses  z«  vorstellen,  das  jemand 
daran  hat  daß  bewegl.chcn  oder  unbewcghchen  Sachen  (propcrty.  propricte)  Schutz  gcrcn 
Brandschaden  gewahrt  w.rd  Ob  dem  Brandschaden  an.ere  Schäden  wie  Explosions- 
BhtzschlaRS-Schadcn  xk  a.  glaehgestellt  sind.  riclUet  sich  nach  den  für  den  einzelnen 
Vr"«g  niaßgebenden  Bestimmungen. 

l.nnn  ^^7,  Vcrtragsgegner  des  Versicherers.]  2.  Der  Vertragsgegner  des  Versicherers 
.ieh^nr  ""h  ^"^^;e^"  ""^^^,  ^^'  Sache,  sondern  jeder  sein,  der  in  wirtschaftlichen  Be- 
z  Ölungen  zu  der  Sache  steht  (a  pcrson  interested  in  such  propcrty).  Hs  Icomn.en  s.nüt 
m-lKi  dem  Eigentümer  namentlich  Hypotheken-,  Pfand-Gläubiger.  NieObrauchcr  Mieter 
lacJiter.  aber  auch  Verwahrer,  Konkursverwalter  u.  a.  in  Bctraclit 

.  [D^^s  versicherte  Gut.]  3.  Die  Sache,  Ix^weglichc  oder  unbewegliche,  an  der  eine 
Nv-irtschaft bchc  Bez.chimg  unter  Versicherungsschutz  gebracht  ist.  braucht  sich  nicht 
m  dem  Hemiatland  des  Versicherungsnehmeis  zu  befinden.  Wo  sie  sich  U-findet  im 
Inlaml  im  fcmdhchcn  oder  neutralen  Ausland,  ist  unerheblich.  Nur  der  aus  der  Versiche- 
rung Berechtigte  muß  nach  Vertragsabschluß  Feind  des  Versicherers  geworden  sein 

IVersicherung  des  entgehenden  Gewinns.]  4.  Die  Feuerversicherung  umfaLit 
zunächst  den  Ersatz  dos  unmittelbaren,  gegelx^nenfalls  auch  den  des  mittelbaren  Schadens 
(entgangener  Gewinn.  Chomage-Vcrsicherung).  Ist  die  Versicherung  des  mittelbaren 
Schadens  in  einem  Ix-sonderen  Vertrage  übernommen,  so  erfährt  er  gemäß  8- 10  dieselbe 
Rcgchmg  wie  der  Fcuervcrsichcrungsvertrag. 

[Entsprechende  Anwendung  der  §§  9,  10.]  5.  Die  Vorschriften  der  66  9  und  10 
gelten  für  alle  Versicherungsverträge,  die  nicht  Lebens-  oder  Sec-Veisichcrungcn  betreffen 
(§  19).  *' 

beh     [ff"^""^^^®"'*^^^*"""«-]     ^-  ^^^  Feuerrückversichcrung  wird  in  den  §§  20.   21 
Assuranccs  contrc  l'incendie.  Fiic  Insurance. 


§9. 


9- 


Lcs  contrats  d'assurancc  contrc  l'ia-  Contracts  for  thc  insurancc  of  pro- 

ccndie,  conccrnant  des  propri^tös.  passös  perty  against  fire  eiücrcd  into  by  a  pcrson 

entrc  unc   personne   ayant   des   int^rets  interested  in  such  propcrty  with  anothcr 

dans    cctte    propriete    et    unc    pcrsonnc  pcrson    who    subscqucntly    becamc    an 

devenue  par  la  suite  enncmie,  nc  scront  encmy  shall  not  bc  dccmcd  to  have  bccn 

pasconsiddrdscommeannuldsparl'ouver-  dissolvcd  by  thc  outbrcak  of  war,  or  by 

ture  des  hostüitfe  ou  par  le  fait  quc  la  thc  fact  of  the  pcrson  bccoming  an  cncmy, 

personne  est  dcvcnuc  enncmie  ou  parce  or  on  account  of  the  failure  during  the 

qu'une    des    partics    n'a    pas    accompli  war  and  for  a  pcriod  of  thrcc  months 

unc  clause  du  contrat  pendant  la  guerre  thereafter  topcrform  hisobligations  undcr 

ou  pendant  unc  p^riodc  de  trois  mois  thc  contract,  but  thcy  shall  bc  dissolvcd 

apr^  la  guerre,  mais  scront  annul^s  k  at  Üic  date  when  the  annual  premium 

partu-   de   la   premi^re   echdance   de   la  becomes  payable  for  the  first  time  after 

pnme    annuelle    survenant    trois    mois  the  expiration  of  a  period  of  thrce  months 

apres   la   mise   en    vigueur   du    prfeent  after  the  Coming  into  forcc  of  the  present 


Trait^. 


Treaty. 
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Un    rcglcmcnt    sera    effectuc    pour  A  scttlcmcnt  shall  bc  cffcctcd  of  un- 

Ics  primcs  non  payöcs,  cchucs  pcncUmt  paid  promiums  which  bccamc  duc  during 

la  gucrrc,  ou  pour  Ics  reclamations  pour  thc  war,  or  of  claims  for  losses  which 

des  pcrtc's  rncourucs  pcndant  la  gut-rrc.  occurrcd  during  thc  war. 

Fcucrvcrs  cliorungon. 

§9- 

Verträge  7.ur  Versicherung  von  Eig»nUum  gegen  Feuersgefahr  /.wischen  einer 
an  dem  Eigentum  betcihgtcn  Person  und  einer  anderen,  die  später  Feind  geworden  ist, 
gehen  nicht  durch  die  Eröffnung  der  Feindsehgkeiten  oder  dadurch,  daü  die  bclreffindc 
Person  Feind  geworden  ist,  oder  deshalb,  weil  während  des  Krieges  oder  dreier  Monate 
danach  einer  der  Vertragschließenden  eine  Vertragsbestimmung  nicht  erfüllt  hat,  als 
lufcehobcn.  Sie  werden  aber  mit  Wirkung  vom  ersten,  nach  Ablauf  einer  Frist  von 
drei  Monaten  nodi  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrags  eintretenden  Fälligkeits- 
tag der  Jahr(>sprämie  aufgehoben. 

Bezüglich  der  während  des  Krieges  fällig  gewordenen,  unbezahlt  gebliebenen 
Prämien  oder  der  Ansprüche  aus  Schadensfällen,  die  während  des  Krieges  eingetreten 
sind,  fin(U>t  eine  Regelung  statt. 

[Aufrechterhaltung  der  Feuerversicherungsverträge.]  1.  Fcucrvcrsichcrungs- 
vcrträgc,  die  vor  dem  Kriege  zwischen  einem  dculschon  Vcrsiclicningsnchnicr  und  einem 
feindlichen  Versicherer  und  umgekehrt  zwischen  einem  fcin<llichcn  Versicherungsnehmer 
mul  einer  deutschen  Versicherungsgesellschaft  abgesclilosson  worden  sind,  bleiben  bis 
zu  dem  ersten  nach  Ablauf  einer  Frist  von  drei  Monaten  nach  Inkrafttreten  des  Friedens- 
vertrages (lo.  Januar  1920;  RGBl.  S.  237)  eintretenden  Fälligkeitstag  der  Jahrcsprämic 
aufrecht  erhalten.  Sic  werden  insbesondere  nicht  berülirt  durch  Eröffnung  der  Feind- 
seligkeiten oder  dadurcli,  daß  die  Vertragsparteien  Feinde  im  Sinne  des  §  i  geworden 
sind  noch  dadurcli.  daß  während  des  Krieges  (Art.  303)  und  drei  Monate  danach  der 
Vcr.sicherungsnehmer  vertragliche  Verpflichtungen  nicht  erfüllt  hat.  —  Ist  der  Vertrag 
von  cin:m  Angehörigen  einer  a.  oder  a.  Macht  in  Vertretung  eines  Deutschen  mit  einer 
deutschen  Gesellschaft  abgeschlossen  worden,  so  kommt  §  9  selbstverständlich  nicht 
zur  Anwendung.     Berliner  Z.  20  11 G. 

[Die  Nichtentrichtung  von  Prämien.]  2.  Eine  vertragliche  Verpflichtung 
(, .Obligation  undcr  thc  contract")  ist  haupt.sächlich  die  Verpflichtung  zur  Prämien- 
cntrichtung.  Gegensätzlich  zur  Lebensversicherung  (§  11  Abs.  3  und  4)  bleibt  unbeachtlich, 
worauf  die  Nichtzahlung  beruht,  ob  sie  durch  Kriegsmaßnahmen  (Zahlungsverliotc,  Ver- 
bote des  Handels  mit  dem  Feinde  und  ähnlichen  Maßnahmen)  oder  den  freien  Willcns- 
cntschluD  des  Versicherungsnehmers  veranlaßt  worden  ist.  Aus  der  Nichtzahlung  kann 
der  Versicherer  nicht  das  Recht  zur  Aufhebung  des  Vertrags  herleiten;  er  bleibt  bei  Ein- 
tritt des  Vcrsichcrungsfalls  auch  dann  zur  Leistung  verpflichtet,  wenn  er  die  Versicherung 
in  der  Zwi.schcnzeit  schon  aufgeliobcn  haben  sollte.  Ist  der  Vcitrng  nach  deutschem  Recht 
zu  beurteilen,  so  wird  der  Versicherer  trotz  erfolgter  Mahnung  nicht  Icislungsfrci,  wenn 
sich  der  Versicherungsnehmer  nicht  im  Verzuge  befunden  hat  (§  39  VVG.). 

[Die  Nichterfüllung  von  Obliegenheiten.]  3.  Eine  vertragliche  Verpflichtung 
ist  ferner  jede  Abrede,  die  das  Verhalten  des  Versicherungsnehmers  gegenüber  dem  Ver- 
sicherer vor,  bei  oder  nach  Eintritt  des  Vcrsichcrungsfalls  bestimmt,  vor  allem  die  dem 
Versicherungsnehmer  auferlegte  Anzeigepflicht  z,  B.  hinsichtlich  einer  vorgekommenen 
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Gcfahrcrhöluing  oder  (ks  <  inf^clrclcncn  Vcrsichcrungsfalls,  übcrl\aupt  jede  Obliegen lici  l . 
deren  NichlcrfiillunR  zur  Aiiflösung  des  Vertrages  l>crcchtißt  (vgl.  §  ii  IVni.  ii).  Ans  dor 
Niclitcrfüllunp  einer  derartigen  Verpflichtung  darf  die  Unwirksamkeit  des  Vertrages  nicht 
hei,c;elei(et  werden. 

[Nachfrist  ^ur  Erfüllung  von  Verpflichtungen.]  4.  Zur  nachträglichen  Erfüllung 
der  während  des  Krieges  zu  erfüllen  gewesenen  "Verpflichtungen  ist  eine  Frist  von  dr(.i 
Monaten  nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages  (10.  Januar  1920)  geset/.t.  Die  nacli- 
träglichc  l'.rfidlung  hat  aber  nur  die  Wirkung,  daß  der  Vertrag  bis  zu  der  sich  aus  §  (j 
Abs.  1  a.  !•:.  ergebenden  Frist  weiterläuft,  denn  die  Nachfrist  von  drei  Monaten  hat  regel- 
mäßig einen  anderen  Ablaufstcrmin  als  jene.  Wird  die  während  des  Krieges  unterbliebene 
Erfüllung  der  Verpflicht\ingen  auch  nicht  innerhalb  der  dreimonatlichen  Nachfrist  nach- 
geholt, dann  cjitfällt  der  Schulz,  den  Abs.  i  gewährt,  l^ic  nach  d(  m  Vertrage  vorgesehene 
Wirkung  der  Nichterfüllung  einer  Verpflichtung  tritt  ejulgültig  «in. 

[AusschluQfrist.]  5.  Die  Frist  ist  eine  Ausschlußf rist  mit  der  Wirkung,  daß 
nach  ihrem  Ablauf  die  unterlassene  Erfüllung  nicht  mehr  nachgeholt  werden  kann. 

[Aufhebung  der  Feuerversicherungsverträge  na  c  h  Inkrafttreten  des  Friedens- 
vertrages.]  6.  Die  in  Kraft  gebliebenen  Fcucrversiclicrungsvcrträgc  werden  aufgehoben  : 

a)  wenn  die  unterl)liel)enc  Vertragserfüllung  nicht  innerhalb  der  dreimonatlichen 
Frist  .seit  Inkrafttreten  desFriedensvcrtrage.s  nachgeholt  worden  ist,  und  nach  dorn  Vertrage 
die  Nichterfüllung  zur  Atiflösung  der  Versicherung  lx>rechtigt. 

b)  Mit  dem  ersten  drei  Monate  nach  dem  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages 
(ro.  Januar  1020)  liegenden  Fälligkeitstage  der  Jnhresprämic.  Ist  z.  13^ am  i.  Januar  1914 
ein  zehnjähriger  Feuerversicherungsvcrtrag  zwischen  einer  englischen  Gesellschaft  und 
einem  Deutschen  abgeschlossen  worden,  so  ist  dieser  Vertrag  jedenfalls  mit  dem 
31.  Dczeml)er   1920  aufgcholK-n. 

c)  Durch  Kündigtmg  der  Parteien  gemäß  dem  Vertrage,  oder  durch  NichtA'crlängcnmg 
seitens  des  Versicherungsnehmers,  beides  nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages. 

d)  Durch  t"ibertrag\nig  des  Vertrages  auf  einen  anderen  Versicherer  gemäß  einem 
übeiführuugsvertragc  im  Sinuc  des  §  10, 

[Aufhebung  der  Feuerversicherungsverträge  vor  Inkrafttreten  des  Friedens- 
vertrages.] 7.  Ob  der  Versicherungsvertrag  aus  anderen  als  den  drei  genannten  (Iründen 
während  des  Krieges  aufgehoben  ist,  riclUet  sich  nach  dem  nationalen  Vertragsrecht. 
So  hört  z.  B.  nach  deutschem  VVG.  §  68  die  Versichcnmg  mit  Wegfall  des  Interesses  nach 
Bcf inn  der  Versicherung  auf. 

[Wirkung  der  in  Kraft  gebliebenen  Verträge.]  8.  Solange  der  Versicherungs- 
vertrag nicht  als  aufgeholwn  anzusehen  oder  gekündigt  ist,  haben  die  Parteion  gegenseitig 
alle  vertraglichen  Verpflichtungen  zu  erfüllen,  vor  allem  müssen  die  nach  Inkrafttreten 
des  Friedensvertrages  fälligen  Prämien  und  Schadenssummen  bezahlt  werden. 

[Abrechnung  unter  den  Parteien.]  9.  Die  in  Abs.  2  vorbchaltenc,  bisher  nicht 
bekannt  gewordene  Regelung  kann  nur  die  Art  und  Weise  der  Bezahlung  der  während 
des  Krieges  (Art.  303)  fällig  gewordenen  Prämien  und  Versicherungssimimen  ordnen,  sie  kann 
aber  niclit  bestimmen,  daß  die  während  des  Krieges  eingetretenen  Schadensfälle  ülx;rhaupt 
nicht  zu  bezahlen  sind,  denn  sonst  wird  der  durch  den  Friedensvertrag  festgelegte  Grund- 
satz des  Abs.  i  verletzt.  Josef  (Masius'  Rundschau  1919  S.  302)  bezweifelt  ohne 
nähere  Begründung,  ob  die  englischen  Gesellschaften  den  deutschen  Versicherungs- 
nehmern für  Schadenfällc,  die  während  der  Kriegsjahre  eingetreten  sind,  Ersatz  leisten 
werden.  Die  vor  dem  Kriege  fällig  gewordenen  Prämien  und  Versicherungssummen 
sind  nach  Art.  296  und  Anlage  zu  behandeln. 

§  10.  10. 

Si,  par  suitc  d'un  acte  administra-  Whcre   by   administrative   or   Icgis- 

tif   ou   l^gislatif,   uro   assurancc   contre     lativc  action  an  insurancc   against   firc 
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l'inccncliö,  concluc  antdricurcmcnt  ii  la 
gucrrc,  a  ötc  pcnclant  la  gucrrc  Irans- 
ferec  de  l'assurcur  primitif  a  un  autro 
assurcur,  Ic  transfcrt  scra  rcconnu  et 
la  rdspon?abilite  de  Tassurciir  primitif 
scra  coiisidci(5c  conimc  ayant  cesse  h 
partir  du  jour  du  transfert.  Ccpcndaut, 
lassurcui'  primitif  aura  Ic  droit  d'etre, 
sur  so  dcmando,  plcinemont  informi'  dos 
conditions  du  transfert,  et  s'il  appa- 
raii  que  ccs  conditions  n'dtaicnt  pas  6.q\n- 
tablcs,  clles  seront  modifiees  pour  autant 
que  ccla  sera  nöcessaire  pour  les  rendrc 
dquitables. 

En  outre,  l'assure  aura  droit,  d'ac- 
cord  avec  l'assureur  primitif,  de  retrans- 
fcnr  Ic  contrat  a  l'assureur  primitif  ti 
datcr  du  jour  de  la  dcmandc. 


cffcctcd  bcforc  thc  war  has  becn  trans- 
ferred during  thc  war  from  thc  original 
to  another  insurcr,  thc  transfer  will 
be  recognised  and  thc  liability  of  tiic 
original  insmer  will  bc  decmed  to  havc 
ccascd  as  from  ihe  datc  of  the  transfer. 
The  ()rigin;d  insurcr  will,  howevcr,  bc 
entitlcd  to  receive  on  demand  füll  infor- 
mation  a>  to  the  terms  of  the  transffr, 
and  if  it  sliould  appear  that  thesc  terms 
were  not  equitablc  they  shall  be  amen-, 
ded  so  far  as  may  be  neccssary  to  render 
them  equi table. 

Furthermore,  the  insured  sluill,  s\d)- 
ject  to  the  concurrence  of  thc  original 
insurcr,  bc  entitlcd  to  rctransfer  the 
contract  to  thc  original  insurcr  as  from 
thc  date  of  the  demand. 


§  10. 

Ist  eine  vor  dem  Kriege  abgeschlossene  Feuerversicherung  durch  eine  Vcrwaltim.t;s- 
odcr  gesel/geberischc  Maßnahme  wiihrend  des  Krieges  von  dem  ursprünglidu  i\  a\if 
einen  anderen  Versicherer  iihertragcn  worden,  so  wird  die  Übertragung  ;uurkannt; 
die  Haftung  des  ursprünglichen  Versicherers  gilt  seit  dem  Tage  der  Übertragung 
als  erloschen.  Der  ursprüngliche  Versicherer  bleibt  indessen  berechtigt,  auf  Verlangen 
volle  Auskunft  über  die  Bedingimgcn  der  Übertragung  zu  erhalten,  lu'gibt  sich,  daß 
diese  Bedingimgcn  unbillig  waren,  so  sind  sie  soweit  abzuändern,  daß  sie  den  Ansprüchen 
der  Billigkeit  genügen. 

Mit  Zustimmimg  des  ursprünglichen  Versicherers  ist  ferner  der  Versicherte  be- 
rechtigt, den  Vertrag  auf  den  ursprünglichen  Versicherer  mit  Wirkung  vom  Zeitpunkt 
der  Stellung  des  bezüglichen  Antrages  ab  zurückzuübertragen. 

[Veranlassung,  Inhalt  und  Wirkung  der  Haftungs-  und  Überführungsverträge.] 
1.  Die  Kriof;sgcsct//,'cbun(,'cn,  an  erster  Stelle  die  Zalilungsvcrbotc,  U:il>cn  zu  einer  Unler- 
brecliiin^,'  des  Verkelirs  zwischen  den  im  Ausland  l)efindliclien  Sachvcr'iicli(Muii),'sj;escll- 
.«'cli.iftcn  »iml  iluon  inländischen  ZwciRnicdcilassungcn  gcfülut.  Die  lücrdurch  vcranlatlio 
Verminderung,  oft  sogar  Aufhebung,  der  Gcwährlcistungsniittcl  für  die  inländischen  Vci- 
sichcrtcn  hat  die  deutschen  Behörden  sofort  nach  Ausbruch  des  Krieges  zur  Durchführung 
verscliicdcncr  Maßnahmen  bestimmt.  Aus  rechtlichen,  vor  allem  aber  aus  technischen 
Gründen  sah  man  davon  ab,  den  Versicherten  im  Wege  der  GesctzgcbuAg  die  Befugnis 
zur  fristlosen  Kündigung  ihrer  Versicherungen  einzuräumen.  Die  wiclitigste  und  nach- 
haltigste MaDnahmc  ist  der  Abschluß  von  Haftungs-  und  Überführungsverträgen 
mit  leistungsfähigen  deutschen  Versicherungsunternchmungcn  gewesen.  Im  ganzen  sind 
27  derartiger  Verträge  abgeschlossen  worden.  Ihr  regcImäCiger  Inhalt  geht  dalün,  daß 
die  deutsche  Gesellschaft  gegenüber  dem  Versicherten  die  selbstschuldnerische  Haftung, 
gegenüber  dem  bisherigen  Versicherer  die  volle  Rückdeckung  übernimmt;  dafür  erhält 
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(NA    15,  ,Hff,).    l)c<r  IrfclK  •l.rscr  Vrrlr/l,;o  war  ein  ülvraiiM  MrotUr.    Vr.n  m  Milliar.ln. 

üLZi  li!l     f     '''1'^'^   :"""""'■  ^'•'•«'•^''^'•"•n:Ns...n.n.  von  r.m.l  ,6.  Million^  M..  die 
';  r/i  o'       ;...    "^"■"'••'^"•"  '"^  *'"•  P-'*li-l'«  Haln.lunK  «Ns  §  ,,  inM,w<il  Vers,rI,ornn,K- 

t;;;:ri 'i:r.;;;,;;''  !;:i;;:i.  ^^" '"- ' -"-"•'  ^v..  <....,.  u.  a.......  .n........ 

«.I  I  ^,*^*;f'*^f'/'»';^c»»t  <><^«'  Verliehenen.]  ..  In  ScInifUun,  nn.l  K.rhlsp.rrlMM..  ist 
wu-.lnl.<.  (  /n  cl,  r  l-ia,,.  SK.lInn,;  „.unnnu.n  wor.l.n.  ol,  <li.  ,l.,.„>u  Ihm,  Vn.i  I  .  .  oÜ  . 

h  .Kl  ,.Mu|.  von  (Im  n,.l  rnn-llichen  CesHIschafln.  al.,e.sc,hlossnu.n  S:u  l,v..,sirlH'n,nrs. 

..r«  H.at.M,,..     „ul  tl.,Tn.l..nnnHvr,traRrH  an.Kriibt  wcr.lrn  kann.     Die  «nicl.lll.  hm 

M    .•  hn<lnn,<.n  haU.,  sid.  leih  für.  teils  Re^cn  ein  KücKlrillsrecht  anH,e,.proc  Icn.   Rieh  Ur 

er  /  .;  in    ;  '  v     V"'  '"^  '<'^^'<<''^<«'-"t  "-^  «InUsehen  VersiehnVen  znsleht.  .lenn 

ehfiMu  /  V  "l    r  '^''''^'^''','7  '"•■''  ^^-f'"""'-'.  ^v«•"n  in  d.n  wirlsehaflliel.en  nn.l 

I   (Mliehen    NerhaHni.sen    ,l..s    VerHeherer«.    anf    .h-ren    nnvrr.in.l,,  l.-„    l.-orllH.slan.l    <ler 

V  K.ehernn^;vneh.n<r  re.hnm  l<onn(..  eine  w.scnllid...  V<.,n,uln„n«  .n  .sdnom  Naehl.-il 

Im  Vwil     r    ;''^'-'^f^P''*^«';>>,";"',  l"^«    »'<^^vl.l<(.  daU  an   Stelle  .|,.s  «csanUen  Vcrnu"„en« 

0  .,;,;'  •"'''■  "■  ^^''"^'^""-""'0'«  i.nl.e.lenten.le.s  Inlnn.lsverm<i,;en  ul«  Ilnftnn««. 
ol.jclu  irm  J<(.  ,17.  ,6  (VA.  i6  Anhan«  S.  yi).  .,.  u.  ,6  (a.  a.  O.  17,  S.  ,).  .7.  ..  ,7 
(».  n.  O.  ,7,  s.  3).   tll,er  I.ileralnr  und  KeehtsprechunR  JDH.  ,4,  0,,S(-\s,  771;  x6,  637 

[Aufrcchtcrhftltung  der  Verträge.]    3.  Obwohl  die  Haflungs.  „nd  Ül.crführunKs- 

In".  n  r  '  r- "  ";"  "'"';  ''''"■  "'"''*  "^'^  •'^''"  (""^"''  "•'"''  'l<'"l'^cluMn  Kechl  nicni  notwendiKCMi) 
fo.mel len  (.enel,nu,,Mn,ß  des  Auf.sid.lsanil.s  oder  einer  andcMen  Jlchörde  z,.sl..ndo  Rrko.nnien 
suul  (VA.  15,  70).  OS  .somit  an  einer  ..vcrwaMnnKsniäOiKen  oder  ,;<-sHzliduM,"  Ve,fr.,.unL' 
fehlt,  kann  keu,  Zweifel  besld.en.  dnO  §  10  Rerade  diese  Verlr/iRO  meint.  Der.s.  Ans.  C^.old  l - 
schm.dl./andcr  §  loAnm.  3.  Die  spradilicho  UnRenani^lcdt  des  Friedensvertrages 
hnt  nnOer   iJelradit  zn  bleiben. 

J^i«;,  AnfreehterhaltunK  der  Vcrträßc  i.st  für  den  Bercid,  der  l-cncrversicherunc 
111  §  10.  für  alle  übrißen  Sachver.sicherunRH7.wciKc  (anOer  SecvensidicrunR)  in  6  i«j  anerkannt 
Dam.  wnd  w.e  m  §§  18,  24  die  VViedcrhersteIhmR  des  früheren  Schuldverh'iltniss,..s  ße^cn 
den  Willen  der  Parteien  abgelehnt.  Gleichfalls  erledißt  sich  .lioFraßo  n.tch  der  Ver.tnt- 
wortnnR  der  licvollmaditißten.  welche  bei  den  Vcrtraßsverhamih.nßen  die  auslündisehen 
{.cscllscha  ten  vertreten  haben,  anch  für  den  Fall.  daO  sie  keine  a,..sdrücklichc  Abschlnü- 
vonmacht  besessen  haben.  Insoweit  sie  IIanptl)evollmäehtißle  im  Sinne  der  §§  86.  88  VAG 
waren  waren  sie  kraft  ße.setzlicher  Bcstimmnng  Ix^fnßt.  die  Verträße  ab/.uschlicficn  (VA. 
15,  7.J).  Die  Gtdtißkeit  der  von  ihnen  im  Namen  der  Gesdlschaft  abßesddossenen  Vcrtiaße 
kann  nicht  durch  die  liclmuptnnß,  sie  seien  zu  ihrem  Abschluß  nicht  l>cfußt  ßcwescn  in 
l-raße  gestdlt  werden  (Brück,  LZ.  1911.  S.  182).  Solange  .sie  von  der  AufsichlslK^hö'rde 
als  Hauptl>evollmächtigte  behandelt  werden,  nehmen  sie  die  gesetzlichen  Befugnisse  wahr. 
Ihre  Stdlunß  .st  ausschlieOlidi  nach  deutschem  Recht  zu  beurteilen  (VA.  07,  Anhang 
S.  31),  .so  daO  dir  „Fdndwcrden"  unbeachtlich  bldben  muß  (a.  A.  Goldtschmidt-Zander 
§  10  Bern,  3). 

1  ..f '°/J-''^^""K  flcs  ursprünglichen  Versicherer«  gilt  mit  dem  Tage  des  Inkrafttretens 
des  Uberfuhrnngsvcrtrages  als  erloschen.  Versicherungsverträge,  die  mangels  Übertragung 
bei  dem  femdhchen  Versicherer  noch  weiterlaufen,  sind  nach  §  9  zu  behandeln.    Andrer- 
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w.;m  unterließen  Veil»a«e.  .lic  u.icU  ^  lo  Abs.  J  auf  den  urspiüngllcheu  Vc reichen •,• 
znrnekül)erlraKcn  f.in.l,  niol.l  der  A.iflusunK  n.vili  §  o.  Pc-i».  Ans.  IJorl.ncT,  Z.  20  n... 
.1.  ^  H'  M"''f*  '>'"'  ''*  ''•^^'*''  •'"■''i'l'<inK<'n  in  «lie  Vorln'i(;c  ein: 
rVerpfllchtunß  zur  Aufilcunftnertcilunfi;;  Revision  der  Bedingungen.]  a)  l>ei 
iir.spniiiKl'' '"'  \'ti"i' '"'•''''■  ''•"'"  Aii^Uiinll  hIkm  die  nri.|iii^;iiMf;en  der  Ohei  iraKtiuK  de 
l'oi  lefeiiill«"'  auf  die  deiilselie  ("lesclIsdi.ifL  iiiul  «ine  \'erl)es:u  11111^'  uidMlIijjef  Ue(lin)^uiJ.!.;en 
veil.UluM'll.  Slreili/^Ueileii  liiit  <l<r  ^;<•nd^.(■.ll^^•  Se.lii«(l;Kei  i<.litHliof  zu  tMUse.heiden  (All.  .i'>.|  l> 
AI»"*,  'i)'  J''''  deiil'*elien  ('.isell'irliaflcn  Ui'tniien  somit  unter  l  Iin'.(.'lnden  /ii  weiteren  ImiI- 
«clUtdiMHii^Mleif.tiinucn   naelitiilfd'el»  lieran|;e/ii|.;rn   \v<'iden. 

[RückübcrtrnßunR  der  Vcrsichorung  Ati(  den  ursprdiuilichei»  Versicheror.] 
I))  J)er  Verhielierle  Icann  hei  /ii'it  iinniiinK  «les  uimih  umi;1iiIi<  11  VerfOi  liererh  die  Kiiekidter- 
iraunnM  des  Ver.'>iilier(innsvi-rli'ai;e:i  auf  den  hi'tlieren  V'erhiclierer  auf  iln\  mit  Wiiknnt! 
v()n\  /cllpnnkle  der  die.'ilie/iiKlielien  Antraf:''lelliuij.;  an  veilaiij^en,  Der  |;<-Kenw.'irii|.;e 
Vcr."<iclKM't'i'  nniM  dem  Veil.in(;en  stalliicben,  Pie  Al)re<:lnnin^;  unter  den  l'artiien  lii'iiie 
nro  rata  (en>iv)ris  z'i  rrfol^icn.  l'iw  die  IJereihnnn^'  der  in  «lein  nr.spriintjlichen  S'cr- 
j,|j.|„,,„„,rssc.li''in  v()rK''^t'bcnen  Verlr.ißsdaiicr  nmU  die  Zeil,  während  ilcrcn  die  Vorsicliennu; 
1)1  i  dem   anderen  Vevslchorer  lief,   unl»eriieUsiLl»ti);(   bleiben, 


Lebensversicherung. 

Vorbcmcrlcunf^cn. 

[Begriff  der  Lebensversicherung.]  1,  Die  I'r.i|;e,  was  unler  I.ebensver- 
hielicrnnj,'  im  Siitne  der  §§  n  1  |,  :(>,  21,  a  zn  verstellen  ist,  cntsehoidet  §  i^^ 
(Iftliin.  daD  als  Lobensvcr.siclK'rim}^sviTtr.i|;e  nur  soh  lie  Vertraue  auf  Kapital  mler 
Ronh'nleis'un^cn  /,ii  pellen  babcn,  bei  denen  di(!  nen-clinnuf;  der  gegenseitigen  Veri)flieh- 
tmigen  aiif  (b'r  W'alnscluinlielikeil  der  nn  um  hlirlien  Lebensdauer  verbundiMi  juit  df-m 
Zinsfuß  beruht.  Somit  sind  von  ihr  besoiuU-ren  l^-gehmg  di(>jenigen  Kond)in;ilionen 
nuMf.enommen,  bei  denen  /war  auch  die  Dauer  des  ^uensi  hliehen  Lebens  von  Heduulung 
ist.  aber  nicht  ihre  Ungewißheit,  sondern  ein  Ixstinimles  Lreignis  wie  Unfall,  Livaliditäl, 
Krankheit,  Arbcilslosigkcit  u.  a.  das  ausscldaggebende  Atomcnl  bildet.  Lst  eine  die.ser 
j<ond)in.'vtion  /.  H.  die  Unfallversic.henmg  in  Verbindung  mit  einer  Lebensversicherung 
im  Sinne  des  §  11  abge.sch]ossci\  worden,  so  muCi  der  Vertrag  einheitlieh  als  r.el>ensversii:he- 
rnngsvertiag  aid^efaßt  werden,  l^age/.'en  ist  eine  .\nsstenervcrsichcrung  (Heirat,  Mdit.'ir- 
dienst,  Studiengelder  u.  a.).  deren  technisclic  (Irundlagon  für  die  JJcrechnimg  der  rnunicn 
neben  dem  Zinsfluü  auch  die  Lebenswahrscheinlii;hlceit  iHrücksichtigen,  eiiu'  Lfbensvtr- 
sichcrung  im  Sl'nno  von  §  11.  l>ic  idernach  ausscheidenden  Kiunbinationen  unierliegen, 
auch  wenn  sie  von  Lcbensvcrsichernngsgcsellse.haften  bctri<d)cn  werden,  nicht  (h'W  V<m- 
Hclniflcn  der  §§  11 — 1-|,  sondern  sind  mangels  besonderer  llesliinmiingen  gemäß  §  iw  enl- 
sprechcnd  dei\  für  die  Feuerversicherung  (direkte  und  Rückversicherung)  aufgestellten 
Cirnndsälzen  zu  behandeln.  Das  gleiche  muß  für  Verträge  gellen,  die  Lcbensvcrsichcrungs- 
unternelnnimgen  regelmäßig,  möglicherweise  auch  imter  Anwendung  bestinunler  Ucch- 
nungsgrundlagcn  abzuschließen  jiflegen,  bei  denen  aber,  wie  beispielsweise  l>ei  Sparver- 
.sicherungen,  nicht  auf  die  ,,prob.abilit6de  la  vic  humainc"  abgestellt  ist  (Dörstli  ng  1 1  ans  UZ. 
18,  658).  Dagegen  sind  dio  Höhe  der  Versicherungssumme,  ob  sie  vcrtr.vglich  bestimmt, 
oder  sich  wie  bei  der  Tontincnvcrsicherung  aus  der  Ansammlung  von  Prämien,  Zin.sen 
und  ZinseszinRcn  ergibt,  und  die  Zeit  \md  Art  der  Prämienentrichtung  belanglos.  Auch 
die  ,,Volksvcrsicherung"    ist   daher  Lebensversicherung    im  Sinne   dca    Pricdensvcitrags, 

[Lebensrückversicherung.]  2.  Die  Lebensrückversicherung  ist  in  den  §§  20—22 
behandelt. 
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Assiiram  OS  stir  la  vie. 

§  II. 

Los  contrats  d'assiiianccs  siir  la 
vir  passös  cnlic  \m  assuiour  et  uno  pci- 
süiinc  dovoiuio  par  la  suitc  cniieniic  nc 
siiont  pas  coMsidt'n's  comnic  annulös 
par  la  dt^claralion  do  Ktjerrc  ou  par  lo 
fait  q»io  la  pcrsonnc  i'st  dcvcnuc  cnncmic. 

Tüule  süinmo  dcvcmio  cxigiblc  pcn- 
dunt  la  K»<'''>P,  awx  ttrnus  d'un  contrat 
qtii,  cn  vertu  du  para^raplio  prdc(?dcnt, 
n'fst  pas  considc'TÖ  comnic  annul(5,  sora 
rccouvrablo  ajirOs  la  |;urrrc.  Ccttc  sominc 
scra  augmontdc  des  int(5rOts  h.  5  p.  100 
l'nn  dt'puis  la  datc  de  son  exitjlbilitiJ 
jusqu'au  jour  du  payenient. 

Si  le  contrat  est  dcvenu  caduc 
pcndant  la  guerrc  par  suitc  du  iionpayc- 
mcnt  des  primes,  ou  s'il  est  devonu 
saus  cffct  par  suitc  du  nonaccomplissc- 
ment  des  clauscs  du  contrat,  l'assurö  ou 
ses  rcpiesentants  ou  ayants  droit  auront 
droit  ä  tout  momcnt,  pcndant  douzc 
mois  li  datcr  du  jour  de  la  misc  en  vigucur 
du  present  Traitd,  de  rdclamcr  ä  l'as^ureur 
la  valcur  de  la  policc  au  jour  de  sa  ca- 
ducitö  QU  de  son  annulation. 

Lorsque  Ic  contrat  est  devenu  ca- 
<luc  pcndant  la  gucrrc,  par  suitc  du  non- 
payemcnt  des  primes  par  application  des 
mcsures  de  guerrc,  l'assurr^  ou  ses  re- 
pr(5scntants,  ou  ayants  droit,  ont  Ic  droit, 
dans  Ics  trois  mois  qui  suivront  la  mise 
cn  vigucur  du  prdsent  Traitd,  de  remcttrc 
le  contrat  en  vigucur  moyennant  le 
paycmcnt  des  primes  övcntucUcment 
^chues,  augmcnt^es  des  intdrßts  de  5.  p. 
100  l'an. 


Life  Insuruncc. 


II. 


Contracts  of  lifo  insurance  entmd 
into  bctwcen  an  insurer  and  a  porson 
wbo  subscqurnlly  bcoanie  an  encniy 
shall  not  bc  decmcd  to  have  been  dissol- 
ved  by  thc  outbreak  of  war,  or  by  tUc 
faot  of  thc  pcison  bccuniing  an  cncniy. 

Any  sinn  wliich  during  thc  war  Ix- 
camo  due  upon  a  conUacl  «Icenicd  not 
to  have  beon  dissolvod  \UKler  thc  prc- 
ceding  provision  shall  bc  rcc()veral>lc 
aflcr  thc  war  with  thc  addition  of  in- 
terest  at  fivc  per  ccnt.  per  annum  from 
thc  datc  of  its  bccoming  duc  up  to  thc 
day  of  paymcnt. 

Wlierc  thc  conlract  has  lapscd  ilu- 
ring  thc  war  owing  to  non-paymcul  of 
prcmiuins,  or  has  bccomc  void  from  brcach 
of  Ihc  conditions  of  thc  conlract,  ihc 
assurcd  or  bis  rcprcscntativcs  or  thc  \kr- 
sons  entitlcd  shall  have  thc  right  at 
any  time  within  twclvc  months  of  thc 
Coming  into  forcc  of  thc  present  Treaty 
to  claim  from  the  insurer  thc  surrender 
value  of  thc  policy  at  the  datc  of  its 
lapsc  or  avoidance. 

Wliere  the  contract  has  lapscd  du- 
ring  thc  war  owing  to  non-paymcnl  of 
prcmiums  thc  paymcnt  of  which  has  l)ccn 
prevcnted  by  thc  enforccmcnt  of  mcasures 
of  war,  thc  assurcd  or  bis"  rcprcsentativc 
or  the  pcrsons  entitlcd  shall  have  thc 
right  to  rcstore  the  contract  on  paymcnt 
of  the  prcmiums  with  intercst  at  five 
per  ccnt.  per  annum  within  threc  months 
.  from  the  Coming  into  forcc  of  thc  present 
Treaty. 


Lebensversicherungen. 

Lebens  Versicherungsverträge  zwischen  einem  Versicherer  und  einer  Person, 
die  später  Feind  geworden  ist,  gelten  weder  durch  die  KriegserlHärung  noch  durch 
die  Tatsache,  daß  die  Person  Feind  geworden  ist,  als  aufgehoben. 


Jeder  Betrag,  clor  während  des  Krieges  auf  Grund  eines  nach  dem  vorstehondou 
Al)satz  als  nicht  aufgehoben  geltenden  Vertrags  fällig  geworden  ist,  ist  nach  dem 
Kriige  /uziiglirh  fünf  v.  H.  jährlirlur  Zinsen  vom  Tage  der  Fälligkeit  bis  zum  lie- 
1  ielUigimgstage  zahlbar. 

Ist  der  Vertrag  während  dt>s  Krieges  mangels  Prämienzahlung  hinfällig  oder  in- 
folge der  Niehlerfiiliung  von  Vertragsbesliuimungtu  luuvirksam  geworden,  so  sind 
der  Versicherte  oder  seine  Vertreter  oder  Rechtsnachfolger  jederzeit  berechtigt, 
binnen  zw^ilf  Monaten  nach  Inkrafttrrlcn  d(  s  grgcnwärtigen  Vertrags  vom  Versicn«r»r 
i\i'\\  Wert  der  l'olii-e  am  T.ige  ihres  llinfälligwerdi-ns  oder  ihrer  Unwirksamkeit 
zu  fordern, 

Beruht  das  llinfälligwerden  des  Vertrages  wäluend  des  Krieges  mangels  l'rämien- 
zidilung  auf  der  Anwi  luhmg  von  Kriegsm.iünahmen,  so  sind  der  Versiehertc  oder  seine 
Vrrtreli-r  oder  Kcehtsnachfolgir  berechtigt,  ihn  binnen  drei  Monaten  nach  Inkraft- 
treten des  gi'grnwärligen  Vertrags  dadurch  wieder  in  Kraft  zu  setzen,  daü  sii-  die 
f^igebeiunfalls  verfalUiun  Prämien  zuzüglich  5  v.  II.  jährlicher  Zinsen  bezahlen. 

[Aufrcchlerholtung  der  Lebensversichcrungsvertrage.]  1.  Die  vor  dem  Jvrie^;c 
zwischen  ciiuiu  Dculsclicn  luul  einem  luisläiulisLlu-ii  ((eindliclicn)  Vcrsiolicrcr,  imd  iim- 
};ekelut  /.wischen  einem  Untertan  eines  iuisUindischcn  (Icindlichon)  Slaates  und  einer 
(hutselun  V'ersicIiernnL,'S(;esellsclui(l  abj;eschlosscncn  Lcbensvcri>icherimg.svcr träge  werdcMi 
in  ihrem  rechtlichen  Bestände  weder  (hncli  den  Kricf^sausbnich  zwischen  den  Mäelitcn, 
denen  «lic  Parteien  angeliörcn,  noch  dnreh  das  ..Feindwerden"  der  Parteien  im  Sinne  des 
§  I  berührt.  Damit  ist  anerkannt,  daU  Lebens  vor  .si  ehe  r  u  n  gsve  rt  rä  gc  von 
dem  Krieg  als  solchem  unbeeinflußt  bleiben. 

Im  (iegensatz  zu  der  I''encrversiehening  ist  al)er  bei  der  LelxMisversicherung  bloü  der 
Krieg  als  solclier  ohne  ICinfliiü,  niclit  dagegen  die  während  des  Krieges  unterbliebene  Er- 
fülhing  von  vertraglichen  VerpfUchtungen.  Sic  befugt  nur  zu  dem  Rechte  des  §  11  Abs.  3 
und  gibt  für  den  besonderen  Fall  des  §  11  Abs.  4  das  Recht  zur  Wicderinkraftsetzimg, 
l)lcibt  aber  grundsätzlich  beachtlich.  Abgcsclicn  von  der  Nichtzahhmg  der  Prämie  ilifolgc 
einer  KriegsmaOnahmc  (§  11  Abs.  4)  lost  somit  die  während  des  Krieges  crfol<^tc  Verletzung 
einer  vertragliclien  Verpflichtung  z.  B.  der  Anzeigeplliclit  die  vertraglich  vorgesehene 
Wirkung  aus, 

[Staatsangehörigkeit  der  Vertragsparteien.]  2.  Nach  der  Fassung  (,,les  contrats  . . . 
(utrc  un  assureur  et  imc  personnc  devenuc  par  la  suitc  cnncmie")  und  Tendenz  des  §  11 
muß  unbcnchtlich  bleiben,  welche  Staatsangehörigkeit  derjenige  hat,  auf  dessen  Lel)cn 
die  Versicherung  abgeschlossen  worden  oder  (km  die  Ixistung  avis  d(!m  Vertrage  zugewiesen 
ist  (bezugsberechtigter  Dritter),  denn  I.eben.sversicherungsver träge  zwischen  i'"eindcn 
sollen  nach  Möglichkeit  aufrecht  erhallen  werden.  ICs  bleiben  .somit  in  Kraft  nicht  bloß 
Verträge,  die  Deutsche  oder  feindliche  Ausländer  auf  ihr  eigenes  Leben  bei  einer  feindlichen 
oder  deutschen  Gesellschaft  abgeschlossen  haben,  .sondern  auch  Verträge,  die  Deutsche 
s\\\{  da.s  Leben  eines  feindlichen  Ausländers  mit  einer  feindlichen  Gesellschaft  eingegangen, 
oder  in  denen  feindliche  Ausländer  als  Bezugsberechtigte  bezeichnet  sind.  Das  gleiche  gilt 
umgekehrt.  Hat  beispielsweise  ein  Deutscher  bei  einer  englischen  Gesellschaft  auf  das 
Leben  eines  Engländers  eine  Lebensversicherung  genonuncn,  oder  hat  ein  Franzose  bei 
einer  deutschen  Gesellschaft  unter  Bezeichnung  eines  Italieners  als  bezugsberechtigten 
Dritten  eine  Lebensversicherung  genommen,  so  ist  der  Vertrag  durch  den  Krieg  nicht 
aufgcholKn  worden. 

[Der  Abschlußort.]  3.  Unerheblich  ist  der  Ort  ilcs  Abschlusses  des  Vertrages, 
ob  der  Vertrag  unmittelbar  am  Sitz  der  gewerblichen  Niederlassung  des  zum  Feinde  ge- 
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wordenen  Vcrsichorci.s  odi-r  einer  im  feindlichen  Ausland  befindlichen  Zwcij^slellc  erfolf^to 
(ein  Deutscher  hat  eine  Lebensversicherung  unmittelbar  in  Pnris  bei  einer  französischen 
Gesellschaft  abgeschlossen;  ein  Mnpländer  hat  eine  Lebensversicherung  Ix^i  der  Pariser 
Niederlassimp  einer  deutschen  Gesellschaft  abgeschlossen).  Der  Ort  des  Abschlusses  ist 
im   Jlinbliclc  auf   §   13  für  das  auf  den  Vertrag  anzuwendende  nationale  Recht  wichtig. 

[Die  Inkraftsetzung  der  Versicherung.]  4.  Unlx:achtlich  ist.  ob  die  Lel)cnsvcrsiche- 
rung  vor  oder  nach  dem  ..Leindwcrdcn"  in  Kraft  gesetzt  worden  ist  (anders  l)ci  der 
Lebcnsrückvcrsicherung  §  20  Abs,  i  a.  1*2. ),  nur  der  Vertragsabschluü  muß  vor  dem  Kriegs- 
au.djruch  bzw.  dem  , .Feindwerden"  liegen.  Wann  der  Vertrag  abgeschlossen  ist.  richtet 
sich  nach  dem  für  ihn  maOgeblichen  Recht.  Nach  deutschem  Recht  ist  hierzu  die  Ent- 
richtung der  ersten  Prämie  dtirchaus  üblich,  aber  nicht  unbedingt  notwendig.  If.igcr- 
Bruck,  VVG.  (1920)   §  3  Bern.  3,  4. 

[Die  Folgen  der  Aufrechterhaltung.]     5.  Alle  auf  Grund  hiernach  in  Kraft  ge- 
bliebener   Verträge    während    des    Krieges    (Art.    303)    fällig    gewordenen    Versiclierun,"S- 
Icistungcn  (Kapitalien  oder  Renten)  und  Prämien  sind  nach  Inlaafttrctcn  des  Friedens- 
vertrags nebst  5%  Zinsen  vom  Tage  ihrer  Fälligkeit,  der  sich  nach  den  Vorsicherungs- 
bedingungen bestimmt,  bis  zum  Tage  ihrer  Berichtigung  nachzuzahlen.  Auf  dar?  Verschulden 
(Verzug)  des  Scliuldners  kommt  es  nicht  an  (vgl.  dagegen  §  14  Bern.  6).    Besondere  Beach- 
tung verdient,  daß  jeder  während  des   Krieges  fällig  gewordene  Betrag,  also  anch  die 
V^crsichcrungssuminc  oder  der  Rückkaufswert   nebst  Zinsen,   nachträglich   zu   entrichten 
ist.     Lebensversicherungen  sind  während  des  Krieges  bloß  suspendiert,  nicht  aufgehoben 
worden.   Ist  das  Kriegsrisiko  vertraglich  eingeschlossen  »md  ein  KriegssLerlx-fall  eingetreten, 
so  n»uO  die  vertragliche  Ixistung  nachträglich  bewirkt  werden,  selbst  wenn  der  Tod  des 
Versicherten  d\irch  eine  Kriegshandlung  der  Macht,  der  der  Versicherer  angehört,  herbei- 
geführt ist.     Es  fehlt  für  die  Lebensversicherung  an  einer  dem  §  17  entsprechenden  Ik:- 
stimmung.   Ist  der  Vertrag  wegen  Nichtzahlung  von  Prämien  oder  NiclUcrfüUung  .sonstiger 
vertraglicher  Ver])flichtungen  imwirksam  geworden,  .so  besteht  ini  Falle  des  Abs.  3  der 
Anspruch  auf  den  Rückkaufswert,  im  Falle  des  Abs.  4  der  Anspruch  auf  die  volle  Versiche- 
rungssumme, wenn  die  Wiederinkraftsetzung  der  Versicherung  durchgeführt  wird.   Mit  den 
schuldig  gebliebenen  Prämien  kann  aufgerechnet  werden.    Die  Nachzalilung  der  Prämien 
nebstZinsen  ist  in  §  11  Abs.  2  allgemein,  und  in  §  14  für  den  besonderen  Fall  des  Fortbe- 
stehens des  Vertrages  trotz  mangelnder  Prämienzahlung  als  Pflicht  des  Versicherungs- 
nehmers   ausgestaltet,    während   dem  Vcsichenmgsnehmcr  durch  §  11  Abs.  4  das  Recht 
verliehen  wird,  durch  nachträgliche  Entrichtung  der  geschiddctcn  Prämien  nebst  Zinsen 
die  erloschene  Versicherung  wieder  in  Kraft  zusetzen.  Die  Verzinsung  der  Prämien  ist  aus 
veisicherungstechnischcn  Gründen    zur    Bildung  der  Prämienreserve  notwendig;  Zins>s- 
zinsen  brauchen  nicht  entrichtet  zu  werden.    Hierfür  finden  deutsche  Gesellschaften,  inso- 
weit sie  in  Betracht  kommen,  einen  gewissen  Ausgleich  in  der  Spannung,  die  zwischen 
ihrem  rechnungsmäßig  angenommenen,  stets  unter  5%  Hegenden  Zinsfuß,  und  5%  besteht. 
Die   fällig  ecwordcncn   Beträge   können   beiderseits  sofort  nach   Inkrafttreten   des 
Friedensvertrags  \'orbchaltlich  der  Bestimmungen  des  Art.  296  (Nr.  4d)  gefordert  werden. 
Berechtigt,  die  Versicherung.ssumme  oder  den  Rückkaufswert  zu  verlangen,  ist  der 
Versicherungsnehmer,  der  Bezugsberechtigte,   ülx^rhaupt  jeder,  dem  das  Recht  aus  der 
Versicherung  zusteht.    Die  Legitimation  bestimmt  sich  wie  in  §  11  Abs.  3  u.  4,  obwohl  es 
in  Abs.  2  an  einer  entsprechenden  Bestimmung  fehlt.  Der  Anspruch  auf  die  Prämie  und  die 
Leistungen  des  Versicherers  verjährt  nach  den  für  den  Vertrag  maßgeblichen  Vorschriften 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  Art.  300, 

[Die  während  des  Krieges  unwirksam  gewordenen  Verträge.]  6.  Abs.  3  und  4 
befassen  sich  mifc  den  Verträgen,  die  während  des  Krieges  mangels  Erfüllung  einer  vertrag- 
lichen Verpflichtung  unwirksam  geworden  sind.  Es  sind  zwei  Gruppen  von  Tatbeständen 
zu  unterscheiden. 


fNichtzahlung  der  Prämie,  Nichterfüllung  von  vertraglichen  Verpflichtungen.] 

LclK-nsvcisichcninpsvcrtrafT  ist  unwirksam  geworden,  d.  h.  außer  Kraft  getreten 

7-  ^^^   ,,        j..^pj;  cffct").  weil  wahrend  des   Krieges  (Art.  303)  die  Prämien  nicht  gc- 

(.,ca(  <ic    ,    -     sonstige    vertragliche     Verpflichtungen    nicht    erfüllt    worden 

7.  ah  1  t     ocic  I  o 

sind   (Al'S.  3)- 

rVcrhältnis  des  §  11  Abs.  3  zu  §  14.]    8.  a)  Nach  dem  für  den  Versichenmgsvcrtrag 
Oiiebliehen  I^echt  (§  13)  muD  der  Versicherer  bereits  infolge  Nichtzahlung  von  Prämien 
'o'n    <hM'  Verpflichtung    zur  Leistung    frei    sein,    ohne  daß    es  noch  besonderer  Willens- 
erklärungen (Mahnung,   Kiindigung)  l)cdarf.     Anderenfalls  gilt  §  14. 

[Verhältnis  des  §  11  Abs.  3  zu  §  11  Abs.  4.]  o.  b)  Die  Nichtzahlung  der  Prämien 
darf  nur  auf  freiem  I-Intschluß  des  Versicherungsnehmers  beruhen  und  nicht  durch  eine 
KriegsmaOnahme  veranlaßt  sein.  Anderenf.dls  gilt  Abs.  4.  Der  Versicherungsnehmer 
nmß  J>^I^"  <1'<^  M(>glichkeit  zur  Prämienentrichtung  gehabt,  von  ihr  aber  aus  irgendeinem 
in  seiner  Person  liegenden  Grunde  keinen  Gebrauch  gemacht  haben. 

[Anwendungsfälle.]  10.  c)  Eine  auf  dem  freien  h'ntschluß  des  Versicherungsnehmers 
zurückzuführende  Nichtzahlung  von  Prämien  liegt  auch  dann  vor.  wenn  es  sich  um  eine 
ini  [nlande  zu  erfolgende  Erfüllung  von  Ansprüchen  handelt,  die  für  Unternehmungen 
mit  ausländischem  Hauptsitz  im  Betrieb  ihrer  im  Inland  unterhaltenen  Niederlassungen 
entstanden  sind.  Ist  der  Vertrag  also  "beispielsweise  von  einer  deutschen  Zweigniederlassung 
einer  ausländischen  (feindlichen)  Gesellschaft  abgeschlossen  worden,  so  mußten  die  Prämien 
wie  bisher  an  die  deutsche  Niederlassung  entrichtet  werden  (VA.  15,  77),  die  Zahlungs- 
vcrboic  kamen  für  derartige  dun  dc\ilschen  H(>cht  iintorlicgcnde  \'erträgc  nicht  in  Betracht. 
Die  Nichtzahlung  der  Ihämien  löst  daher  die  vertraglich  vorgesehenen  Eolgen  aus,  ohne 
daß  die  Mtiglichkcit  der  Wiederinkraftsetzung  der  Vcrsichcnmg  nach  §  11  Abs.  4  besteht. 

[Begriff  der  Vertragsbestimmung.]  11.  d)  Der  Begriff  der  ,. Vertragsbestim- 
mung" im  Sinne  von  §  11  Abs.  3  und  §  9  Abs.  i  ist  identisch,  wenn  auch  der  englische 
Text  in  §  0  Abs.  i  von  , .Obligation  under  thc  contract"  und  in  §  11  Abs.  3  von  ,,condition 
of  thc  contract"  spriclU,  während  der  franzcisischc  Text  beide  Male  , .clause  du  contrat" 
lautet.  Eine  Vertragsbestimmung  ist  jede  im  Vertrags  geregelte  Verpflichtimg  (Obliegen- 
heit im  Sinne  des  §  6  VVG.),  deren  Verletzung  zur  Auflösung  des  Vcrtragsvcrhältnisscs 
führt  (§  9  Bern.  3).  Namentlich  kommt  die  Verletzung  der  Anzeigepflicht  hinsichtlich 
dfr  l'jbernahmc  von  Kriegsdiensten,  des  Aufenthaltes  in  bestimmten  Gegenden  in  Be- 
tracht. Worin  die  Nichterfüllung  ihren  Grund  hat,  ist  »mbcachtlich.  Die  Tatsache  der 
Nichterfüllung  ohne  Unterschied,  ob  sie  auf  dem  freien  Willen  Jcs  Versicherungsnehmers 
oder  auf  einer  Kriegsmaßnahme  beruht  (vgl.  Abs.  4  bei  Nichtbezahlung  von  Prämien) 
genügt,  um  die  in\  Vertrage  vorgesehene  Auflösung  des  Versicherungsverhältnisses  herbei- 
zuführen. 

[Anspruch  auf  den  Rückkaufswert.]  1 2.  e)  Ebenso  wie  in  Abs.  i  und  2  die  Verpflich- 
tung des  Versicherers  zur  nachträgliclien  Auszahhmg  der  Versicherungssimiine  für  einen 
während  des  Krieges  eingetretenen  Vcrsichcrungsfall  ausgesprochen  ist,  ist  der  Versicherer 
nach  Abs.  3  zur  Auskehrung  des  Rückkaufswerts  (..valeur  de  la  policc",  ,,valuc  of  thc 
policy")  verpflichtet.  Der  ,,Wcrt  der  Policc"  ist  kein  technischer  Ausdruck.  Es  kann 
nur  der  Rückkaufswert  gemeint  sein.  Der  Versicherungsvertrag  muß  jedoch  bereits  vor- 
sehen, daß  bei  seiner  vorzeitigen  Aufhebung  der  Rückkaufswert  zu  erstatten  ist.  Es  kann 
nicht  die  Absicht  des  Friedensvertrags  sein,  dem  Versicherer  eine  Leistung  aufzuerlegen, 
die  er  auf  Grund  seines  Vertrages  nicht  zu  bewirken  hätte.  Nach  deutschem  Recht  ist  ccr 
Versicherer  nur  bei  Kopitalversicherungcn  für  den  Todesfall  mit  unbedingter  Leistungs- 
pflicht zur  Erstattung  des  Rückkaufswerts  verpflichtet,  wenn  das  Vcrsichcrungsverhältnis 
mindestens  drei  Jahre  bestanden  hatte  und  die  Prämie  für  diesen  Zeitraum  bezahlt  war 
(§§  173.  176  VVG.);  ob  der  Versicherer  sich  hierzu  auch  in  anderen  Fällen  bereits  erklärt 
hat,  ist  nach  dem  Vertragsinhalt  zu  beurteilen.     Andererseits  muß  der  Rückkaufswert 

Brück,  Ver«ichrrun|f«vfrtTjlge.  * 
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nachträglicli  noch  gezahlt  werden,  wenn  auch  der  Versicherer  von  der  Annalime  avisgdicnd, 
daß  er  infolge  des  Krieges  ztj  keiner  Zahlung  verpflichtet  sei  in  irgendeiner  Weise  über  den 
fällig  gewesenen  Rückkaufswcrt  bereits  verfügt  hatte. 

[Legitimation  des  Empfängers.]  13.  f)  Der  Antrag  auf  Auszahlung  des  Rückkaufs- 
werts kann  von  dem  Versicherten,  seinem  gesetzlichen  oder  rechtsgeschäftlich  bestellten 
Vertreter,  seinem  Erben  gestellt  werden.  Zur  Antragstelhing  muß  auch  der  bezugsberechtigte 
Dritte,  überhaupt  jeder,  dem  Rechte  aus  dem  Vertrage  zustehen,  z.B.  der  Pfandgliiubigcr, 
befugt  sein.  Selbstverständlich  muß  der  Antragsteller  erforderlichenfalls  seine  Legitimation 
beweisen. 

[Antragsfrist.]  14.  g)  Der  Antrag  kann  jederzeit  innerhalb  zwölf  Monaten 
nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrags  (10.   Januar  1020)  gestellt  werden. 

[Berechnung.]  i.«;.  h)  Der  Rückkatifswert  ist  für  den  Tag  zu  berechnen,  an  dem 
vertragsgemäß  die  Außerkraftsetzung  des  Vcrsichcrung.sverhältnisscs  eingetreten  ist. 
Seine  Verzinsung  ergibt  sich  aus  §  11  Abs.  2.  Seine  Auszahlung  erfolgt  gemäß  Art.  206. 
[Nichtzahlung  von  Prämien  infolge  von  Kriegsmaßnahmen.]  16.  Eine  besondere 
Regelung  erfährt  der  Fall,  daß  während  des  Krieges  (Art.  303)  fällige  Prämien  infolge 
einer  Kriegsmaßnahme  (,,mcasurc  of  war")  nicht  entrichtet  worden  sind  (Abs.  .\). 
[Verhältnis  des  §  11  Abs.  4  zu  §  14.]  17.  a)  Die  Aufhebung  des  Versicherungs- 
vertrages muß  sich  bereits  aus  der  Tatsache  der  Nichtzahlung  von  Prämien  ergeben,  ohne 
daß  es  noch  einer  Mahnung  oder  Kündigung  bedarf.     Anderenfalls  gilt   §  14. 

[Begriff  der  Kriegsmaßnahme.]  18.  b)  Eine  Kriegsmaßnahme  ist  nicht  bloß 
ein  staatlicher  Willcnsakt,  durch  den  der  Handelsverkehr  untersagt  worden  ist,  also  nament- 
lich die  Zahlungs-  und  ILandcIs-Vcrbotc,  sondern  auch  die  durch  den  Krieg  geschaffene 
Zwangslage,  z.  B.  die  Abschneidung  eines  Gebietes  infolge  seiner  militärischen  Besetzung. 
Aus  der  Gegenüberstellung  deü  Abs.  3  und  4  ist  abzuleiten,  daß  jede  nicht  auf  dem  freien 
Willen  des  Versicherungsnehmers  beruhende,  während  des  Krieges  erfolgte  Nichtzalilung 
von  Prämien  das  Recht  auf  Nachzahlung  im  Sinne  dci^  Abs.  4  auslöst.  Lst  zweifelhaft, 
ob  die  Unterlassung  der  Prämienzahlung  auf  dem  freien  Willen  des  Versicherungsnehmers 
oder  einer  Kriegsmaßnahme  beruht,  so  muß  entsprechend  der  Absicht  des  Abs.  4  die  letzte 
Möglichkeit  angenommen  werden.  Die  Verschlechterung  der  wirtschaftlichen  Lage  des 
Versicherungsnehmers,  auch  wenn  sie  durch  den  Krieg  veranlaßt  ist,  ist  keine  Kriegsmaß- 
nahme. 

[Die  Wirkung  der  Zahlungsverbote.]  19.  c)  Die  deutschen  ZahlungsverlxJto  und 
die  Bckanntmaclnmg  über  den  Treuhänder  für  das  feindliche  Vermögen  vom  19.  April  1917 
(RGBl.  363)  hatten  die  Möglichkeit  gegeben,  daß  diejenigen  Deutschen,  welche  unter  Um- 
gehung der  inländischen  Zweigniederlassung  einer  ausländischen*(fcindlichen)  Versicherungs- 
gesellschaft oder  bei  einer  ausländischen  (feindlichen)  Versicherungsgesellschaft,  die  in 
Deutschland  überhaupt  nicht  vertreten  ist,  Lebcnsversicherungsverträpe  abgeschlossen 
haben,  die  fälligen  Prämien  bei  der  deutschen  Reichsbank  oder  bei  dem  Treuhänder  hinter- 
legen bzw.  bezahlen.  Ob  eine  derartige  Prämienentrichtung  als  vertragsmäßige  Erfüllung  an- 
zusehen ist,  ist  namentlich  von  englischer  Seite  bestritten  (VA.  18,82),  gelegentlich  auch  an- 
erkannt worden  (Seligmann  v.  Eagle  Insurance  Co.  1917  LTR.  Bd.  1 16,  S.  147).  Selbst  wenn 
aber  auch  von  Fall  zu  Fall  deutscherseits  die  Erlaubnis  erteilt  worden  ist,  die  Prämien 
umnittclbar.an  die  feindliche  Gesellschaft  zu  zahlen,  so  ist  sogar  die  Annahme  der  Zahlung 
Überhaupi;  verweigert  oder  die  Zahlung  nicht  als  vertragsmäßige  Erfüllung  angesehen 
worden  (VA.  15,  82).  Die  Unterlassung  der  Einreichung  eines  Gesuchs  um  Bewilligung 
einer  Ausnahme  von  dem  Zahlungsverbot  kann  dem  Versicherungsnehmer  nicht  zum 
Schaden  gereichen.  In  allen  diesen  und  ähnlich  gelagerten  Fällen  wird  die  unter  Umständen 
eingetretene  Auflösung  des  Vertrages  beseitigt,  wenn  von  dem  Recht  der  Wiederinkraft- 
setzung nach  Abs.  4,  nötigenfalls  unter  nochmaliger  Zahlung  der  geschuldeten  Prämien 
nebst  Zinsen,  Gebrauch  gemacht  wird. 
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[Verfügung  über  die  Prämienreserve.]    20.  d)  Die 
linc  kann  amh  dann  gefordert  werden,  wenn  seitens  de; 


Wiederinkraftsetzung  der  Ver- 
les  Versicherers  über  die  l'rämicn- 
infolge  der  Auflösung  des  Vertrages  bereits  in  irgendeiner  Weise  verfügt  ist. 

[■Legitimation  des  Empfängers.]    21.  c)  Die  Wiederinkraftsetzung  kann  von  jedem, 
Irm  I^cclitc  n\is  dem  Vertrage  zustehen,  durchgeführt  werden.     Vgl.  Bern.  13. 

[Durchführung  der  Wiederinkraftsetzung.]  22.  f)  Die  Wiederinkraftsetzung 
niuD  innerhalb  drei  Monaten  nach  Inkrafttreten  des  Fvicdensvertraps  (10.  Januar  1920) 
durch  Nachzahlung  der  fällig  gewordenen  Prämien  nebst  5%  Zinsen  durchgeführt  werden. 
Y„]  oben  Bem.  19.  Von  einer  neuen  ärztlichen  Untersuchung  darf  die  Wiederinkraft- 
setzung nicht  abhängif;  gemacht  werden.  Ob  der  Versicherer  die  Wiederinkraftsetzung 
r(  ccn  den  Widerspruch  des  Versiclierungsnehmcrs  durch  einen  Dritten  (/.  B.  der 
bezugsberechtigten  Khefrau,  deren  IChc  mit  dem  Versichenmgsnehmer  während  des 
Krieges  gcf^chiedcn  worden  ist  ablehnen)  kann,  richtet  sich  nach  dem  für  den  Vertrag  maO- 
ccblichen  Recht  (vgl.  §  267  Abs.  2  BGB.).  Dem  Verlangen  darf  sich  der  Versicherer  nicht 
widersetzen;  vor  allem  darf  er  sich  nicht  darauf  berufen,  daß  sich  der  Gesundheits- 
zustand des  Versicherten  in  der  Zwischenzeit  wesentlich  verschlechtert  hat.  Die  ver- 
hältnismäßig kurze  Frist  von  nur  drei  Monaten  dient  a\ich  als  Schutz  gegen  dio 
Antiselektion.  Über  die  Wiederherstellung  von  Lebens-  Versicherungen  §  13  Bem.  5,  über 
die  Verzinsung  von  Prämien  Bem.  5. 

[Wirkung  der  Wiederinkraftsetzung.]  23.  g)  Die  Wiederinkraftsetzung  bedeutet, 
daß  nach  erfolgter  Nachzahlung  der  Prämien  und  Zinsen  der  Vertrag  genau  .so  besteht, 
wie  er  bestanden  hätte,  wenn  die  Prämienzahlung  nicht  unterblieben  wäre. 

[Belgien.]  24.  In  Belgien  ist  durch  Gesetz  vom  2.  April  1920  (Journal  Officicl 
1920,  Nr.  93)  mit  der  Erledigung  aller  in  §  11  vorgeselienen  Fälle  das  ,, Office  de  gcstion  et 
de  liquidation"   beauftragt  worden.     Vgl.  §  12  Bem,  8. 


§  12. 

Chaquc  Puissancc  alliec  ou  associdc 
aura,  dans  Ics  Irois  mois  qui  suivront 
la  misc  cn  vigucur  du  prescnt  Traite, 
la  facuU(5  de  rdsilicr  tous  los  contrats 
d'asstirancc  cn  cours  cntrc  unc  Com- 
pagnic  d'Assurance  allcmandc  et  scs 
rcssortissants  dans  des  conditions  sous- 
trayant  Icsdits  rcssortissants  ä  tout 
prdjudicc. 

A  cette  fin,  la  Compagnie  d'Assu- 
rance allcmandc  transfdrcra  au  Gouverne- 
ment de  la  Puissancc  alliöc  ou  associce 
int(5rcss(!k?,  la  proportion  de  son  actif 
attribuablc  aux  policcs  ainsi  annuldcs  et 
scra  d61i^c  de  toute  Obligation,  par  rap- 
port  h  ccs  policcs.  L'actif  ä  transfdrcr 
scra  fixö  par  un  actuairc  d(5sign<5  par  Ic 
Tribunal  arbitral  mixte. 


12. 

Any  Allied  or  Associated  Power  may 
within  threc  months  of  the  Coming  into 
forcc  of  the  prescnt  Treaty  canccl  all 
tho  contracts  of  Insurance  rumüng  bc- 
twccn  a  Gcrman  insurance  Company 
and  its  nationals  undcr  conditions  which 
shall  protcct  its  nationals  from  any 
prejudicc. 

To  this  end  the  German  insurance 
Company  will  band  over  to  the  Allied 
or  Associated  Government  conccrncd 
the  Proportion  of  its  asscts  attributable 
to  the  policies  so  cancclled  and  will 
be  relievcd  from  all  liability  in  rcspect  o£ 
such  policies.  The  asscts  to  be  handcd 
over  shall  be  detcrmincd  by  an  actuary 
appointcd  by  the  Mixed  Arbitral  Tri- 
bunal. 
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Jeder  alliierten  oder  assoziierten  Macht  steht  es  frei,  binnen  drei  Monaten  nach 
Inkrafttreten  des  Rcgcnwärtigcn  Vertrags  alle  laufenden  Versicherungsverträge 
zwischen  einer  deutschen  Versicherungsgesellschaft  und  ihren  Staatsangehörigen 
unter  solchen  Bedingungen  aufzulösen,  daß  ihre  Staatsangehörigen  vor  jedem  Schadm 
bewahrt  bleiben. 

Zu  diesem  Zwecke  hat  die  deutsche  Versicherungsgesellschaft  der  in  Frage  kommen- 
den alliierten  oder  assoziierten  Macht  den  auf  diese  hinfällig  gewordenen  Policen 
verhältnismäßig  entfallenden  Teil  ihres  Vermögens  zu  übertragen  und  wird  von  jeder 
Verpflichtung  aus  diesen  Policen  entbunden.  Der  zu  übertragende  Vermögensteil 
wird  durch  einen  vom  Gemischten  Schiedsgerichtshof  ernannten  Rechnungsbeamten 
festgesetzt. 

[Allgemeine  Charakterisierung.]  1 .  Obwohl  Lcbcnsvcrsichcrnngsvcrträgc  in  ihrem 
rcchtliclicn  Bestände  durch  den  Krieg  nicht  berührt  werden  (§  ir  Abs.  i)  und  sogar  nach 
Maßgabe  des  §  ii  Abs.  4  wieder  in  Kraft  gesetzt  werden  können,  haben  sich  die  a.  und  a. 
Mächte  einseitig  das  Recht  vorbehalten,  Verträge  zwischen  einer  deutschen  Lcbcns- 
vcrsichcrungsgcscllschaft  und  ilircn  Staatsangehörigen  aufzulösen. 

Die  Vorschrift  des  §  12,  die  auf  der  Tendenz  des  Friedensvertrags  beruht,  die  Kon- 
kurrenzfähigkeit Deutschlands  zu  vernichten,  beraubt  die  deutschen  Lcbensvcrsichcrungs- 
gcsellschaften  ihres  crlie^liclicn  ausländischen  Portefeuilles  und  ist  angesichts  des  derzeitigen 
Standes  der  deutschen  Valuta  geeignet,  die  Existenz  der  Gesellschaften  auf  das  Schwerste 
zu  gefährden.  Sic  gilt  auch  für  Lebensrückversicherungsverträge,  die  von  deutschen  Gesell- 
schaften mit  feindlichen  Versicherern  abgeschlossen  worden  sind  (§  22  Abs.  2).  Audi 
in  den  Bemerkungen  der  Deutschen  Delegation  zu  (\c\\  Friedensbedingungen,  Nachtr.ng 
(Besondere  Rechtsfragen)  ist  unter  B  Abschnitt  V  I  am  Ende  (Friedensverhandlungen  in 
Versailles,  Auswärtiges  Amt  S.  255)  darauf  hingewicsc^n,  wie  uni^erechllertigt  dio  Bestini- 
mting  ist,  die  (las  Auslandsgeschäft  deutscher  Gcsellsdiuflen  zum  Nulzcu  nichl<lcnl:;r.her 
Gesellschaften  vernichtet.  Die  a.  und  a.  Mächte  haben  erwiilert,  die  Bestinunung  sei  billig; 
talsächlich  werde  die  deutsche  Versichernngsgesellscliaft  von  ihrer  Verbindlichkeit  aus 
den  Policen  befreit,  inden»  sie  i\v\\  Teil  ihres  Aktivverm(");^en,  der  diesen  Policelt  enlspridit, 
ülK-rgcbe  (Antwortnote  vom  16.  Juni  1919,  Teil  X,  Kapital  VIT,  Nr.  I.zu  §  12). 

[Umfang  des  Auflösungsrechtes  in  sachlicher  Beziehung.]  2.  Laufende 
Lcbensvcrsicherunysvorträge  sind  solche,  die  in  ihrer  Wirksamkeit  durch  den  Kriof,'  über- 
haupt nicht  berührt  (§  11  Abs.  i,  §  14)  oder  durch  Nachzahlung. von  Prämien  und  Zinsen 
bereits  wieder  in  Kraft  gesetzt  sind  (§11  Abs.  4). 

[Umfang  des  Auflösungsrechtes  in  persönlicher  Beziehung  (Vertragsparteien).] 
3.  Da  die  Absicht  des  §  12  nur  dahin  gehen  kann,  den  Geschäftsbetrieb  deutscher  Gcscll- 
Bchaften  im  feindlichen  Ausland  vollkommen  zu  unterbinden,  .so  unterliegen  der  Auflösung 
alle  IxibensverHichernngsvcrträgc  zwischen  einer  deutschen  VorHieherungsgesell- 
Bchaft  einerseitH  und  einem  Staatsfuigchörlgen  einer  a.  oder  a.  Macht 
anderer«citH,  sei  es,  daß  dieser  Staatsan.geluirigo  die  Versicherung  auf  sein  eigenes 
Lcl)en  oder  auf  das  Leben  eines  Deutschen  oder  auf  das  eines  AngelWirigen  eines  anderen 
Staates  genommen  hat.  Dagegen  unterliegen  nicht  der  Auflösung  Verträge,  in  denen  zwar 
der  Bezugsberechtigte  oder  der  Vcrsiolicrle  Angehöriger  einer  a.  oder  a.  Macht  ist,  die  aber 
nicht  von  einem  Angehörigen  einer  a.  oder  a.  Macht  als  Versicherungsnehmer  (z.  B.  von 
einem  Deutschen  auf  das  Leben  eines  Franzosen  oder  von  einem  Deutschen  auf  sein  eigenes 
Leben  mit  einem  Franzosen  als  Bezugsberechtigten)  abgeschlossen  worden  sind. 

[Der  2ur  Auflösung  Berechtigte]  4.  Die  Auflösung  der  Verträge  kann  nur  von 
Jeder  a.  oder  a.  Macht  für  die  Gesamtheit  ihrer  Staatsangehörigen  oder  für  bestimmte 
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r  iippcn  von  ihnen  durchgeführt  werden.  Die  Befugnis  ist  nicht  dorn  einzelnen  Stuats- 
icchöriKcn  (wie  t.  B.  das  Recht  des  §  w  Abs.  3  u.  4),  sondern  der  feindlichen  Macht  cin- 
'.(■riiunit.  Daher  kann  die  Auflösung  nur  einheitlich  für  alle  Angehörigen  eines  Staates 
und  auch  g^P*'"  ^^^^  Willen  des  einen  oder  anderen  Versicherungsnclinicrs  durchgeführt 
werden.  Hs  handelt  sich  nicht  um  eine  persönliche  Angelegenheit  des  feindlichen  Staats- 
angehörigen, sondern  um  eine  Angekgenheit  des  Staates,  obwohl  in  §  12  gegensät/lich 
7,11  anderen  Bestimmungen  des  Friedensvertrags  (z.  B,  Art.  iggb)  nicht  ausdrückliv^h  \on 
gcneral  intercst"  die  Rede  ist.  Diese  sprachliche  Divergenz  kann  nicht  die  gegenteilige 
Ansicht  tragen,  (so  Fuld.  Versicherungsfreund  1919  Nr.  23/2-1;  Josef,  Masius  Rundschau 
J019.   ^-  303)-  ^venn  die  Tendenz  der  Bestimmung  richtig  erkannt  wird. 

[Frist  zur  Auflösung.]  5.  Die  Auflösung  fler  Verträge  kann  nur  innerhalb  drei 
]\Ionaten  nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrags   (10.  Jan\iar  1920)  gefordert  werden, 

[Das  auszuliefernde  Kapital.]  6.  ])ie  deutschen  CesoUschaftcn  sind  verpfliclil<;t, 
iiiclil  l'loLl  die  auf  die  Versicherung  ontfallendcn  Rückkaufswcrlc  wie  in  §  11  Abs.  3  (,,valuc 
of  thc  policy",  ,,^aleur  de  la  Police"),  .sondern  den  verhältnismäßigen  Teil  ihres  Ver- 
nicgens  (,,la  proportion  de  son  actif",  ,,the  projxntion  of  its  assets")  auszuliefern.  Die 
Prämienreserven  reichen  nicht  a»is,  \\i\\  die  feindlichen  Staatsangehörigen  vor  jedem  Schaden 
zu  schützen.  Da  die  deutschen  Versicherungen  regelmäßig  mit  Gewinnbeteiligung  ab- 
geschlossen sind,  so  müs.sen  die  Gewinnaussichten,  falls  jeder  Schaden  vermieden  werden 
soll,  mitberücksichtigt  werden.  Sind  die  Dividendensätzc  herabgesetzt  oder  müssen  sie 
zukünftig  herabgesetzt  werden,  so  müs.sen  sich  auch  die  feindlichen  Staatsangehörigen 
hiermit  zufrieden  geben.  Sie  halx:n  keinen  Anspruch  und  erhalten  keinen  Anspruch,  auf 
Grund  des  §  12  besser  als  der  deutsche  Bestand  behandelt  zu  werden.  Das  richtige  Ver- 
hältnis des  auszuliefernden  Vermögensteils  zu  dem  Vermögensteil,  den  die  deutsche  Gesell- 
schaft behält,  wird  gefunden,  wenn  ihr  Gesamtvermögen  anteilig  nach  Versicherungssinnmen 
(deutscher  Bestand  und  ausländischer  Bestand)  berechnet  wird.  Die  gegenteilige  Auffa.ssung, 
nach  der  nur  die  Prämienreserven  auszuliefern  sind  (.so  F\ild  imd  Josef  a.  a.O.),  findet  in 
§  12  leider  keine  Stütze.  Die  Höhe  des  VeniK'igensanteils  hat  tier  von  dem  Gemischten 
Schiedsgerichlshof  ernannte  Recluiiiiigsbeamlc  festzusetzen.  Fr  wird  wohl  nielit  bloß  die 
lltjhe,  sondern  auch  die  Art  und  Weise  der  Bedeckun/;  des  VernKtgensanleil.s  bestimmen. 
Der  Berechnung  muß  deutsche  >Vührtin|,'  zugrunde  girlegt  werden,  wenn  eine  durch  niclils  ge- 
rechtfertigte Benachteiligung  des  rteiitschen  Bestandes  vermiiden  werden  .koII,  Z.  Vers.wcsen 
1920,  127.  Mit  der  Auskehrung  des  Vermü|;ensanleilH  hört  jede  weitere  Verpfliciitimg  der 
Gesellschaft  gegenüber  den\  Versicherungsnehmer  mul  .seinem  Heimatstaate  auf. 

[Der  Empfänger  des  Vermögensanteils.]  7.  Der  Vernu")gensanteil  wird  nicht 
dem  einzcln.Mi  Versicherungsnehmer,  .sondern  der  a.  oder  a.  Macht  ausgeliefert.  Wozu 
ihn  diese  verwendet,  ist  im  Friedensvertrag  nicht  bestimmt,  möglicherweise  zur  Frrichtimg 
einer  Gesellschaft,  welche  die  Versicherinigen  weiterzuführen  hat. 

[Belgien.  Italien.]  8.  Von  der  l".rmächtig\ing  hat  Belgien  Gebrauch  gemiicht. 
l'.s  hat  durch  Ges(az  vom  2.  April  1920  (Journal  (Jfficiel  1920,  Nr.  03)  bestimmt,  daß  mit 
dem  A]>ril  1920  ullo  zwischen  einer  deutsehen  Versie.her\mgsg<>s(>lls(  haft  »ind  belgitu  heu 
Staatsangehörigen  bestehenden  I.cbensversit  herungen  als  aufgehoben  gelten.  Die  Ver- 
träge werden  d.ncli  die  Belgische  Regierung  ül>ernonnnen.  welche  ihre  Abwicklung  einem 
ihrer  Kontrolle  unt«'rslehenden  , .Office  de  gesti(M)  et  de  li(piidation".  das  dem  Ministerium 
des  IfaudelH,  der  Arl)eit  und  des  Wiederaufbaus  ai^gegliedei  t  ist,  überträgt.  Die  nelWirde 
genießt  in  den  Grenzen  der  Ausführung  ihrer  Aufgaben  KechlsiK'r.söidichkelt.  Vgl.  §  11 
Bern.  2*|.  —  Die  italienische  Regierung  hat  durch  Note  vom  9.  April  1920  sich  deta 
DcutschenReichc  gegenü\)cr  das  Recht  vorbehalten,  „den  §  12  zur  Anwendung  zu  bringen". 

[Entschädigungsanspruch,]  9.  Deutsche  Gesellschaften  können  i«lch  wegen  ICnt- 
Rchüdigung  des  ihnen  entstehenden  Schadens  an  das  Dcutsdie  Reich  auf  Grund  von  §  8 
des  ReichsgesctzcH  vom  31.  Axigust  1919  (RGBl.  S.  1527)  halten. 
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§13. 
Si  des  coulrats  crassiirancc'  siir  la 
vic  üivt  (Hö  conclus  par  unc  succursalc 
d'uno  Compnf,'nir  d'Assurftnccs  ötal)lic 
(laus  im  pays  dcvrnu,  par  la  s\titc, 
rnncmir,  lo  central  dcvra,  cii  Tabscncc 
de  toulc  stipulation  conlrairc  conlcnuc 
dans  \c  conirat  lui-nit^nic,  C'trc  rt^p;i  par 
la  loi  localc,  inais  l'assuu  ur  atira  Ic  droit 
de  drmandcr  K  rass»u(5  ou  ^  scs  rcprdscn- 
tants  Ic  rrnjhourscniont  (\c^  somnios 
paytVs  siir  drs  drmandcs  faitcs  ou  im- 
pos<!*cs,  par  application  de  mcsiircs  priscs 
pendant  la  Rucrre,  conlraircmcnt  aux 
tcrmcs  du  contrat  lui  mßmc,  et  aux  lois 
et  traitös  existant  ä  r(?poque  oü  il  a  ii6 
conclu. 


13 
WluTe  coutracls  of  lifi>  insuranco 
have  bcen  cntcrtd  into  by  a  local  l)raurh 
of  an  insiuancc  Company  cstablishod  in 
a  conntry  which  subsoq\KM\tIy  l)ccamc 
an  rncniy  conntry,  thc  conlract  shall, 
in  tlic  absoncc  of  any  stipulation  lo  the 
contrary  in  thc  contracl  ilsi-if,  bc  {,'o- 
vornod  by  the  local  law,  bnt  thc  insurcr 
shall  bc  entitlcd  to  dcmand  from  Ihe 
insincd  or  hin  rcjMcscntativis  thc  rofund 
of  sums  paid  ou  claims  made  or  cnforccd 
under  mcasurcs  taken  dnring  thc  war, 
if  thc  making  or  cnforccmcnt  of  such 
claims  was  not  in  accordancc  with  thc 
terms  of  thc  contract  ilsclf  or  was  not 
consistent  with  thc  laws  or  trcaties 
cxisling  at  thc  timc  whcn  it  was  cntcrcd 
into. 


§  13- 
Sind  Lcbcnsvcrsichcrungsvcrträge  von  der  Zweigstelle  einer  Versicherungs- 
gesellschaft geschlossen,  deren  Hauptniederlassung  sich  in  einem  in  der  Folge  feindlich 
gewordeneu  Lande  befindet,  so  unterliegt  der  Vertrag,  falls  er  nicht  selbst  eine  gegen- 
teilige Bestimmung  enthält,  dem  Gesetz  des  Ortes.  Sind  indes  auf  Ansprüche,  die  im 
Widerspruch  zu  den  Bestimmungen  des  Vertrags  selbst  imd  zu  den  zur  Zeit  seines 
Abschlusses  geltenden  Gesetzen  und  Abkommen  auf  Grund  von  Kriegsmaßnahmen 
erhoben  oder  durchgesetzt  sind,  Zahlungen  erfolgt,  so  ist  der  Versicherer  berechtigt, 
deren  Erstattung  von  dem  Versicherten  oder  seinen  Vertretern  zu  verlangen. 

[Das  Verhältnis  des  §  13  S.  i  zu  dem  nationalen  Recht.]-  l.  Allo  I.obonivcrsichc- 
runpsverträge,  die  von  der  Zweigniederlassung  einer  ausländischen  (feindlichen)  Gesell- 
schaft abgeschlossen  worden  sind,  unterliegen  dem  Recht  des  Ortes  der  Zweignieder- 
lassung, sofern  nicht  vertraglich  eine  gegenteilige  Bestimmung  getroffen  ist.  Das  Recht 
des  Ortes  l^cstimmt  sich  nach  dem  Recht  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  unter  Berück- 
sichtigung des  während  des  Krieges  eingeführten  Rechtes.  Und  zwar  ist  maßgebend  das 
sich  hiernach  für  die  Zweigniederlassung,  nicht  für  die  Hauptniederlassung,  der  aus- 
ländischen (feindlichen)  Gesellschaft  ergebende  Recht.  Hierin  erschöpft  sich  aber  nicht 
die  Bedeutung  des  §  13.  Indem  er  gegenseitig  im  Verhältnis  der  Parteien  gilt,  beseitigt  er 
die  im  nationalen  Recht  etwa  getroffene  Ausnahmestellung  der  feindlichen  Staats- 
angehörigen vorbehaltlich  der  in  §  13  S.  2  gemachten  Ausnahme  für  I^istungcn  des  Ver- 
sicherers, denn  er  räumt  ausdrücklich  nur  dem  speziellen  Vertragsrecht  den  Vor- 
rang ein. 

[Abschluß  durch  die  Zwei'gstelle.]  2.  a)  Der  Abschluß  muß  durch  eine  Zweig- 
stelle (Zweigniederlassung),  nicht  unmittelbar  im  Korrespondenzwege  mit  der  Haupt- 
niederlassung erfolgt  sein.   Daher  sind  beispielsweise  Lebcnsversicherungsvcrträgc,  die  ciiic 
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ji..^„,,,.sisclu'  NiocltMlAssniiK  einer  (loulsclitu  Gesellschaft  iibj'.'sclilosscn  hat,  i'ae!»  fran- 
2jisistluni  Hecht.  (He  \'erlijif,'c  einer  ilciilsclien  Niederlassung,'  eines  onRlischen  Versicherers 
nach  (le\ilscheiu  lUeht  /u  Unirteilen.  Hat  (laKegen  ein  Deutseher  nnnüttelbar  in  fCn^land 
oder  ein  Tran/ose  jinniittelbar  in  Deutseldand  den  Vertrag  abgeschlossen,  so  findet  im 
ersten  l'all  enKliH<h(s,  im  zweiten  l'all  deutschrs  UeelU  Anwendung. 

[Begriff  der  Zweigstelle]  3.  b)  IhUer  Zweigstelle  ist  liiernacli  (Bern.  2)  diejenige 
l',iniii  hliing  /"  verslrhtMi,  die  Abschluüvollmacht  Insitzl,  wobei  es  nicht  dara\if  ankonunt. 
ob  sie  bloü  frmnell  (Ww  Vertrag  abschlieül.  aber  nialeriell  an  die  Zusiiinniung  der  H.iupt- 
pcsrhäftsleilnng  gebunden  ist.  Die  Zweigstelle  nuiü  in  je<kin  l-allc  dio  rolicc  aus:;tcllcn 
\iiul  unterzeichnen,  wie  es  bei  den  1  laiiptlx'vojhn.u  hli;;ten  im  Sinne  des  §  88  VAd.  zu- 
itiffl.  r.M  genügt  nicht,  wenn  «lie  Z\veigslelle  bloU  die  Hefugnis  zur  Ajishämligung  der 
l^oliee  hat. 

[Stnntr.nnRchörißkcit  de.*}  Versichorungsnohincrs.]  .|.  e)  Auf  die  Staaiumge- 
|\(ii  i;;keil  des  Versicher\ingsnehniers  kommt  es  nicht  an.  Daher  findet  beispielsweise 
auch,  sofern  nicht  ausdrücklich  etwas  anderes  Ix-slimmt  ist,  auf  einen  Vertrag,  den  die 
Pariser  Niederlassung  einer  deutschen  Gesellschaft  mit  einem  Deutschen  oder  ICiiglimdcr 
abgeschlossen  hat.  französisches  Recht  Anwendung. 

[Deutsches  Kriegsrecht.  Bck.  vom  20.  12.  17  (RGBl.  S.  1121).]  5.  a)  Insoweit 
hiernach  deutsches  Rech  t  anzuwenden  ist,  kommt  namentlich  die  Bck.  vom  20.  Dezember 
1017  über  die  Wiederherstellung  von  Ixbens-  imd  Krankenversicherungen  (RGBl.  S.  1121; 
Ausführungsbestimmungen  in  VA.  18,  65)  in  Betracht,  die  übrigens,  was  nach  deutscher 
Auffassung  nicht  zweifelhaft  sein  konnte,  iluc  Vorschriften  entsprechend  zur  Anwendung 
bringt  (§  9  Abs.  i)  ,.anf  ausländische  Vcrsicherungsunternchmungcn,  die  im  Inlantic  das 
Vcrsiclicrungsgcschäft  durch  Vermittler  betreiben",  sofern  ,,dic  Vcrsiciierunpsverträgc 
diirch  Bevollmächtigte  im  Inland  geschlossen  worden  sind".  Das  Recht  auf  Wieäcrhcrstcl- 
lung  nach  Maßgabe  dieser  Bekanntmachung  unterscheidet  sich  in  verschiedenen  Punkten 
erheblich  von  der  Wicdci Inkraftsetzung  im  Sinne  des  §  11  Abs.  4.  Die  Wiederherstellung 
erfoh;l  nicht  bloß,  wenn  der  Versicherungsnehmer  seine  Verpflichtung  zur  Prämienentrich- 
tung (§11  Abs.  4),  sondern  auch,  wenn  er  eine  andere  vertragsmäßige  Obliegenheit  infolge 
des  Krieges  nicht  rechtzeitig  erfüllt  hat  oder  wenn  er  die  Versicherung  infolge  einer  durch 
den  Krieg  herbeigeführten  Verhinderung  oder  erheblichen  Erschwerung  der  Beitrags- 
oder Zinscnzahhmg  ganz  oder  zum  Teil  durch  Kündigung  oder  auf  andere  Weise  aufgehoben 
hat  (§  I  Abs.  i).  Die  Wiederherstellung  kann  bis  zum  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach 
Beendigung  des  Krieges  (d.  h.  Inkrafttreten  des  Friedensvertrags;  10.  Januar  1920) 
beantragt  werden;  sie  erfolgt  dmch  Nachzaldung  der  unbezahlt  gebliebenen  l^rämien, 
7.\\  deren  Deckung  dem  Versicherungsnehmer  ein  Policedarleim  gewährt  werden  m\iO.  Da 
von  einer  ärztlichen  Untersuclumg  als  Voraussetzung  der  Wiederinkraftsetzung  abgesehen 
worden  ist,  ist  als  Schutz  gegen  Antiselektion  eine  nach  der  Höhe  der  Versicherungs- 
summe abgestufte  Wartezeit  vorgesehen.  Das  Verlangen  auf  Wiederherstellung  ist  auch 
dann  Ixrrechtigt,  wenn  dem  Versicherungsnehmer  aus  Anlaß  des  Krieges  bereits  Stundung 
oder  andere  Erleichterungen  zugestanden  worden  sinfl. 

[Bek.  vom  7.  u.  18.  8.  14  in  der  Fassung  vom  8.  6.  16  (RGBl.  S.  451).]  1))  Ferner 
kommen  die  Bekanntmachungen  des  Bundesrats  vom  7.  und  18.  August  1914  über  die  ge- 
richtliche Bewilligung  von  Zahlungsfristen  und  ül>er  die  Folgen  der  nicht'rechtzcitigen  Zahlung 
einer  Geldforderung  (in  der  Fassung  vom  8.  Juni  1916,  RGBl.  S.  451)  auf  die  Prämien- 
zahlungen in  besonderen  Fällen  zur  Anwendimg  (Brück.  LZ.  15,  1130).  Das  RG.  hat  in 
seinem  Urteil  vom  9.  10.  17  (RG.  91 ,  17)  die  Ansicht  vertreten,  daß  die  Bekanntmachung  vom 
iS.  Aiigust  1914  selbst  dann  anwendbar  ist,  wenn  der  Versicherungsfall  bereits  eingetreten 
ist  und  der  Versicherungsnehmer  oder  der  BezugslKrechtigtc  ohne  Rücksicht  auf  den 
bereits  vor  längerer  Zeit  eingetretenen  Verzug  und  dessen  Rechtsfolgen  die  Vorsichcrunga- 
leistung  verlangt.    Obwohl  das  Urteil  von  vielen  Seiten  (vor  allem  Petersen,  Z.  f.  Vers.- 
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Wesen  1918,  I)  licftig  bekämpft  worden  ist,  hat  das  KG.  am  18.  12.  18  (VA.  19.  Anhang  S.  4) 
dieselbe  Meinunp  vertreten.  Die  Anwendung  der  Bckanntmacliung  zugunsten  im  Inl;indc 
befindlicher  (feindhcher)  Ausländer  ist  herrschende  Ansiclit  (statt  vieler  Hachcnbuig  LZ. 
14,  1602);  die  gegenteilige  vereinzelt  gebliebene  Auffassung  des  OLG.  Dresden  (JW.  14, 
1045)  versagt  nunmehr  vollkommen  gegenüber   §  13  Friedensvertrag. 

[Französisches  Kriegsrecht.]  6.  In  dem  französischen  Kriegsrecht  ist  nament- 
lich das  bereits  durch  Dekret  vom  1.  Augu.st  1914  (Dalloz.  I-rgänzungsband  I  u.  II.  S.  4) 
auch  für  Versicherungsverträge  eingeführte  Moratorium  von  Bedeutung,  das  seine  wcitcru 
For(ontwi.:khin(-  in  dem  Dekret  vom  27.  September  1914  (Dalloz  I,  171)  crfaluen  hat.  Hs 
gewählt  nicht  bloü  den  Versicherten  (Art.  12).  sondern  auch  den  Versicherungsgesellschaften 
(Art.  2)  Zahlungserleichterungcn.  Anscheinend  haben  bei  der  Verlängerung  des  Moratoriums 
durch  Dekret  vom  23.  Februar  J915  (Dalloz  III,  221)  nur  noch  die  Interessen  der  Gesell- 
schaften Berücksichtigung  gefunden  (Moni  t  cur  des  assurances  191 7,  i.So;  Nail^onnc 
24.  7.  16;  Paris  17.  2.  17).  Ob  sich  allerdings  diese  Auffassung  auch  nach  dem  Dekret  vom 
23.  Februar  1917  (Dalloz.  XVII.  32).  das  rückwirkende  Kraft  haben  soll  (Monileur 
1917,  S.  496),  aufrecht  erhalten  läßt,  ist  zweifelhaft,  Das  Moratorium  hob  die  Pflicht 
zur  Verzinsung  nicht  auf  (Dekret  vom  27.  September  1914  Art.  2  und  6).  Das  Dekret 
vom  20.  November  1915  (Dalloz,  VIII,  23)  verpflichtet  die  Versicherungsnehmer,  die 
von  ihnen  geschuldeten  Beträge  innerhalb  von  zwei  Jahren  nach  Friedensschluß  (10.  Januar 
1920)  nachzuzahlen,  anderenfalls  verlieren  die  Verträge  ihre  Wirksamkeit. 

Das  Dekret  vom  10.  August  1914  (Dalloz,  I,  62)  sieht  die  Möglichkeit  vor,  Vtr- 
zugsfolgen  von  Verträgen,  die  vor  dem  4.  8.  14  abgeschlossen  worden  sind,  zu  beseitigen 
(Art.  .5). 

[Das  Verhältnis  des  §  13  S.  2  zum  nationalen  Recht.]  7.  Für  die  Leistungen 
des  Versicherers  wird  eine  Ausnahme  von  dem  Grundsatz  gemacht,  daß  das  nationale 
Kriegsrecht  unbedingt  in  dem  Verhältnis  der  Parteien  gellen  soll.  Sic  können  zurück- 
gefordert  werden,  wenn  sie  im  Gegensatz  zu  vertraglichen  Bestimmungön  und  zu  den  zur 
Zeit  des  Vertragsabschlusses  gültigen  Gesetzen  und  Verträgen  auf  Grund  von  Kriegs- 
maßnahmen  bewirkt  worden  sind.  Auch  die  Leistungen  des  Versicherers  bestimmen  sich 
nach  dem  örtlichen  Recht  der  Zweigniederlassung,  aber  die  Wandlungen  dieses  Keclits 
infolge  der  Kriegsgesetzgebung  bleiben  unberücksichtigt,  sofern  die  Leistungen  im  Wider- 
spruch zu  dem  gesetzten  und  vertraglichen  Recht  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Vcrsichcrungs-' 
Vertrages  stehen.  Der  Versicherer  kann  also  durch  Kriegsgesetzgebung  und  Kricgsmaß- 
nabmcn  nicht  endgültig  zu  einer  Leistung  verpflichtet  werden,  die  er  auf  Grund  des  Ver- 
trages nicht  hätte  zu  bewirken  brauchen.  Ein  Anwendungsfall  ist  beispielsweise  gegeben, 
wenn  die  Behörde  die  Regulierung  eines  Kriegssterbefalls  gefordert  hat.  der  nach  den 
Versicherungsbedingungen  nicht  zu  entschädigen  war.  wenn  die 'von  der  Gesellschaft 
hinterlegte  Kaution  von  der  Behörde  zur  Befriedigung  anderer  Ansprüche  verwendet 
wurde,  als  bei  der  Kautionsstellung  ausbedungen  worden  ist.  wenn  an  Stelle  des  in  den 
Versicherungsbedingungen  vorgesehenen  Ausschüttungsverfahrens  für  die  Vcrsichcrungs- 
Icistungen  ein  anderes  beobachtet  wurde,  weil  das  vertraglich  geregelte  infolge  des  Krieges 
undurchführbar  war  u.  a,  m. 

[Der  Zurückforderungsanspruch.]  8.  Die  Zurückfordcrung  ist  nur  berechtigt, 
wenn  die  Leistung  überhaupt  nicht  hätte  bewirkt  zu  werden  brauchen,  wenn  der  Emp- 
fänger eine  Leistung  erhalten  hat,  auf  die  er  nach  dem  für  seinen  Vertrag  maßgeblichen 
Recht  keinen  Anspruch  hatte.  Zur  Rückgabe  verpflichtet  ist  der  Versicherte  oder  sein 
Vertreter  („rcprdscntant")  also  jeder,  der  die  Leistung  erhalten  hat.  Die  Rückforderung 
beschränkt  sich  nicht  au/  die  Bereicherung,  sondern  erstrckt  sich  auf  alles,  was  der 
Empfänger  bekommen  hat.  Der  Anspruch  verjährt  unter  Beobachtung  des  Art.  300  nach 
dem  nationalen  Recht;  er  ist  gemäß  Art.  296  geltend  zu  machen. 
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§  14-  M- 

Dans  tous  Ics  cas  oü,  cn  vertu  de  In  any  casc  whcrc  by  the  law  appli- 

la  loi   applicable   au   contrat,   l'assurcur  cablc  to  the  contract  the  insurer  rcniains 

roste    li<5   P^i"   ^^   contrat   nonobstant   le  bound  by  the  contract  notwithstanding 

non-payomcnt    des    primcs,    iusqu't\    cc  the-    non-paymcnt    of    prcmiums    untü 

que  Ton  ait   fait  part   ä,  l'assurc  de  la  notice  is  given  to  the  insurcd  of  the  ter- 

tlccheancc  du  contrat,  il  aura  Ic  droit  Iti  niination  of  the  contract,  he  shall  be  cn- 

oii,  par  suite  de  la  gucrre,  il  n'aurait  pu  titled   wlure   the  giving  of  such   notice 

donncr   cet   avertissement,  de   rccouvrer  was  prtventcd  by  the  war  to  recover  the 

sur  l'assurc  les  primes  non  payecs,  aug-  unpaid   premiums   with    interest   at    fivc 

nientees  des  intcrcts  ^  5  p.   loo  l'an.  per  cent.   per  annum  from  the  insured. 

§  M- 
Sicht  das  auf  den  Vertrag  anzuwendende  Gesetz  vor,  daß  der  Versicherer  trotz 
der  Nichtzahlung  der  Prämien  an  den  Vertrag  gebunden  bleibt,  bis  dem  Versicherten 
von  der  Hinfälligkeit  des  Vertrags  Mitteilung  gemacht  worden  ist,  so  ist  er  in  den 
Fällen,  in  denen  er  infolge  des  Krieges  diese  Mitteilung  nicht  machen  konnte,  berechtigt, 
von  dem  Versicherten  die  nicht  bezahlten  Prämien  zuzüglich  fünf  v.  H.  jährlicher 
Zinsen  zu  fordern. 

[Abänderung  des  nationalen  Rechtes.]  1.  Im  Ge{:;cnsat7.  zu  §  ii  Abs.  3  und  4 
p;cht  §  i<\  davon  aus,  daß  nach  dem  für  dm  Vertrag  maßgeblichen  Recht  der  Versicherer 
nicht  bereits  durch  die  Nichtzahlung  von  Prämien,  sondern  erst  durch  eine  Mittcilunj;  von 
der  Außerkraftsetzung  des  Vertrages  leistimgsfrci  wird  \\m\  diese  Mitteilung  infolge  des 
Krieges  nicht  übcrmiltclt  werden  konnte.  Die  Ikdeutung  des  §  i.j  liegt  nicht  darin,  daß 
dem  Versicherer  das  Recht  eingeräumt  wird,  die  geschuldeten  Prämien  nebst  5%  Zinsen 
nachträglich  fordern  zjj  können,  denn  dieses  Recht  ergibt  sich  bereits  aus  §  11  Abs.  2  \ind 
insofern  würde  §  14  eine  unnötige  Wiederholung  darstellen,  sondern  §  14  nimmt  dem 
Versicherer  das  Recht  durch  Nachholung  der  Kündigung  den  Vertrag  nachträglich  wegen 
Nichtbezahlung  der  Prämien  aufzuheben.  Insoweit  greift  auch  §  14  zugunsten  der  Ver- 
sicherungsnehmer in  das  nationale  Versichcrungsrecht  ein. 

[Die  Unterlassung  der  Mitteilung.]  2.  Die  Mitteilung  des  Versicherers  muß  in- 
folge des  Kriegs  unterblieben  sein,  etwa  weil  durch  die  militärische  Abschneidung 
eines  Gebietes  ülx^rhaupt  keine  Mittcilungsniöglichkeit  bcMand,  oder  weil  auf  Grund  von 
Postsperren  Mitteilungen  übcihaupt  nicht  oder  nicht  in  der  durch  Gesetz  oder  Vertrag 
vorgeschriebenen  Form  Ixfördcrt  werden  konnten. 

[Das  Recht  des  Versicherers  auf  die  Prämien.]  3.  Fordert  der  Versicherer  vor- 
behaltlich der  Bestimmung  des  Art.  296  die  geschuldeten  Prämien  nebst  5%  Zinsen  von 
ihrem  Fälligkeitstage  ab  und  wird  diese  Forderung  von  dem  Prämicnschuldncr  erfüllt, 
dann  bleibt  der  Vertrag  in  vollem  Umfange  in  Kraft.  Mangels  einer  besonderen  im  Friedens- 
vertrag bestimmten  Frist  muß  der  Versicherer  die  im  Gesetz  oder  Vertrag  bestimmte  oder 
eine  angemessene  Frist  gewähren.  Kommt  der  Prämienschuldner  seiner  Verpflichtung 
zur  Nachentrichtung  der  Prämien  nicht  nach,  so  treten  die  im  Vertrag  vorgesehenen  Wir- 
kungen ein.  Der  Anspruch  auf  die  Prämie  verjährt  nach  Maßgabe  der  vertraglichen  Bc- 
stunmungcn  vorbehaltlich  Art.  300. 

[Eintritt  des  Versicherungsfalls.]  4-  Da  der  Vertrag  trotz  mangelnder  Prämien- 
zahlung während  des  Krieges  in  Kraft  geblieben  ist,  so  muß  der  Versicherer,  auch  wenn 
der  Vcrsichcrungsf  all  während  des  Krieges  eingetreten  sein  sollte,  gemäß  §  11  Abs.  2 
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die  VorsichciiinKsUisUinp  nebst  Zinsen  seit  dem  T.nRc  der  Fälligkeit  unter  Abzug  der 
ßeschnldcten  Prämien  nebst  Zinsen  seit  ihrem  Fälligkeitstage  nachträglich  bewirken. 
Das  gleiche  muß  gelten  für  die  Zeit  nach  dem  Inkrafttreten  des  Friedensvertrags,  solange 
sich  der  Versicherer  nach  Maßgabe  der  vertraglichen  Bestimmungen  von  seinen  Verpflich- 
tungen nicht   befreit  hat. 

[Keine  Pflicht  des  Versicherers  zur  Nachforderung.]  5.  Der  Versicherer 
ist  zur  Nachforderung  nur  berechtigt,  nicht  verpflichtet.  Fordert,  er  die  Prämien 
nicht  ein,  so  muß  er  trotzdem  bei  Eintritt  des  Versicherungsfalls  die  vertragliche  Leistung 
bewirken,  da  der  Vertrag  in  Kraft  geblieben  ist.  Der  Prämiensclnddncr  kann  die  gc- 
schiddcten  Prämien  anbieten  mit  der  Wirkung,  daß  bei  ihrer  Nichtannahme  die  im  na- 
tionalen Recht  hierfür  vorgesehenen  Folgen  des  Annahmeverzugs  eintreten.  Das  dem 
Prämicnschuldner  in  §  11  Abs,  ^  gegebene  Recht  kommt  nicht  in  lietraeht,  da  der  Vertrag 
nicht  ungültig  geworden  ist  (§  11,  Bcm.  17.  18). 

[Deutsches  Recht.]  6.  Nach  deutschem  Recht  genügt  nicht  die  Tatsache  der 
NichllKzahlnng  der  Prämien,  sondern  der  Versicherer  muß  «las  in  §§  38,  30  VVG.  geregelte 
Verfahren  bcol)achlen.  Zu  unterscheiden  ist,  ob  es  sich  um  die  Nichtbezahlung  der  ersten 
oder  von  Folgeprämien  handelt.  Ist  die  erste  Prämie  vor  oder  bei  Beginn  der  Versicherung 
nicht  Ixjzahlt  worden,  so  ist  der  Versicherer  bei  F.intritt  des  Versicherungsfalls  zwar  ohne 
weiteres  leistungsfrei,  aber  er  muß  kündigen,  wenn  er  den  Vertrag  lösen  will.  Bei  Nicht- 
bezahlung einer  Folgeprämie  muß  der  Versicherer  dem  Versicherungsnehmer  eine  Zahlungs- 
fri:5t  von  mindestens  zwei  Wochen  bestimmen.  Nur  wenn  der  Vcrsicherungsfall  nach  Ablauf 
der  Frist  eintritt  und  der  Versicherungsnehmer  zur  Zeit  des  Eintritts  des  Versichenmgs- 
falls  mit  der  Zahlung  der  Prämie  und  Nelx;nleistungen  im  Verzuge  ist,  wird  der  Versicherer 
leistungsfrei.  Die  Kündigung  des  Vertrages  setzt  voraus,  daß  sich  der  Versicherungsnehmer 
nach  Ablauf  der  Frist  mit  der  Zahlung  im  Verzuge  befindet.  Ob  die  Mahnung  \md  Kün- 
digung an  Kriegsteilnehmer,  die  ihre  Wohnung  aufgegelx^n  hatten,  auf  dem  Wege  des 
§  10  (eingeschriebener  Brief)  an  die  letzte,  dem  Versicherer  bekannte  Wohnung  zulässig 
gewesen  ist,  ist  bestritten  (VA.  18,  60). 


§  15.  15. 

Pour  l'application  des  paragraphcs  1 1  Insurance  contracts    shall    be  cou- 

k  14,  scront  consid6r<5s  commc  contrats  sidercd  as.contract  of  lifo  assiirancc  for 

d'assuranccs  sur  la  vic  los  contrats  d'as-  thc  purposc  of  paragraphs  11  to  14  whcn 

surances  qui    sc    bascnt    sur  Ics  proba-  thcy  dcpcnd  on  thc  probabilitics  of  human 

bilites  de  la  vic  humaine,  combinös  avcc  life  combined  with  thc  rate  of  interest 

le   taux  d'int^rßt,    pour   le   calcul    des  for  the  calculation  of  thc  rcciprocal  en- 

cngagementsröciproqucsdcsdeuxpartics.  gagcments  bctwecn  thc  two  partics. 


§  15. 

Als  Lebcnsversichcrungsvcrträge  im  Sinne  der  §§  11  bis  14  gelten  Versicherungs- 
verträge dann,  wenn  die  Berechnung  der  gegenseitigen  Verpflichtung  beider  Par- 
teien auf  der  Wahrscheinlichkeit  der  mcnschUchcn  Lebensdauer  verbunden  mit  dem 
Zinsfuß  beruht. 

1.  Über  die  Bedeutung  des  §  15  Vorbem.  1  vor  §  ii. 


?■»       __ 


Seeversicherungen. 

Vorbemerkungen. 

[Begriff  der  Seeversicherung.]  i.  Der  Begriff  der  ..marine  insurancc"  ist  ans 
der  >IJA.  s.  1   licrzulcitcn: 

,.a  contract  of  marine  insurancc  is  a  contract  whcrc  by  Ihc  insurcr  undertakcs  to  in- 
domnify  thc  assvircd,  in  manncr  and  to  thc  cxtcnt  ihcreby  agrccd,  against  marine  lossos. 
that  is  to  say.  thc  losscs  incidcnt  to  marine  advcntvuc". 

Hiernach  betreffen  die  §§  i6 — 18,  20.  23.  i\  nur  die  Seeversicherung,  nicht  auch  (he 
Transportversicherung,  d.  h.  die  Versicherung  von  Gütern  gegen  die  Gefahren  der  Be- 
förderung 7.\\  Lande  imd  aiif  Binnengewässern  und  die  Versiclierung  von  Schiffen  gegen 
die  Gefahren  der  Binnenschiffahrt  (VVG.  §  120)-  Ders,  Ans.  Berliner,  Z.  20  121. 
Mangels  besonderer  Bestimmimg  sind  Transportversicherungen  gemäß  §  19  wie  Feuer- 
versicherungen zu  behandchi. 

[Das  Sceversicherungsrecht.]  2.  Die  dciitschc  Seeversicherung  ist  in  §§  77S — 900 
HGB.  gesetzlich  geregelt.  Abscldiisse  auf  Grundlage  diesei  Bcstimnumgen  sind  verhältnis- 
mäßig selten.  Gewöhnlich  werden  die  Scevcrsiclierungcn  nach  MaOgalx;  der  ..Allgemeinen 
Sccversicherung.sbedingungen"  von  1867  (ASVB.)  oder  der  ,,Versichcrungsbcdingungcn 
der  Bremischen  Seeversicherungsgesellscliaften,  revidiert  1875"  (BSVB.)  abgeschlossen 
worden  sein.  Für  die  englische  Seeversicherung  kommen  namentlich  die  Bcstinunungen 
des  MJA.  in  Betracht. 

[Seerückversicherung.]  3.  Die  Scerückversicherung  ist  in  §§  20.  23.  z.\  ge- 
regelt. 


Assuranccs  maritimes. 

§  16. 
Los  contnits  d'assurancc  maritime, 
y  compris  Ics  policcs  k  tcmps  et  les  policcs 
de  voyagc  passccs  cntre  un  assiircur  et 
unc  pcrsoimc  dcvenuc  par  la  suitc  cn- 
ncmie,  scront  considörcs  comme  anuuliis 
au  momcnt  oü  ccttc  pcrson  est  dcvcnue 
cnncmic,  sauf  dans  Ic  cas  oü,  antdricurc- 
mcnt  ä  cc  momcnt,  Ic  risquc  prdvu  dans 
le  contrat  avait  commcncd  \  ötrc  couru. 

Dans  Ic  cas  oii  Ic  risquc  n'a  pas 
commcncc  ä  courir,  Ics  sommcs  paydcs 
au  moycn  de  primcs  ou  autrcmcnt  scront 
rccouvrablcs  sur  l'assurcur. 

Dans  le  cas  oü  le  risquc  a  commcncc 
&  courir,  le  contrat  scra  consid6"d  commc 
valablc,  bicn  que  la  partic  soit  dcvcnue 
cnncmic,  et  les  paycmcnts  des  sommcs 
ducs  aux  termes  du  contrat  soit  commc 


Marine  Insurancc. 

16. 

Contracls  of  uKarinc  insurancc  inclu- 
ding  timc  policics  and  voyagc  policics 
cntcred  into  bctWecn  an  insurcr  and  a 
porsou  who  subscquently  bccame  au 
cncmy,  shall  bc  dccmed  to  have  bccu 
dissolvcd  on  his  bccoming  an  cncmy, 
cxccpt  in  cascs  whcrc  thc  risk  undcrtakcn 
in  thc  contract  had  attachcd  bcforc  hc 
bccamo  an  cncmy. 

Whcrc  thc  risk  had  not  attachcd, 
moncy  paid  by  way  of  prcmium  or 
othcrwisc  shall  bc  rccovcrablc  frorn 
thc  insurcr. 

Whcrc  thc  risk  had  attachcd  cffect 
shall  bc  givcn  to  thc  contract  notwitli- 
standing  thc  party  bccoming  an  cncmy, 
and  sums  duc  undcr  thc  contract  cithcr 
by  way  of  prcmiums  or  in  rcspcct  of 
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primcs,     soit     commc     sinistrcs,     scront  losscs    shall     bc    rccovcrablc    aftcr     thc 

cxigiblcs  apii's  la  misc    cn    vigucur    du  Coming  into  forcc  of  thc  prcscnt  Treaty. 
pr(5scnt  Traitd. 

Dans    Ic    cas    oü    unc    Convention  In  thc  cvcnt  of  any  agrccmcnt  bcing 

scra-   concluc    pour    Ic    paycmcnt    d'in-  come  to  for  thc  paymont  of  intcrcst  on 

tdr^t  pour  des  somnics  ducs  antdricurc-  sums  duc  bcforc  thc  war  to  or  by  thc 

mentälagucrrc.äou  par  dcsrcsortissants  nationals    of    States    which    havc    bccn 

des    Etats    bclligdrants,    et    rccouvrdcs  at    war    and    recovercd    after    thc    war, 

aprds  la  guerre,  cct  intdr^t  dcvra,  dans  Ic  such  intcrcst  shall    in   thc  casc  of  losscs 

cas  de  pertes  recouvrables  cn  vertu  de  rccovcrablc   under   contracts   of   marine 

conlrat    d'assurance    maritime  courir    h  insurancc  run  from  tlio  expiration  of  a 

partir  de  l'cxpiration  d'unc  pdriodc  d'un  pcriod  of  one  year  from  tlie  datc  of  thc 

an  ä  comptcr  du  jour  de  ccs  pertes.  loss. 


Seeversicherungen. 
§  i6. 

SccvcrsichcrungsvcrtrUge,  unter  Einschluß  von  Zeit-  und  Reisepolicen,  zwischen 
einem  Versicherer  und  einer  Person,  die  in  der  Folgezeit  Feind  wurde,  gelten  von 
diesem  Augenblick  an  als  aufgelöst,  es  sei  denn,  daß  die  im  Vertrage  vorgesehene 
Gefahr  vor  diesem  Zeitpunkte  begonnen  hatte. 

Hatte  die  Gefahr  nicht  begonnen,  so  hat  der  Vci-sichcrer  die  in  Form  von  Prämien 
oder  anderswie  gezahlten  Summen  zu  erstatten. 

Hatte  die  Gefahr  begonnen,  so  gilt  der  Vertrag  als  rechtsbcstlindig,  obwohl  die 
eine  Partei  Feind  wurde;  die  lielriige,  die  auf  Grund  der  Vertragsbestimmungen,  sei 
CS  als  Prämien,  sei  es  für  Seeschäden,  zu  zahlen  sind,  können  nach  Inkrafttreten  des 
gegenwärtigen  Vertrages  eingefordert  werden. 

Kommt  es  zu  einem  Übereinkommen  über  die  Verzinsung  der  vor  dem  Kriege 
an  Staatsangehörige  der  kriegführenden  Staaten  oder  von  solchen  Staatsangehörigen 
geschuldeten,  nach  dem  Kriege  zur  Zahlung  gelangenden  Summen,  so  sollen  solche 
Zinsen  bei  Verlusten,  die  auf  Grund  von  Seeversicherungsverträgen  zu  ersetzen  sind, 
nach  Ablauf  eines  Jalires  vom  Tage  des  Verlustes  an  laufen? 

[Die  Auflösung  der  Seeversicherungsverträge.]  J.  Im  Gegensatz  zu  der  Fcuer- 
(§  9)  und  Lcbcns-Vcrsichcrung  (§  11)  gelten  Seeversicherungen  von  dem  Augenblicke  an, 
in  dem  die  Vertragsparteien  , .Feinde"  im  Sinne  des  §  8  geworden  sind,  als  aufgelöst, 
sofern  die  Gefahr  nicht  bereits  vor  diesem  Zeitpunkt  zu  laufen  begonnen  liatlc  (Abs.  i). 
Die  Auflösung  hat  riickwirkendc  Kraft  (Abs.  2);  der  VerHichcrcr  muD  alle  Leistungen,  die 
er  bereits  empfangen  hatte,  nebst  den  üblichen  Zinsen  von  dem  Tage  ab,  an  dem  der  Vertrag 
als  aufgelöst  zu  gelten  hat,  zurückerstatten.  Die  hiernach  geschuldeten  Beträge  sind  Schulden 
im  Sinne  des  Art.  296.  Ist  die  Prämie  bei  Vertragsabschluß  nicht  fällig  oder  gestundet 
gewesen,  so  findet  eine  finanzielle  Auseinandersetzung  zwischen  den  Parteien  überhaupt 
nicht  statt. 

[Die  Aufrechterhaltung  der  Seeversicherungsverträge.]  2.  Seeversicherungs- 
verträge bleiben  aufrechterhalten,  wenn  der  Vertragsabschluß  und  der  Beginn  der 
Gefahr  vor  dem  „Feindwerden"  der  Parteien  im  Sinne  des  §  8  liegen.   Nach  den  verschic- 
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dcnrii    Vcrsiclirrunp;snrtcn    (Einzel-,    Laufende-,    Reise-,     Zeit-Vcrsiclierung)   crgel>cn    sich 
folgende   Unterschiede: 

[Kaskorcisevcrsicherungen.]  a)  Kaskorciscvcrsicherungcn  blcilK-n  wirksam, 
wenn  vor  dem  in  Betracht  kommenden  Zcitp\mkt  mit  der  ICinnahmc  der  Ladnng  oder  des 
Pallastcs  angefangen  worden  oder,  wenn  weder  Ladnng  nocii  Ballast  einzunehmen  ist, 
die  Abfahrt  des  Schiffes  vorher  erfolgt  ist  (§823  Abs.  i  S.  i  IIGB.;  §  72  Abs.  i  S.  i  ASVB.). 

[Kaskozcitversicherungcn.]  b)  Kaskozcitversicherungcn  bleiben  wirksam, 
wenn  ihr  Anfangstag  vor  dem  in  Betracht  kommenden  Zeitpunkt  liegt,  wo1)ci  für  die  Zcit- 
l>crechnung  der  Ort  maßgebend  ist.  wo  das  Schiff  sich  lx;findet  (§70  ASVB.).  Bei  Abschlüssen 
jiach  HBG.  muß  der  Mittag  des  Tages,  an  welcheni  der  Vertrag  geschlossen  worden  ist, 
vor  dem  in  Betracht  kommenden  Zeitpunkt  liegen  (§  830  IIGB.). 

[Güterversicherungen  auf  Einzelabschlüsse.]  c)  Güterversicherungen  auf 
liinzclabschlüssn  bleiben  wirksam,  wenn  die  Güter  zwecks  Linladung  in  d;us  Schiff 
oder  die  Leichterfahrzeuge  vor  dem  in  Betracht  komn;enden  Zeitj)unktc  vom  Lande  ge- 
schieden sind  (§  82.1  Abs.  i  IIGB.;  §  73  Abs.  i  ASVB.;  §  3  S.  i  BSVB.) ;  dem  ,.vom  Lanfle 
Scheiden"   steht  die  Anlieferung  am   Kai  usw.  gleich  (Zusatz  zu   §  73  ASVB.). 

[Güterversicherungen  auf  Grund  laufender  Police.]  d)  (i ütorvcrsiche- 
rnngcn  auf  Grund  laufendt^r  i'olice  des  Wreius  ifamburgcr  Assckuradeurc,  Nach 
herrschender  Auffassung  (HansC'rZ.  18S8,  Nr.  14;  180 },  Nr.  34)  ist  die  laufende  Versiche- 
rung ein  Versicherungsvertrag  (kein  Vorvertrag),  durch  den  alle  policegemäücn  Abladungen 
auch  vor  ihrer  jeweiligen  Deklaration  versichert  sind.  Der  Versicherer  trägt  die  Gefahr 
für  jede  Abladung  von  dem  Augenblick  ihrer  Abladvmg  an  ohne  Rücksiclit  darauf,  ob 
ihre  Deklaration  vorlier  oder  nachher  erfolgt.  Daraus  ergibt  sich,  daü  alle  i)oliceugemi"iOen 
Abladungen,  die  vor  dem  in  Ik'tracht  kommenden  Zeitj)unkt  erfolgt  sind,  versichert  bleiben, 
auch  wenn  die  Deklaration  erst  nach  diesem  Zeitpunkt  bei  dem  Versicherer  eingegangen 
und  von  ihm  gezeiclmct  ist.  Eine  policenwidrige  Deklaration  wird  erst  durch  die  Zeichnung 
oder  vorbehaltlose  Annahme  des  Versicherers  gedeckt;  die  Gefahr  beginnt  für  sie  nicht 
Rchou  mit  der  Abladmig,  sondern  erst  mit  der  ausdrücklichen  oder  .stillschweigenden 
Annahme  der  Deklaration.  Hiernach  ist  auch  ohne  weiteres  für  diese  Deklarationen  zu  ent- 
scheiden, ob  sie  trotz  des  ,, Feindwerdens"  wirksam  geblieben  sind:  die  Annahme  der 
Deklaration  muß  vor  dem  in  BetraclU  kommenden  Zeitpunkt  liegen.  Dieselben  Grundsätze 
gelten  bei  der  floating  policy  (MJA.  s.  20),  deren  wesentliche  Eigentümlichkeit  gegen- 
fiber  der  laufenden  Versicherung  nur  darin  besteht,  daß  sie  infolge  der  Vcrstempehmgs- 
notwcndigkeit  nach  englischem  Kecht  eine  Ilüchstversichcrungssununo  angibt,  von  der 
die  einzelnen  Vcrsicherungssjimmcn  abgeschrieben  werden. 

[Frachtversicherungen,  Überfahrtsgelder.]  c)  Frachtversicherungen  bleilw^n 
wirksam,  wenn  der  Beginn  der  Gefahr  für  die  Versicherung  des  Schiffs  oder  der  Güter 
vor  dem  in  Betracht  kommenden  Zeitpunkt  liegt  (>j  823  Abs.  i  IIGB.;  §  74  Abs.  1  ASVB.) ; 
das  Entsprechende  gilt  bei  der  Versicherung  von  Übcrfahrtsgcldcrn  (§  825  Abs.  2  HGB.; 
§  74  Abs.  2  ASVB.). 

[Versicherungen  von  Bodmerei-  und  Havarcigeldern.]  f)  Versichenmgcn  von 
Bodmerei-  und  J  lavareigeldern  bliiben  wirksam,  wenn  der  Zeitpunkt,  in  dem  ilie 
Gclrler  vorgeschossen  oder  von  dem  Vcn.icherten  selbst  verausgabt  sind,  vor  dem  in  Betracht 
kommenden  Zeitpunkt  liegt  (t?  826  HGB.;   §  75  ASVB.). 

[Die  Bedeutung  der  Aufrechterhaltung.]  3.  Die  nach  Maßgabe  der  aufrechter- 
haltenen Verträge  geschuldeten  Prämien  und  Entschädigungslcistungcn  für  dem 
Versicherer  zur  Last  fallende  Seeschäden  sind  nach  Inkrafttreten  des  Fricden.svertrags> 
cinfordcrbar.  Die  Verzinsimg  der  Beträge  vom  Tage  ihrer  Fälligkeit  bi.s  zum  Tage  ihrer 
Berichtigung  in  der  üblichen  Plöhe  folgt  aus  allgemeinen  Vertragsgrundsätzen,  a\ich  wenn 
sie  nicht  im  Gegensatz  zu  §  11  Abs.  2  ausdrücklich  ausgesprochen  ist.     Nur  Kriegsschäden 
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bcstinimcn  sich  nach  dem  Vers  chcnml'       ^^«"^'^"^f.^^^'^J"^"  und   Kmpfangsberechlifiten 
tnng  des  Art.   ,00  naclHlen     ür^d^  D.c  Ansprüche  verjähren  nnter  Dcach- 

'^^cJ.ZT^^^^^^^^  .-  Abs.  ,.  der  auch  für  die  KücUver- 

Kriege  abgLchloLn   ^o,L1r^\^^^r^T''T:'''\^  ""'''''  ''''''  ^°^  ^'^- 
Leistungen    fPr/imien.    I-ntschädicunrslöu7  T'^   ''"•■'"   ^'"'^'^  ^^-^  ^^^"^    J<'"'RO 

infolge  Ausbruchs  de    Pe^ndsc  i^ll  (e'  'niH^^^^^  '",  ^""'■^'"   ^^•''^'•^'"'    "'^^^  ^'^  i-'"''> 

rin   tllMreinkommen    über  Sine  Tnro       n        c'^''""''''""^  '''''^''^  ''°""^<^-     ^^^"»»t 
^chädipungsleistungen  erst  nacrÄblW     ■'"■'';""  ""••'^"^^^'  '"^  '^""^^  ^ü«-   '-"t- 

Zinsen  gefordert  wUn;  da"  gnti^dieiri^"^^^      't  ''"^^'^^  ^'^"  Versicherungsfalls 
an  zu  verzinsen.     Die  CpHich  , X  ,      ^;-'^'^">^'^.*^"  ^'^"'^'^  vom  Ta.e  ihrer  Fälligkeit 

ob  sich  der  Schuldner  im  Ve'^gt^^^^^^^^^    '^Z^^T-""'.  '"^*^''  °'"^  ^^^'^'•^•^^'^  '^•^•""^• 
gotroffrn  ^verd<„;  jedoch  läßt  che  ^  r/,nn^  ^^''^••^^ '"  ^'a'Vt 

nnmi.tMbar  vcrsländigen    {lerMner    /    ^^liT^'         '^""'''*  '"'  ''""  "'''  ^"  ''''""■'^'" 

§  17- 
A  '7- 

Aucun    contract    d'assuraiice    mari-  \i«  *      .      r 

rassureur  est  rcssortissan.,  o.  des  aUi^s     a'natiL^r      by  Tho  aUi  s  „"hT:! 
ou  assoces  de  cettc  Puissancc.  „f  .,„ch  Power.  assocmtc» 

Kein  Socvcrsiclleningsvertrag  mit  einem  Versieherten,  der  in  der  rdcezeit  Peinrl 
wt-rde,  begründet  eine  Haftung  für  Verluste  dureh  Kr  egshandiu  i»  d  M  .l . 
der  der  Vers.cherer  angehört,  «=er  einer  mit   ihr   alliierten' o<,er  assoziiert"  M,:.:,' t' 

Haftung  für  Verlust  dureh  Kricgshandh,n|cl  """    ''«'"^-"«"'"-l'o 

u..cvh^u",^,:'h;ltra^hn'Zmen''''^'•'  .^v""  ."""""«^  '"'  Kricgssel.Mcn  l.,„,Uc 
Die  Krics.,1  andlun.»    Jnl      ;  ^       rf'^Ver.sicheruuK  ,lio  K,ieg»„ofahr  cu,,chheüt. 

nähme,  insteo„doödfcA^-vf,rA''^K'°"'  '"  i""=  ""''"  "'"  ''"'«  ^""'»""=  ^'••»O- 
Beschlignahmc  der  vörSct  ll  sf ,       ^'",?''"f  ..'?''^ 

gilt  der  Schaden  ■«!.  1  t"'"^^^^.^^*'"^«^""^  ist  §  17  einengend  auszulegen:  im  Zweifel       > 
gilt  acr  Schaden  als  nicht  durch  cmo  Kricgshandlung  verursacht 

vc.i,rsachtc%?h'i'HlT'^'"^'i,'^    Haftung.]    3.  Die  Haftung  für  durch  Kriegshandlung 

Tc^dTn  /«.    n  t?  ^  "*  "'^^*  verboten,  sondern  kann  nur  nicht  geltend  Kcmachf 

^chor  r"  ^hr  i;^,.'^^^^^^^        ^X\  Ihre  Regulierung  bleibt  dem' BeUcl^n'deTvcr' 

(Ehrcnpol.cc)  überlassen.   Da  keine  rechtsverbindliche  Haftung  besteht,  so  kann 
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auch  kein  Anspruch  auf  Prämie,  die  für  die  C bernahme  der  Kriegsgefahr  etwa  zu  zahlen 
ist.  anerkannt  werden.  Beruft  sich  der  Versicherer  auf  §  17,  so  verliert  er  den  Anspruch 
,Tuf  die  Prjimie. 

[Grundsatz  der  Gegenseitigkeit.]  .}.  Da  (;  17  gegcnsniig  gilt,  so  bestellt  kein 
Rechtsanspruch  auf  Ersatz  des  Sciuidcns.  den  ein  deutsches  Schiff  oder  eine  deutsche  L;idung 
oder  ein  feindhches  Schiff  oder  eine  feindliche  Ladung  durch  eine  Kriegshandlung  des 
Heimatstaules  des  Versicherers  erlitten  hat.  Der  Handlung  des  Ileimalslaatcs  ist  die 
Jinndlung  einer  a.  oder  a.  Macht,  nicht  dagegen  die  Ifa.idlung  einer  mit  Deutschland  ver- 
bündet gewesenen  Macht  gleichgestellt.  Wenn  also  bei  einem  englischen  Versicherer  Schiff 
oder  Ladung  eines  Deutschen  durch  eine  österreichische  Kriegshandlimg  Iwschädigt  worden 
ist.  so  bleibt  die  Haftung  des  englischen  Versicl\erers  Ixstehen. 

[Kriegshandlung  des  Heimatstaates  des  Versicherungsnehmers.]  5.  Dagegen 
greift  §  17  nicht  Platz,  wenn  der  Schaden  auf  einer  Kricgshandlung  der  Macht  beruht, 
der  der  Versicherungsnehmer  angeluMl,  wenn  beispielsweise  ein  deulsclu's  Schiff, 
das  l)ei  einer  englischen  Ciesellschaft  versichert  ist,  durch  eine  Kriegshandlung  Deutschlands 
zu  Schaden  gekommen  ist;  der  F.ngländer  muß  haften.  Das  gleiche  gilt  für  Kricgshand- 
limgcn  der  Mächte,  die  mit  dem  Heimatstaate  des  Versidierungsnehmers  verbündet  waren 
(ein  bei  einer  deutschen  Gesellschaft  versichertes  englisches  Schiff  wird  durch  eine  Kriegs- 
handlung Frankreichs,  oder  ein  iKi  einer  englischen  Gesellschaft  versichertes  deutsches 
Schiff  wird  durch  eine  Kricgshandlung  Österreichs  beschädigt). 

[Entsprechende  Anwendung  des  §  17.]  G.  §  17  gilt  auch  bei  der  Sccrückvcrsichc- 
rung   (§  2.|). 


§  18. 
S'il  est  ddmontrd  qu'unc  pcrsonnc 
qui,  avant  la  gucrrc,  avait  passd  un 
contiat  (l'assuraiiro  maritime  avcc  im 
assurcur  dcvenii  par  la  suite  eiincmi,  a 
passd  apres  rouvcrturc  des  hostilitcs  un 
nouveau  contrat  couvrant  Ic  memc  risque 
avec  un  assurcur  non  cnncmi,  Ic  nouveau 
contrat  scra  considerd  commc  substitud 
au  contrat  primitif  ä  compter  du  jour 
oü  il  aura  dtd  passd,  et  les  primes  dchucs 
heront  rdgldes  sur  Ic  principe  quo  l'assu- 
reur  primitif  n'aura  dtd  responsable  du 
fait  du  contrat  que  jusqu'au  moment 
oü  Ic  nouveau  contrat   aura  dtd  passd. 


Where  it  is  showai  that  a  person  wlio 
had  beforc  the  war  entered  into  a  con- 
tract  of  marine  insurance  with  an  in- 
surer  who  subsequcntly  becamc  an  eneniy 
cntered  aftcr  the  outbreak  of  war  into 
a  new  contract  covcring  the  same  risk 
with  an  iitsurcr  who  was  not  an  cnemy, 
Ihc  ncw  contract  shall  bc  dccmed  to 
bc  substitutcd  for  the  original  contract 
as  from  the  date  when  it  was  cntered 
into,  and  the  i)remiums  payable  shall 
bc  adjusted  on  the  basis  of  the  original 
insurcr  having  remained  liablc  on  the 
contract  only  up  tili  the  time  when  the 
new  contract  was  cntered  into. 


§  18. 

Erweist  CS  sich,  daß  jemand,  der  vor  dem  Kriege  einen  Seeversicherungsvertrag 

mit  einem  in  der  Folge  Feind  gewordenen  Versicherer  eingegangen  ist,  nach  Eröffnung 

der  Feindseligkeiten  einen  neuen  Vertrag  geschlossen  1  at,  der  dieselbe  Gefahr  bei 

einem  nicht  feindlichen  Versicherer  deckt,  so  tritt  von  dem  Tage  des  Abschlusses 
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an  (Irr  neue  VcrliaK  an  dir  StoIl.>  de«  ur«^prüiiRlicli(«n.  Die  verfallenen  Prilmirn  werden 
nncli  dem  Griindsalz  In  rechnet,  daß  der  virsprünKÜc'  c  Versicherer  aus  dem  VertraR 
ntn    l)is  7M  d<  ni  ZeiliMuikl  haftet,  wo  der  neue  VerlraR  geschlossen  wurde. 

[Keine  Wifderhcrstcllung  tlcs  früheren  VcrtrngsvcrhÄltnisscs.]  i.  Ist  oin  See- 
vo.N.  lu-rMnMsvcrlr.U'  an  vuA  für  sich  wirltsain  ^;el,lir-lx-n.  wr-il  a.ich  die  ('.cf:ihr  vor  dorn 
..iTMuwcnlcn"  z.t.  laufen  hrRonnrn  hatte.  al)er  liat  der  Versiclierunrsnrlnncr  nach  ICröff. 
nnnfT  der  rc.ndsr.hKlcr..itcn  dasselbe  Kisiko  l>ei  einem  anderen,  nicht  feindUchen  Ve.sichercr 
Redrckt.  so  K.It  der  urspr ün^;li che  Vertrag  mit  dem  Abschh.O  des  neuen  VerlraRes 
Als  anfKehobcn.  Wie  in  §  ,o  wird  die  Wiederherstelhmp  des  früheren  VertraKSverhäll- 
nissrs  abqeleJuU  ;  damit  werden  SchwieriRkeilen  vermieden,  die  durch  die  Nichtanerkennung 
der  l.,ntsche.dun,^en  nationaler  Gerichte  über  die  Zulässißkeit  des  Rücktritts  oder  der  Kün- 
diRung  im  Ausland  entstehen  können.  Der  Abschluß  des  neuen  VertraKcs,  kann  z  B  seinen 
Grund  m  der  Unklarheit  der  KechtslaRc  über  die  Wirksamkeit  des  alten  Vertrages  wälircml 
des  Krieges  haben,  oder  in  dem  Rücktritt  des  Versicherungsnehmers  infolge  der  nationalen 
Zahh.ngsvcrbote  von  dem  Vertrage  mit  einem  feindlichen  Versicherer,  oder  in  der  Auf- 
lösung des  alten  Vertrages  durch  Richterspruch  im  nationalen  Interesse  (Vorbm.  7b  vor 
§  8).  oder  m  der  gesetzlichen  Auflösung  aller  mit  feindlichen  Gesellschaften  abgeschlossenen 
vertiiige. 

[Abrechnung  der  Parteien.]  2.  Vcrsicherungsfällo.  die  bis  zum  Inkr.afttrcten 
dos  neuen  Vertrages  eingetreten  sind,  sind  nach  :\IaDgabe  des  ursprünglichen  Vertrages 
XU  regulieren.  Die  Aiisnahmc  des  §  17  (Beschränkung  der  Haftung  für  Kriegsschäden) 
gilt  a\ich  hier.  Prämien  gebühren  dem  ursprünglichen  Versicherer  nur  pro  rata  temporis 
seiner  Haftung.     Im  übrigen  vgl.   §  16  Bern.  3. 

[Entsprechende  Anwendung  des  §  18.]  3-  §  18  gilt  auch  l)ci  der  Sccrückversichc- 
rung  (§24). 

Autrcs  assurances.  Othcr  Insurances. 


§  IQ. 


19. 


Des     contrats    d'assurances     passds  Contracts  of  insurancc  cntcrod  into 

avant  la  guerrc  cntrc  un  assurcur  et  unc  bcforc  the  war  bctwccn  an  insurcr  and 

personnc  devenuc  par  la  suitc  cnncmic,  a  pcrson  who  subscqucntly  bccame   an 

autrcs    quo     Ics     contrats    dont    il    est  cncmy,  othcr  than  contracts  dcalt  with 

question  dans  Ics  paragraphcs  9  k  18,  in  paragraphs  9  to  18.  shall  bc  treatcd 

scront  traitds,  ä  tous  dgards,  de  la  m6mc  in  all  rcspccts  on  tho  samc  footing  as 

manidrc    quc   seraicnt    traitds,    d'aprös  contracts  of  firc  insurancc  betwecn  the 

Icsdits  articlcs,  Ics  contrats  d'assurances  samc  pcrsons  would  bc  dcalt  with  under 

contrc  l'inccndic  cntrc  Ics  mömcs  partics.  thc  said  paragraphs. 

Andere  Versicherungen^ 

§  19- 
Solche  vor  dem  Kriege  zwischen  einem  Versicherer  und  einer  Person,  welche  in 
der  Folge  Feind  wurde,  abgeschlossene  Versicherungsverträge,  die  nicht  unter  die 
Paragraphen  9  bis  18  fallen,  erfahren  in  jeder  Hinsicht  dieselbe  Behandlung,  wie  sie  nach 
den  genannten  Paragraphen  Fcuervcrsicherungsvcrträgcn  zwischen  denselben  Parteien 
«utcil  würde. 
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[Anwendungsgebiet.]  t .  Nach  den  Vorschriften  iihcv  d'w.  rcucrvcr.sichcnnit'  (§§0,  lo) 
ucriicn  iK'handclt  alle  nicl>tals  Lcbcnsvcrsicliornn^cn  anf/.iifas.scndc  IVMSOncnvorsichorunfjcn, 
so  die  Unfall-,  Invnlidiliita-,  KianUcnvcrsichoriinij  {Vorlnin.  i  vor  §  n)  und  alle  Scliadcns- 
viMsichcninucn  wie  die  Mictsvorlust-,  Ik-lricbsvcrliist-,  lunbruchdicbstahl-,  Glas-Ver- 
bicheriinf,',  'Jrans])orl-  (Bciii.  i  vor  §  16),  Haflpflicht-Vcr.sithcrunf;  und  andere,  sofern  nie 
nicht  Frucr-  oder  Sce-Vorsicheningcn  sind.  Dieselbe  Unterscheidung  greift  Platz  gcgcn- 
iil«-r   den  l<i'ickversicherunf;en  (§§  20  Abs.  2,  S.  2,  21). 

[Materielle  Regelung.]  2.  Da  die  in  §  10  RcrcKollcn  Haftiin^H-  und  Übcrführungs- 
vrrträgc  aviücr  für  Feuerversicherungen  n\w  noch  höchstens  für  die  herkönunliclien  Neben« 
zweige  (Ivinbruch-,  Wasscrleitungsscliädcn  u.  a.)  abgeschlossen  sein  werden,  so  beschränkt 
sich  die  Regelung  des  Friedensvertrags  bei  allen  Vcrsicheningszweigen,  die  nicht  Lebcns- 
»ind  Scc-Vcrsiclicrungen  sind,  darauf,  daü  sie  nach  dem  Grundsatz  des  §  g  aufrechterhalten 
bleiben  vorbehaltlich  des  Rechts  des  Versicherers,  sie  mit  Wirkung  vom  ersten  Fälligkeits- 
tage der  Jahresprämie,  der  drei  Monate  nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrags  (lo.  Januar 
iQio)  liegen  muß,  aufzuheben.  Im  übrigen  ist  auf  die  Bemerkungen  zu  §§  9  und  10 
zu   verweisen. 


Rückversicherungen. 

Vorbemerkungen. 

[Begriff  der  Rückversicherung.]  i.  Unter  Rückversicherung  ist  die  Versiche- 
rung des  von  dem  ICrPtversicherer  übernommenen  Risikos  bei  dem  Rückversicherer,  und 
die  Versicherung  des  Rückversicherers  für  das  von  ihm  übernommene  Risiko  bei  einem 
zweiten  Rückversicherer  (Retrozession)  zu  verstehen, 

[Anwendungsgebiet.]  2.  Die  §§  20 — 2\  befassen  sich  mit  Rückversicherungs- 
verträgen (Retrozessionen),  dertn  Parteien  nach  Vertragsabschluß  , .Feinde"  geworden 
sind.  Es  kommt  nicht  darauf  an,  mit  v/em  der  Versicherungsvertrag  abgeschlossen  worden 
ist.     Sie  finden  daher  Anwendung: 

a)  auf  Rückversichcrungsvcrträgc,  die  von  einer  deutschen  Gesellschaft  mit 
einem  feindlichen  Rückversicherer,  oder  die  von  einem  feindlichen  Versicherer  mit  einer 
deutschen  Rückversicherungsgcsellschaft  abgeschlossen  worden  sind  ohne  Unterschied, 
ob  der  direkte  Versicherungsvertrag  mit  einem  Feinde  oder  einem  Deutschen  eingegangen 
worden  ist; 

b)  auf  Retrozessionen  zwischen  einem  deutschen  Rückversicherungsnehmer  und 
einem  feindlichen  zweiten  Rückversicherer,  oder  zwischen  einem  feindlichen  Rückversichc- 
rungsnehmer  und  einem  deutschen  zweiten  Rückversicherer. 

[Arten  der  Rückversicherungsverträge.]  3.  Rückversicherungen  (Retrozessionen) 
kommen  gewöhnlich  zustande  auf  Grund  von  laufenden  Verträgen  (fakultative,  obligato- 
rische Rückversicherung)  imter  Verteilung  des  Risikos  nach  Quoten  oder  Exzedenten,  oder 
gelegentlich  auch  von  Fall  zu  Fall  durch  besonders  abzuschließende  Verträge.  Wäluend 
«ich  §  20  mit  der  ersten  Gruppe  von  Rückversicherungen  befaßt,  betreffen  die  §§  21,  21 
Abs.  1  und  23  die  auf  Grund  besonderen  Vertrages  rückgedeckten  Lebens-  und  Seerisiken. 

Rdassurances.  Re-insurance. 

§  20.  20. 

Tous  Ics  traitds  de  rdassurancc  passös  All  trcatics  of  re-insurancc  with  a 

avec    uno    personnc    tlcvcnuc    cnnemic  pcrson  wlio  bccanie  an  cnemy  shali    be 

scront  consiclör(5s  conunc  abrogös  par  le  rcgarded  as  having  bccn  abrogatcd   by 

liruck,  VrrtirherunRtvertrUge.  3 
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fait  que  ccttc  pcrsonnc  est  dcvcnuc 
cnncinic.  mais  sans  prdjudicc,  dans  Ic 
cas  de  risqiic  sur  la  vic  ou  maritime, 
qui  avait  commcncö  ä  ßtrc  couru  antö- 
rictjrcmcnt  k  la  gucrrc,  du  droit  de  re- 
couvrcr  aprös  la  gucrrc  Ic  paycmcnt  des 
sommcs  ducs  cn  raison  de  ccs  risqucs. 

Toutcfois,  si  la  partic  rdassurce  a 
^tö  misc.  par  suite  de  l'invasion,  dans 
l'impossibilit^  de  trouvcr  un  autre  r6- 
assurcur,  Ic  traitd  subsiste  jusqu'ä  l'cxpi- 
ration  d'unc  pcriode  de  trois  mois  apr6s 
la  mise  cn  vigucur  du  prdscnt  Traitd. 

Si  un  traitd  de  rdassurance  est  an- 
nuld  cn  vertu  de  cct  article,  un  compte 
scra  dtabli  cntre  Ics  partics  cn  ce  qui 
conccmc  h.  la  fois  Ics  primcs  paydcs 
et  payablcs  et  Ics  rdsponsabilitds  pour 
pcrlcs  subics,  au  sujct  des  risqucs  sur 
la  vic  ou  maritime  qui  auraient  com- 
mcncd  h  ßtre  courus  avant  la  gucrrc. 
Dans  le  cas  de  risqucs  autres  que  ceux 
mcntionnds  aux  paragraphes  ii  ix  i8, 
Ic  r6glcmcnt  des  comptcs  scra  dtabli  k 
la  datc  k  laqucUe  Ics  partics  sontdcvenucs 
cnncmics,  sans  tenir  compte  des  rdcla- 
mations  pours  pertes  subics  dcpuis  ccttc 
date. 


thc  person  bccoming  an  cncmy,  but 
without  prcjudice  in  thc  casc  of  lifc  or 
marine  risks  which  had  attached  bcforc 
thc  war  to  thc  right  to  recover  paymcnt 
after  thc  war  for  sums  due  in  rcspcct 
of  such  risks. 

Ncvortheless  if,  owing  to  invasion, 
it  has  bccn  impossiblc  for  thc  re-insured 
to  find  anothcr  rc-insurer,  thc  treaty 
shall  rcmain  in  forcc  until  thrcc  months 
after  the  Coming  into  forcc  of  thc  prcscnt 
Treaty. 

Wherc  a  re-insurance  treaty  bc- 
comes  void  under  this  paragraph,  thcrc 
shall  bc  an  adjustmcnt  of  accounts 
bctwcen  thc  partics  in  rcspcct  both  of 
prcmiums  paid  and  payablc  and  of 
liabilitics  for  losscs  in  rcspcct  of  lifc  or 
marine  risks  which  had  attached  bcforc 
thc  war.  In  thc  casc  of  risks  othcr  than 
Ihosc  mentioncd  in  paragraph  ii  to  i8 
thc  adjtisttncnt  of  accounts  sliall  bc 
madc  as  at  thc  datc  of  thc  partics  bc- 
coming cncmics  without  regard  to  claiins 
for  losscs  which  may  havc  occurcd  since 
that  date. 


•  Rückversicherungen. 

§  20. 

Alle  Rück  Versicherungsverträge  mit  einer  Person,  die  Feind  geworden  ist,  gelten 
als  durch  diese  bloße  Tatsache  aufgehoben;  jedoch  bleibt  im  Falle  der  Haftung  für 
eine  Lebens-  oder  Seeversicherungsgefahr,  die  schon  vor  dem  Kriege  begonnen  hatte, 
das  Recht  unberührt,  nach  dem  Kriege  die  Zahlung  der  aus  der  Haftung  für  diese 
Gefahren  geschuldeten  Summen  zu  verlangen. 

War  es  indessen  infolge  feindlichen  Einfalls  dem  Rückversicherten  unmöglich,  einen 
anderen  Rückversicherer  zu  finden,  so  bleibt  der  Vertrag  bis  zum  Ablauf  nach  drei 
Monaten  nach  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrags  in  Geltung. 

Wird  ein  Rückversieb crungs vertrag  auf  Grund  dieses  Paragraphen  hinfällig, 
so  findet  zwischen  beiden  Parteien  eine' Abrechnung  statt,  die  einerseits  die  bezahlten 
und  zu  bezahlenden  Prämien,  andererseits  die  Ersatzpflicht  für  erlittene  Verluste 
aus  der  Haftung  für  die  vor  dem  Kriege  in  Lauf  gekommenen  Lebens-  und  Seever- 
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sichcrungsgcf. ihren  berücksichtigt.  Bei  anderen  als  den  in  §§  ii — 18  erwähnten  Gc- 
faluen  gilt  als  Stichtag  für  die  Abrechnung  der  Zeitpunkt,  zu  dem  beide  Parteien  Feinde 
wurden;  Ersatzansprüche  für  seitdem  eingetretene  Verluste  bleiben  außer  Betracht. 

[Die  Aufhebung  der  Rückversicherungen.]  1.  Rückversicherungen  (Retro- 
zessionen) zwischen  einer  deutschen  Gesellschaft,  als  Rückvcrsichcrungsnchmcrin,  und 
einem  ausländischen  (feindlichen)  Rückversicherer,  oder  zwischen  einem  ausländischen 
(feindlichen)  Versicherer,  als  Rückvcrsicherungsnchmcr,  und  einer  deutschen  Rückver- 
siehernngsgeseilscliaft  gelten  wie  (hrektc  Sccvcrsichtrunt;cn  (§  16  Abs.  i,  S.  i)  durch  die 
Tatsache,  daß  nach  Vertragsabschluß  eine  der  Parteien  ,, Feind"  im  Sinne  des  §  8  geworden 
ist.  als  aufgehoben.  Von  dem  Tage  der  Aufhebung  an  ist  das  Risiko  nicht  mehr  rück- 
gcdcckt.     Zwischen  den  Parteien  hat  eine  Abrechnung  (Bcm.  3a)  stattzufinden. 

[Die  Aufrechterhaltung  der  Rückversicherungen.]  2.  Der  Grundsatz  von  der 
Aufhebung  aller  Rückversicherungen  erleidet  Ausnahmen: 

[Unmöglichkeit,  einen  neuen  Rückversicherer  zu  finden.]  a)  Alle  Rück- 
versicherungen (Retrozessionen)  ohne  Unterschied  des  Risikos  der  direkten  Versicherung, 
also  Feuer-  und  gleichgestellte  Versicherungen,  See-,  Lx;lx;ns-Versichcrungcn,  und  ohne 
Unterschied,  ob  die  Gefahr  vor  oder  nach  dem  ,, Feindwerden"  zu  laufen  begonnen  hatte, 
bleiben  bis  zum  Ablauf  von  drei  Monaten  nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrags 
(10.  Januar  1920)  in  Kraft,  wenn  es  dem  Rückversicherungsnehmer  infolge  feindiicljcn 
Finfalls  (,,invasion")  unmöglich  war,  einen  anderen  Rückversicherer  zu  finden  (Abs.  2). 

Die  Notwendigkeit  zvm^  AbsclduÜ  eines  neuen  Veiliages,  auf  Grund  dessen  Rück- 
versicherungen eingegangen  werden,  kann  sich  ergeben  haben,  etwa  weil  der  ursprüng- 
liche Vertrag  abgelaufen,  oder  weil  er  unter  dem  Einfluß  der  englischen  Auffp'^simg 
(Camp bei  1  S.95)  für  unwirks.-xm  gehalten  worden  ist.  Wenn  auch  die  mit  Kriegsausbruch 
erfolgte  Ausschlieüiuig  der  deutschen  Rückversicherungsgcscllschaften  durch  zahlrei.;ho 
Neugrüiulnngeir  auszugleichen  versucht  worden  ist,  so  hat  sie  sich  doch  im  intcrnationak-n 
Versicheriuigsgcschäft  stark  bemerkbar  genuiclit.  Der  eingetretene  Mangel  soll  l)eseitigt 
werden,  indem  die  Verträge  mit  den  feindlichen  (deutschen)  Gesellschaften  noch  eino 
Zeitlang  sogar  über  den  Friedensschluß  hinaus  aufrecht  erhalten  bleiben.  Diesen  Ver- 
hältnissen entsprechend  müßte  die  Aufrechterhaltung  vorgesehen  sein,  wenn  die  Unmöglich- 
keit eines  neuen  Vertragsabschlusses  infolge  des  Krieges  zutage  getreten  ist.  Soweit  geht 
jedoch  §  20  Abs.  2  nicht.  Er  erkennt  als  Grund  nur  den  , .feindlichen  Einfall"  an.  Eine 
Behinderung  durch  feindlichen  Einfall  ist  bloß  dann  gegeben,  wenn  der  Erstversicherer 
(Rückversicherungsnehmer)  infolge  militärischer  Besetzung  oder  Abschneidung  des  Ortes 
seiner  Niederlassung  keine  Verbindung  mit  einem  neuen  Rückversicherer  herstellen  konnte. 
Bloß  eine  hierdurch  vcranlaßtc  Unmöglichkeit,  das  Risiko  rückzudecken,  ist  beachtlich; 
sie  wird  in  verhältnismäßig  wenigen  Fällen  gegeben  sein.    Ders.  Ans.  Berliner  Z.  20  124. 

Die  Aufhebung  des  Vertrages  vor  Ablauf  der  dreimonatlichen  Frist  ist  nur  im  beider- 
seitigen Einvernehmen  zulässig,  denn  beide  Parteien  erhalten  durch  den  Friedensvertrag 
das  Recht,  die  vertraglichen  Beziehungen  noch  drei  Monate  nach  Inkrafttreten  des 
Friedensvertrags  weiterlaufen  zu  lassen. 

[Lebensrückversicherungen.]  b)  Bei  Lebcnsrückvcrsichcrungcn  (Retro- 
zessionen), deren  Gefahr  schon  vor  dem  ,, Feindwerden"  zu  laufen  begonnen  hatte,  bleibt 
die  Ilaftmig  des  Rückversicherers  für  eingetretene  Versicherungsfällc  unberührt,  aber  im 
übrigen  gelten  auch  diese  Rückversicherungen  mit  dem  A\igenblick  des  , .Feindwerdens" 
als  aufgelöst.  Eine  L4;bensversicherung  (Vorbcm.  i  vor  §  11)  fängt  mit  dem  Augenblick 
an  zu  laufen,  in  dem  die  Haftung  des  Versicherer.«»  beginnt.  Gewöhnlich  fällt  dieser  Zeitpunkt 
mit  der  Einlösung  der  Police  zus.-xmmen,  jedoch  ist  auch  möglich,  daß  die  Lebensversiche- 
rung erst  von  einem  späteren  Zeitpunkt  an  in  Kraft  gesetzt  wird.  Im  Gegensatz  zu  der 
direkten  Lebensversicherung,  bei  der  es  bloß  darauf  ankommt,  daß  der  Vertragsabschluß 
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vor  dem  ., Feindwerden"  liegt  (§  ii  Abs.  i).  ist  die  Haftung  auf  Grund  von  Lcl)casrürk. 
vcrsichcruPRcn  davon  abhängig,  daß  auch  ihre  Inkraftsetzung  vor  dem  .,  Feind  werden" 
erfolgt  ist. 

[Seerückversicherungen.]     c)    Bei     Secrückvcrsicherungen    (Retrozessionen), 
deren  Gefahr  vor  dem  ,, Feindwerden"  zu  laufen  begonnen  hatte  (§  i6  Bern.  2).  bleibt  die 
Haftung  für  eingetretene  Vcrsiciierungsfällc  aufrecht  erhalten,  im  übrigen  gelten  auch  diese" 
Rückversicherungen  mit  dem  Augenblick  des  ..Feindwerdens"  als  aufgelöst.  Anders  dagegen 
im  Falle  des  §  23. 

[Die  Abrechnung  unter  den  Parteien.]  3.  Die  Abrechnung  unter  den  Parteien 
erfolgt  unter  Beachtung  des  Art.  296.  Die  geschuldeten  Beträge  sind  von  ihrem  Fälligkeits- 
tage ab  bis  zum  Tage  ihrer  Entrichtimg  in  üblicher  Höhe  zti  verzinsen.  tU>cr  die  Verjährung 
der  Ansprüche  vgl.  §  11  Bern.  5.     Im  übrigen  ist  zu  unterscheiden: 

[Aufgehobene  Rückversicherungen.]  a)  Bei  Rückversicherungen  (Retro- 
zessionen), die  in  vollem  Umfange  als  aufgehoben  anzusehen  sind  (Dem.  i),  also 
bei  Lebens-  und  Scerückversicherungcn,  bei  denen  die  Gefahr  erst  nach  dem  ..l'cind werden" 
zu  laufen  begonnen  hatte,  und  bei  Rückversicherungen  von  Feuer-  (§  g)  und  gleichgestellten 
Risiken  (§  19)  gilt  als  Stichtag  der  Augenblick  des  ,. Feindwerdens".  Der  Versicherungs- 
nehmer muß  die  Prämien  zahlen,  die  den  von  dem  Rückversicherer  tatsächlich  übernom- 
menen Risiken  entsprechen.  Der  Rückversicherer  hat  die  Schäden  vertragsgemäß  zu  ver- 
güten, die  bis  zu  dem  Augenblick  des  ., Feindwerdens"  eingetreten  sind  (§  20  Abs.  3,  S.  2). 
Entsprechend  den  Gepflogenheiten  im  Rückversicherungsverkehr  muß  der  Rückversicherer 
auch  hinsichtlich  erhaltener  Provisionen  und  sonstiger  Gegenleistungen,  insoweit  er  sie 
nicht  verdient  hat.  abrechnon. 

[In  Kraft  gebliebene  Rückversicherungen.]  b)  Bei  Rückversicherungen 
(Retroce.ssionen) .  die  gemäß  Abs.  2  invollcm  Umfange  in  Kraft  geblieben  sind  (Bcm.  2  a), 
müssen  die  Parteien  ihren  gegenseitigen  Verpflichtungen  uneingeschränkt  bis  zum  Ablau fs- 
tcrmin  der  Verträge  nachkommen.  Nur  für  Kriegsschäden  (§  17)  besteht  keine  rechts- 
verbindliche Haftung, 

[See-  und  Lebensrückversicherungen.]  c)  Bei  See-  und  Lcbcnsrückver- 
Bichcrungen,  deren  Gefahr  schon  vor  dem  ,, Feindwerden"  zu  laufen  begonnen  hatte 
(Bcm.  ab.  c),  gilt  d.isselbc  wie  oben  unter  a;  jedoch  hat  der  Rückversicherer  auch  lirsatz 
für  die  erlittenen  Verluste  auf  Grund  von  Gefahren,  die  vor  dem  , .Feindwerden"  zu  laufen 
begonnen  hatten,  zu  leisten  (§  20  Abs.  3  S,  1). 

[Ante  bellum-Schulden.]  d)  Bei  Abrechnung  von  ante  bcUum-Schuldcn  auf 
Grund  von  Scerückversicherungen  gilt  §  16  Abs.  4  entsprechend  (§  24). 

§  21.  21. 

Los  dispositions  du  paragraphc  pr^-  The    provisions    of    thc    prcccding 

cddrnt    s'dtcndcnt    ögalcment    aux    rd-  paragraph    will    cxtcnd    oqually    lo    rc- 

assurances  cxistant  au  jour  oü  Ics  partics  insuranccs  cxisting  at   thc  datc  of  thc 

sont  dcvenues  cnnemies,  des  risques  par-  parties  bccoming  enemics  of   particular 

liculiers    acccptös    par    Tassurcur    dans  risks   undcrtakcn   by   thc   insurcr   in   a 

un  contrat  d'assurancc,   autres  quo  Ics  contract  of  Insurance  against  auy  risks 

risques  sur  la  vic  ou  maritimes.  other  than  lifc  or  marine  risks. 

§21. 
Hat  ein  Versicherer  in  einem  Versicherungsverträge  die  Haftung  für  besondere 
Gefahren  (übernommen,  die  keine  I.4:bcns-  oder  See  Versicherungsgefahren  sind,  so 
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erstrecken  sich  die  Bestimmungen  des  vorstehenden  Paragraphen  gleichfalls  auf  die 
entsprechenden  Rückversicherungen,  die  an  dem  Tage  bestanden,  wo  die  vertrag- 
schließenden Parteien  Feinde  geworden  sind. 

[Spezialsachrückversichcrungsvcrträge.]  i.  Im  c;(n(>nsatz  zu  nllgcmeinon  Rück- 
vcrsiclierungsvcrtrilßcn  (§  20)  behandelt  §  n  besondcic  Vertrayc,  auf  Cirund  deren  Risiken, 
die  keine  Lcl)cns-  oder  Seeversicherungen  sind,  rückgcdcckt  worden  sind. 

[Materielle  Regelung.]  2.  Die  auf  Grund  besonderer  Abrede  vor  dem  ,, Feindwerden" 
in  Rückdeckung  übernommene  Versicherung  eines  Feuers  (§  9)  und  eines  ihm  gleich- 
gestellten Risikos  (§  19)  gilt  in  dem  Augenblick,  in  dem  die  Parteien  Feind  werden 
im  Sinne  der  §8,  als  aufgehoben.  Sic  bleibt  aber  noch  drei  Monate  lang  nach  Inkrafttreten 
des  Friedensvertrags  (10.  Januar  1920)  aufrechterhalten,  wenn  es  dem  Rückver- 
.sicherungsnehmer  (Erstversicherer)  infolge  feindlichen  Einfalls  unmöglich  war,  einen 
anderen   Rückversicherer  zu  finden.     Im  übrigen  vgl.   §  20,  Bcm.  i,  2a.  3a,  b. 


§    22. 


22. 


La   rcassurance   d'un    contrat   d'as-  Rc-insurance  of  life  effected  by  par- 

surancc  sur  la  vic,  faitc  par  contrat  par-  ticular    contracts    and    not    undcr    any 

ticulier  et  non  comprisc  dans  un  traitd  gencral  treaty  remain  in  force. 
gdnöral    de    reassurance,    restera    cn    vi- 
gueur. 

Les   dispositions  du   paragraphc    12  The     provisions    of     paragraph     iz 

s'appliquent   aux   traitds  de  r(^assurance  fipply     to     treatics     of    rc-insurance    of 

des  Polices  d'assurances  sur  la  vie  dans  lifo  insurancc  contracts  in  which  cnemy 

lesqucls    les    compagnies    ennemies    sont  companies    are  the  re-insurers. 
reassurcurs. 

§    22. 

Die  Rückversicherung  eines  Lebcnsversichcrungsvertrags,  die  auf  Grund  eines 
besonderen  Vertrags  abgeschlossen  worden  und  nicht  in  einem  allgemeinen  Rück- 
versicherungsvertrag enthalten  ist,  bleibt  in  Kraft. 

Haben  feindliche  Gesellschaften  Lebcnsvorsicherungspolicen  rückversichert,  so 
finden  auf  diese  Rückversicherungsvcrträgc  die  Bestimmungen  des  §  12  Anwendung. 

[Spcziallebensrückversicherungsvcrträge.]  l .  Die  Rückversicherung  (Retrozession) 
eines  I.ebensversicherungsrisikos  (Vorbeni,  1  vor  §  11),  nicht  in  einem  allgemeinen 
(.,trait6  g^niral"),  .sondern  in  einem  besonderen  (,, contrat  jiarticulicr")  Vertrag 
bleibt  in  vollem  Umfange  in  Kraft  ohne  Unterschied,  ob  der  Lcbcnsvcrsichcrungsvcrtrag 
vor  oder  nach  dem  , .Feindwerden"  der  Parteien  in  Kraft  gesetzt  worden  ist.  Insofern 
besteht  ein  Unterschied  zu  §  20  Abs.  i  a.  E.  (Dem.  2b).  Erforderlich  ist,  daQ  die  Rück- 
verHichcrung  vor  dem  ,, Feindwerden"  zustaiulc!  gekommen  ist.  Derartige  Rückversiche- 
rungen werden  nlso  ebenso   Iwhandclt   wie  direkte  Lebensversicherungen   (§   11   Abs.   i). 

[Auflösung  der  deutschen  Rückversicherungsverträge.]  2.  Die  wenig  glücklich 
gefaßte  Bestimmung  des  Abs.  2  wird  nur  verständlich,  wenn  man  sich  die  Bedeutung  des 
§  12  vergegenwärtigt.  Hiernach  ergibt  sich,  daß  , .feindliche"  Gesellschaften  nur  deutsche 
sein  können.  Im  Gegensatz  zu  Abs.  1  müssen  die  Rückdeckungen  von  LelH-nsverhichcrunga- 
rihikcn  (Vorbem.  i  vor  §  11)  auf  Grund  allgemeiner  (anderer  Ansicht  Berliner  Z.  20  126, 
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der  Abs.  2  nur  auf  Spozialrückversichcriingsvcrlräf;c  anwendet)  Verträge  zustande  gckoninica 
sein.  Somit  folgt:  deutsche  Rückvcrßicherungsgescllschaften  haben  vordem  Kriege  die  Rück- 
deckung von  Lebensversicherungen  übernommen,  die  zwisciien  einem  Versicherer,  der 
einer  a.  oder  a.  Macht  angehört,  und  einem  Vcrsicherungsnclimcr  gleichviel  weicher  Slaals- 
angehöiigkeit  abgeschlossen  worden  sind.  Ebenso  wie  bei  den  von  deutschen  Gesellschaften 
mit  Staatsangehörigen  der  a.  oder  a.  Macht  abgeschlossenen  direkten  Lcbensvcrsichcrungs- 
vcrträgen,  haben  sich  die  a.  oder  a.  Mächte  einseitig  das  Recht  vorlx;haltcn,  binnen  drei 
Monaten  nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrags  (10.  Janiiar  1920)  die  la\if  enden  Rück- 
Versicherungen  (Retrozessionen)  aufzulösen  und  somit  aiich  den  Geschäftsbetrieb  der 
deutschen  Riickversichcrungsgesellschaften  im  feindlichen  Ausland  zu  vernichten.  Die 
zwangsweise  Abtretung  der  Rückversicherungsportefeuillcs  kann  nur  von  jeder  a.  oder 
a.  Macht  selbst  gegen  den  Willen  des  Versicherers  für  alle  Rückvcrsichenmgcn  oder  für 
eine  bestimmte  Gruppe  von  ihnen  diirchgcführt  werden.  Die  schwere  Schädigvmg  der 
deutschen  Rückversicherungsgesellschaftcn  liegt  vor  allem  darin,  daß  auch  sie  den  auf 
die  Rückversicherungen  entfallenden  Teil  ihres  Vermögens  herausgeben  müssen.  Im  übrigen 
vgl.  Bemerkungen  zu   §  12. 


§  23-  23. 

Dans  Ic  cas  d'unc  röassurancc  cffcc-  In  case  of  rc-insurancc  cffcctcd  bc- 

tudc  avant  la  gucrro,  d'un  contrat  d'as-  forc  thc  war  of  a  contract  of  marine  in- 

»urancc   maritime,   la  ccssion  du   risque  surancc,  thc  ccssion  of  a  risk  which  had 

c6(16    au    rdassurcur    restera    valable    si  been    ccdcd     to    thc    rc-insurcr    shall, 

ce  risque  a  commcncd  ä  6trc  couru  avant  if  it  had  attachcd  bcforc  tlie  outbreak  of 

rouvcrturc  des  hostillt<5s,    et   Ic   contrat  war,  rcmain  valid  and  cffcct  bc  givcn  to 

rcstcra    valable    malgrd   l'ouvcrturc   des  thc   contract   notwithstanding   thc   out» 

hostilitfe.    Lcs  sommes  dues  en  vertu  du  break  of  war;  sums  due  undcr  the  con- 

contrat  de  rdassurance,  en  ce  qui  concerne  tract  of  rc-insurancc  in  rcspcct  eithcr  of 

soit  des  primes,  soit  des  pcrtrs  subics,  prcmiums   or    of    losscs    shall    bc  rcoo- 

scront  rccouvrablcs  aprös  la  gucrre.  vcrablc  »iftcr  thc  war. 


23. 

Ist  vor  dem  Kriege  ein  Seeversicherungsvertrag  rückversichert  worden,  so'^ bleibt 
die  Übertragimg  der  Gefahr  auf  den  Rückversicherer  gültig,  wenn  diese  Gefahr  vor 
Eröffnung  der  Feindseligkeiten  begonnen  hatte;  der  Vertrag  bleibt  trotz  der  Eröffnung 
der  Feindseligkeiten  in  Kraft.  Nach  dem  Kriege  kann  die  Zahlung  der  auf  Grund  des 
Rückversicherungsvcrtragcs  geschuldeten  Beträge  für  Prämien  oder  für  erlittene 
Verluste  verlangt  werden. 

[Spezialseerückversicherung.]  1.  Die  Rückdeckung  eines  Scerisikos  auf  Grund 
besonderen  Vertrages  bleibt  in  vollem  Umfange  aufrecht  erhalten,  wenn  die  Rück- 
deckung vor  dem  Kriege  zuslnndo  gekommen  ist  und  die  Gefahr  vor  Eröffnung  der  Feind- 
seligkeiten zu  laufen  begonnen  hatte.  Der  Rückversicherer  ist  also  verpflichtet,  nicht  bloß 
wie  im  Falle  des  §  20  Abs.  i  a.  E.  (§20  Bern.  2c)  für  erlittene  Verluste  auf  Grund  von 
Gefahren,  die  vor  dem  Feindwerden  zu  laufen  begonnen  hatten,  Ersatz  zu  leisten, 
sondern  der  Vertrag  bleibt  ohne  jede  Einschränkung  aufrechterhalten.  Der  Rückversicherer 
haftet  also  weiter,  wie  wenn  der  Krieg  nicht  ausgebrochen  wäre, 
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[Abrechnung  der  Parteien.]  2.  Nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrags  haben  die 
Parteien  unter  Beachtung  des  Art.  296  miteinander  abzurechnen:  der  Versicher\ings- 
nchmcr  liat  die  geschuldeten  Prämien,  der  Rückversicherer  die  Ersatzleistungen  für  er- 
littene Verluste  zu  gewähren.    Im  übrigen  vgl.  §  20  Bern.  3. 

[Anwendung  der  §§  17,  18,  16  Abs.  4.]  3.  Über  die  entsprechende  Anwendung  von 
5§  17,  18,  16  Abs.  4  vgl.  §  24. 


§  24.  24. 

Lcs  dispositions  dos  paragraphos  17  The    provisions    of    paragraphs    17 

et  18  et  le  dernier  alinöa  du  paragraphc  16  and  18  and  thc  last  part  of  paragraph  16 

s'appliqucront    aux    contrats     dv     rdas-  shall  apply  to  contracts  for  thc  re-insu- 

suranccs  de  risqucs  maritimes.  rancc  of  marine  risks. 

§  24. 
Die  Vorschriften  der  Paragraphen  17  und  18   und  der  letzte  Absatz  des  Para- 
graphen    16    finden     auf     Riickvcr.sichcrungsverträgc    für    Sccversicherungsgcfahr 
Anwendung. 

[Anwendungsgebiet.]  l.  Die  cntsprccliende  Anwendung  der  §§  17,  18,  16  Abs.  4 
auf  die  Seerückversicherung  kommt  für  allgemeine  (§  20  Abs.  i)  und  besondere  (§  23) 
Verträge  in  Betracht. 

[Beschränkung  der  Haftung  für  Kriegsschäden.]  2.  Auch  der  SccrückvcrsiclRMcr 
haftet  niclit  rechtsverbindlich  für  Kriegsschäden,  die  auf  eine  Ilandhmg  der  Maclit, 
der  der  Rückversicherer  angehört,  zurückzuführen  ist  (§  17).  Hat  ein  englischer  Versicherer 
Rückversicherung  (Retrozession)  für  eine  bei  einer  deutschen  Versicherungsgesellschaft 
abgeschlossene  Seeversicherung  übernommen,  so  haftet  der  englische  Rückversicherer 
nicht,  wenn  der  Schaden  diirch  eine  Kriegsliandlung  Englands  oder  einer  a.  oder  a.  Macht 
verursacht  isl,  <>r  haftet,  wenn  der  Schudeu  auf  eine  Kriegslwindlung  Dcutsclilands  oder 
einer  mit  ihm  verbündet  gewesenen  Macht  ziu'ückziiführen  ist.  Hat  umgekehrt  eine  deutsche 
Gesellschaft  Rückversicherung  (Retrozession)  für  eine  bei  einer  ausländischen  (feindlichen) 
Gesellschaft  abgeschlossene  Seeversicherung  übernommen,  so  haftet  der  deutsche  Rück- 
versicherer nicht  für  einen  Schaden,  der  seine  Verursachung  in  einer  Kriegsliandlung 
Deutschlands  hat,  er  haftet  für  einen  Schaden,  der  durch  eine  Kricgshandlung  einer  a. 
oder  a.  Macht  oder  einer  mit  Deutschland  verbündet  gewesenen  Macht  herbeigeführt 
worden  ist.     Vgl.  die  Bern,  zu   §  17. 

[Keine  Wiederherstellung  früherer  See-Rückversicherungsverträge.]  3.  Eine 
vor  dem  Kriege  von  einer  deutschen  Gesellschaft  mit  einem  feindlichen  Versicherer  oder 
von  einem  feindlichen  Versicherer  mit  einer  deutschen  Gesellschaft  abgeschlos.scnc  See- 
Rückversicherung  (Retrozession)  gilt  durch  die  nach  Eröffnung  der  Feindseligkeiten 
mit  einem  nicht  feindlichen  Versicherer  abgeschlossene  Seerückversicherung  (Retrozession), 
die  dasselbe  Risiko  deckt,  als  aufgehoben  (§  18,  vgl.  die  Bem.  zu  §  i8). 
i^-  [Berichtigung  von  ante  bellum-Schulden.]  .j.  Kommt  ein  Übereinkommen  über 
die  Abrechnung  der  auf  Grund  vor  dem  Kriege  abgeschlossener  Scc-Rückversichcrungcn 
(Retrozessionen)  geschuldeten  Beträge,  die  vor  dem  Kriege  fällig  waren,  aber  nicht  mehr 
ausgeglichen  worden  sind,  zustande,  so  sollen  Zinsen  für  Entschädigungsleistungen  erst 
ein  Jahr  seit  Eintritt  des  Versichcrungsfalls  zu  laufen  beginnen  (§  16  Abs.  4).  Vgl.  die 
Bem.  4  zu  §  16. 


Stich  Wörterverzeichnis.  *) 


K»  hrdrulcn 


A. 


V  es  Yersicheruni;. 
!••  =  Bemerkung  la  zu  §  1. 
1  V**  =  Pemerkung  1«  in  Vorbemerkung  vor  §  1. 


Abrcrhniinp  9*,  20*,  33*. 
Abscblllß  des  Vertrages 

—  «lurrh  Apentur  8*. 

—  durch  Korrespondent  8*,   Iß*. 

—  durch  Feind  für  Deutsche  9*. 

—  (»cfahrbepinn  8*. 

—  (M   II». 

—  Police  8». 

—  s'.ip  8«. 

~  Zeitpunkt  8»,   »,   II*,   t6*. 
AbschliißTerbot  9*.  n"- 

—  Amerika  8  Via'*,  8««. 

—  Brasilien  8'*. 

—  Deutschland  8". 

—  England  8"'. 

—  Frankreich  8". 

—  Italien  8"». 
Abtretung)  iwangsm-eisc  aa*. 
Agentur  s.  Zweigniederlassung. 
Amerika  s.  Vereinigte  Staaten  von  — 
Anlorderiing  17*. 

Anhaltung  i;*. 

Ante-bellum' Schuli«n  16*,  ao*',  34*. 

AntlBclcktlon  11",  13*^. 

AnieigcprUcht  n". 

Arbeltslosen-Y.  u  V. 

Autbringung  17*. 

AutiliebuDg  Y.  Yerträgen 

—  der  Feuer-V.  9*. 

—  der  Lebens-V.   II*,   Iß"*. 

—  anderer  19'. 

—  der  See-V.  i6«,  18',  «. 
~  der  Rück-V,  ao"',  aa'. 

AutlOgung  T.  Verträgen  8  V"'''',  ii«»,  ••, 
16',  i8«. 

—  durch  die  a.  u.  a.  Mächte  la"*'. 


ia< 


Autrechtcrhaltung  t.  Verträgen 

—  der  l'cucr-V.  9',   lO*. 

—  der  Lcbcns-V.   II ',  •. 

—  der  Kllck-V.  20',  ai*. 

—  der  Scc-V.   16*,   •• 

—  von  Cbcrfülirungs-  u.  Haflungs-Verträgen  10*. 
Aufslchfsbcliörde  8",  loV 
Ausfuhrverbot,  V.  von  Waren  unter  —  8'*. 
Auiglclchsaint  lünl. 

Ausiandsgf schuft  la'. 

AugschluQfrlit  9". 

Aussteuer- V.  11 V.  | 

B. 

Belgien  8  Vib',  ii'*,  «;  ii'»,  la«. 
belligercnt  action  17*.  I 

Beschlagnahme  17*.  I 

Betriebsverlust-V.  19'.  j 

Berotlmächtigter  10»,  13^. 

—  Haupt  —   10»,   13». 

ßeiugsbercchtigter  Dritter  ii',  •,  la*,  i3»N 
Blitxscblagschaden  9  V>. 
Bodmercigclder  16*''. 
Bombenwurf  17*. 
Braadichaden  9V'. 
BraiUIen  8  Vi",  •.  . 

BundesratsTerordnungen  ».  Zahlung,  Zahlungs- 
frist. 


Chomage-V.  9  V*. 


C. 


D. 


Dänemark  8  Vib>. 
Danzig  8  Viii>. 

Deckungskapital  s.  Främienre8er>c 
Deklaration  16". 


♦)  Das  Stich  Wörterverzeichnis   ist   von    Herrn  stud.  jur.  F.  Amt  hör,   Hamburg,   angefertigt,   dem 
ich   für   diese  Mühewaltung  und  die  Durchsicht  der  Korrekturen  auch  an  dieser  SteUe  herzlich  danke. 
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DeatschlAnd 

—  AbschluOverbol  8Vu'*,  8". 

—  L'nlcrsafjung  8". 
s.  Zahlung,  Zahlungsfrist. 

E. 

KhrcnpoUr«)  17'. 

£ii:rntünicr  als  Vcrlragsgcgncr  9  V*. 

Einbrucbsdlebstahl-V.  8  Vis',  I9S  ^ 

Einfall,  leindlirhcr  20*»,  ai». 
ElDlüsung  ao*''. 
Elnzel-V.  16». 
El8»0-Lothrlin,'on  8Vin«. 
En>rlan(l  8V11,  S"'. 
Eotichädi^'un^sleistung  s.  V-leislung. 
ErstTergichercr  s.   Versicherer. 

Exof'dentenrückTorsichcrang  s.  KUck-V. 
ExpioHionssrhadcn  9  V'. 

F. 

Feind,  Herrin  8*,  aa*. 
Feindwerden,  Degriff  8*.  ! 

Feuer-V.8  Via'*,",  n '•.'•,«,  8'^9V>^  iiV,  11',  , 
16  V,  19',  »,  ao»,  31*. 

—  HegrilT  9  V'. 

—  Verlragsgcgncr  9  V'. 

—  versichertes  Gul  9  V*, 

—  entgehender  (»cwinn  9  V*. 

—  Rück-V.  s.  »I. 

—  Aufrcchlcrhallung  9',   lo'. 

—  Vcrtragsvcrpflichlungcn  9*—*. 

—  Aufhebung  9',  '. 

—  KUcktritlsrechl    lO*. 

lionting  puUcy  lO*'. 

Fracht- V.  I6*^ 

Frankreich  8  Vii»,  «,  8'',  13«. 

Frehein  von  der  Lcislungspflichl   II*,    14"^. 

Frlf  dcu8Tertrag,   örtlicher  Geltungsbereich   8  Vi. 

Fristea  9'- 

Furtado  t.  Rogers  8  VII'^ 

G. 

Ciefahr  8^  16»,  ao»*,  '•,  ^  23«. 
OcKonBeltlgkelt  8  Vji».  17*. 
Goltun^Hbcrolch  des  Kricdcnsverlragcs  8  Vi. 
Gcrinain  s.  St.  G. 
GescbältSTOrbot  s.  AbschluOvcrbot,   UnlcrsaguDg, 

Gewinn,  entp:eheDder  9V^ 
GcnInnbctcillguDg  la«. 
Glas-V.  19'. 
Gttter-V.  16",  ^ 


H. 

Haftpriicht-V.  8  Vin>,  19'. 

IlaltunKS-   und  Üborführanggyerträge  8  Vu*, 

g"*'',   10""^   19'. 

—  Aufrcchlerhaltung   lO", 

—  Haftung  d.  früheren  Versicherer»   lo*. 

—  Kückübcrlragung    10*,  *•". 

—  Auskunftspflicht   10*'. 

—  Revision  der  Hcdingungcn   10". 
Ilavarclpeldcr  lö**^. 
IlypOthokcn^'läubiger    als    Vertragsgegner    9  V*. 

I. 

Invallditäls-V.  n  V,  19'. 
Italien  8  Vu'. 


Japan  8  Vu,  a'. 


J. 


K. 


Kapital- V.  11  V,  u»,  '«. 

kaulion  l3^ 

Konkursverwalter  als  Vertragsgegner  9  \*. 

Koiiterbando  8'». 

KorrospoiidoiiiabachiuO  8\   13*. 

Krankcn-V.  uV,  13**,  19'. 

Krie^shandlungen  8Vu*,  17'    *. 

—  des    llciniatstaats    des  Versicherers    17*,  24*. 

—  des    llciniatstaats    de»    Versicherungsnehmers 

17*.  24'. 
KricgsuiaßnahiuoQ  9*,  11*,  I3^  17*. 
Kriegsrecht 

—  deutsches   13^. 

—  englisches  8  Vii. 

—  franzosisches   13*, 

s.  a.  Versiclicrungsvertragsrccht,  Vorkriegsvcrlrägc. 
Kriegsschaden  i6>,  17',',  i8«,  2o■'^  24«. 
Kriegsstcrbelall  u*,  13'. 
Kriegsteilnehmer  14*. 
Kriegs- V.  SVia".  ",  »,  8",'.  n». 
Kündigung  8  Via"',  11*,  8'*,  9**i  io>,  11«,  i3«*, 

14'.   i8'. 

L. 

Laulende  V.  16»,*',  aa». 

—  llcgrilV,  Deklaration    16". 

Lcbon8-V.8  Via'",  u»,  ii^  »,  8^^  ^  \  9',  "V^, 
16',  19»,  «,  20  V»,  20»,  »•,  •,  21 ',  aa"*. 

—  «egrifi   II  V. 

—  Rück-V.  8.  d. 

—  Recht  des  Orte»    13'". 
Legitimation  des  Knipfangers   11*,'*,*'. 
Leibrenten- V.  8  Vu'". 
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M. 

Mnhnun^'  n*.  u*« 

Bloratoriuui,  Frankrcirh   13*. 

MIotsvcrliiHt-V.  19'. 

Mnrine  Insurance  Act  16  V',«,  16". 

N. 
Nachfrist  8  Vn*.  9*,  •• 
»hmung  17*. 
>MoObraucher  als  Vcrlragsgegner  9  V'. 

0. 

Oblicf^cnhcltcn 

—  Ilcfiriff  11". 

—  Niclitcrfüllung  9*,   ii*,  ",  iß*. 

P. 

PHchtcr  als  Verlragsgcgner  9  V*. 
Pfandgliiublixor  11'*, 

—  als  Verlragsgcgner  9  V', 
Polen  8V1D'. 

Police  8^  20«". 

Prämie  9«.  ".•.  n '.*,»,',•,••,  ",  14"»,  i6«,«,  i;«, 

>9',  aj»'. 

--  erste  —   14*.  • 

—  Folge  —  14*. 

—  Narlifordcrung   14'". 

—  NicIUzahlung    infolge    Kriegsmafinahmen   9*, 

11»    tfl— is_ 

—  Verzinsung  s.  d. 

Pränilcnrcscrvo  8VIA'^  11",  la«. 
Provisionen  20'». 
PrUfungBÄmter  Kinl. 

Quotcnrück-V.  s.  Rück-V. 

K. 

Reise- V.  16»,  »•. 
Rcnten-V.  11  V>,  11*. 
restitutio  in  integrum  8  Vn*. 
RetrozosHion  20  V'"-*,  ao\  •,  aa',  *,  a4*— *. 
Rückkautswert  ii\  ",  '». 

—  Antraggfrist  zur  Auszahlung  ll'*. 

—  Auszahlung  1 1  '*. 

—  Ucrechnung  1 1  '•. 

—  Verzinsung  1 1  '*. 
Rücktritt  io\  i8>. 
RückTersicheror  aoV»'',  ao»»,  ai». 
Rück-y.  8ViA«',  »,  II«,  8"»-*,  19»,  aoV"'. 

—  Begriff  ao  V. 


—  fakiill.itive,  nV)ligntorische,  laufende,  Quoten», 
Kxcedcnten-  20  V*. 

—  Auflichung  20 "^^ 

—  Inkraflbleilien  ao',  •*'. 

—  Feuer-  9V*,   11  V,  20*',  aiV 

—  Lehens-  8',  11  V*,   11',  12',  20  V»,  20*",  *•,  *. 

—  See-  8  Vii"-*,  8'*,  \   16  V»,  17«,  l8»,  20  V», 
20«',  »»,  ',  34"-*. 

—  Speziallebens- Verträge  aa',  •. 

—  Spczalsach- Vertrüge  21',  •• 

—  Spczialsec- Verträge  23'—*. 

s. 

Scimdonsrall  s.  V.fail. 
Schadciissuuiuie  s.  V.leislung. 
ScbadcDS-V.  s.  V. zweige. 
Scilüsso  17*. 
Schwarze  Liste  8'^^ 
Socbüuterecht  8  Vii'\ 

Seo-V.  8  Via'*, '•,  Il'^  «, »,  SS", ^ *, »,  10»,  16 V»^ 
lö'ff  -I8'^  19, ', »,20V»,  ao»,»*,«,  ai>,  a3>-«, 
24'-*. 

—  Ueoht  10  V«. 

—  Kilrk-   s.   d. 

—  Auflösung   16',   18',  •. 

—  Aulrciiilcrhallung   l6*,  •. 

—  Arten    16', 

—  ante-hrllum-.ScIiulden   16*. 
Kriegssrhiidcn    17"^. 
Wiedcrlicrstcllung   18'. 

Sccligniauu  t.  Eagio  Ins.  ii'*. 

sllp  8». 

Spar-V.  u  V. 

SU  Gorniain,  Vertrug  von  —  ^Vm. 

Studlüiigeld-V.  11  V. 

Südafrikanische  Union  8  Vii"'. 

Suspension  8  Vu'",  ii*^. 

T. ' 

Tontiucn-V.  11  V«. 
Torpedo  17». 
Transport-V.  16  V,  19». 
Treuhänder  8  Via'\  ii'». 
Tsohoclio- Slowakei  8Vio'. 

ü. 

€bertahrtsg:older  i6**. 
ÜberführungsTertrog  s.  liafiungs-  und  — 
UnfaU-V.  8  Via'*,  d»,  8«^  iiV,  19». 
Untersagung  des  Geschüftsbctricbei  8'*. 
Untersuchung)  lirzillche  ii»«,  13»*. 
Unwirksamkeit  von  V.vertrUgen  li*'',  ao**. 
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Verolnipto  Staaten  v.  Amerika  8  Via'. 
Vorjährunp  ii\  14*,  16»,  20». 
Versicherer  8  Vn*.  14'^  20  V',  22*. 
Versicherter  u". 
Versichertes  Gut  9  V*. 

Versicherung,  Anwendung  der  Deslimmungen  auf 
die  einzelnen  Zweige  9*. 

Versichcningslall 

—  bei     Nichtzahlung    d.    Prämie   9*,    13***,    14'. 

—  vor    dem    Kriege    9',    16*,    18'    g.    a.    ante- 
bcllum-Schuldeii. 

—  während    des    Krieges    8  Vn"',    9*,    14*,   17*, 
18«. 

Verslcherunpslelslung  9', ",  11*,  14*,  16*,*,  23*. 

—  Verzinsung  r.  d. 

Versichcrungsnchinor  11'*,  13*1*''- 
VersIchcrunt^Hsununo    ».  V.leisiung. 
Versicherungsverträge   zwischen  Gesellschaficn 
8  Vi'. 

—  vor  dem  Feind  werden  8'. 

—  narli   dem   l'cindwerdcn  8'. 
Vor«lch©runjr8Torlrn(;Rrecl»t  der  Nationen  8  Vn*, 

9',  II«,  ",  13'^  14'^^ 

8.  n.  Kricgsrerht,  VorUricgsvcrlrägc. 
Vorsichcrungszwelgo  9  V,  ♦, »,  n  V,  19'",  ao*. 
Vertragsgoirnor 

—  Keucr-V.  9  V«. 

—  Staatsangehörigkeit   II*,   22*, 

Vertragsprilchten   8  Vii*.   9'.  *.  •.  •.    "*.'.". 
13*»,  20". 

—  Hcgriff  11". 

Vcrwalircr  aU  Vcrtragigegncr  9  V*. 
Verzinsung 

—  Prämie   ll\  '*,   I3*,   14'",  20*. 

—  V.leiilung  I3*,  16»,  *,  ao\  34*. 


Verzug  II*,  m"*-  i6*. 
Volks- V.  II  V; 
Vorkrtegsverträgc  o'. 

—  Amerika  8  Via"*. 

—  Deutschland  8  VIA'^ 

—  Brasilien  8  Via*. 

—  Japan  8  Via*. 
s.   a.   Kriegsrecht. 

w. 

Währung,  l'.inl. 

Wloderlnkraltsctzung    11',  •»,  **",    la**,   1.   a 
restitutio. 

z. 

Zahlung,    Bekanntmachung    des    Uundetrat*  Über 

Folgen   niclu  rechtzeitiger  —  la***. 
Zahlungstrli^t,    Hckanntmachung    des    Hundesrat« 

über  llcwilligung  von  —   13'^''. 
Zahlungsvorboto  9».  n'".  '",  ",  18'. 

—  Amerika,  8  Via'. 

—  Deutschland  8  Via'",  8",   1 1 '». 

—  Frankreich  8  Vii*. 

—  Ik-lgicn  8  Vn«,   ii"». 

—  Italien  8  Vn'^ 
Zolt-V.  8'»,    l6^  *". 
Zlnscszlnson  II^ 

Zurückfordcrung  gemachter  Leistungen  13* 
Zurückhaltung  17'- 
Zweigniederlassung 

—  AbschluÜ  .Kirch   8*.    Il'»,   13». 

—  anzuwendendes  Recht   13"^. 

—  Begrift'  13*. 
ZwelgstoUo  »•  Zweignicderlaiiung. 
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